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	                                         Akten Papst Leo

Art. 139                 Botschaft zum 10. Welttag der Armen am 15. November 2026

Der Herr ist die Zuflucht des Armen (vgl. Ps 14,6)

Liebe Brüder und Schwestern,
1. Der Herr ist die Zuflucht des Armen (vgl. Ps 14,6). Die Worte des Psalmisten weisen uns den 
Weg, den wir mit Blick auf den 10. Welttag der Armen gehen sollen. Wieder einmal gilt es, zum 
Wort Gottes zurückzukehren, um zu erkennen, wie wichtig die Armen im Leben der Kirche sind. 
Der Ausdruck aus dem Psalm wird zum Richtmaß für das christliche Leben, denn er offenbart 
das Antlitz Gottes und erkennt die menschliche Armut an. In einem dramatischen historischen 
Moment, wie es die Zerstörung des Tempels in Jerusalem war, fühlte sich das Volk der Gegenwart 
Gottes beraubt und erlebte ein noch nie da gewesenes materielles und moralisches Elend.

Dieses Wort erweist sich für jede Generation als sehr aktuell. Von Anfang an macht es den Wi-
derspruch deutlich, der auch heute noch oft auftritt. Die erste Feststellung lautet nämlich: „Der 
Tor sagt in seinem Herzen: Es gibt keinen Gott. Sie handeln verderbt, handeln abscheulich; da 
ist keiner, der Gutes tut.“ (Ps 14,1) Sie verdeutlicht den Kontrast zwischen denen, die sich weise 
verhalten, und denen, die ihr Leben so führen, als gäbe es nichts über ihnen. Leider fällt auf, wie 
weitverbreitet auch in unserer Zeit eine soziale Ungerechtigkeit ist, die von einer vermessenen 
Verdorbenheit herrührt, die gleichermaßen bedauerlich wie diskriminierend ist. Der Verlust des 
Sinns für das Transzendente im Alltagsleben ist nicht mehr nur eine theoretische Leugnung der 
Existenz Gottes; vielmehr zeigt er sich darin, dass seine Güte und Barmherzigkeit bei den Bemü-
hungen um persönliche und soziale Gerechtigkeit nicht berücksichtigt werden.

Die ersten, die darunter leiden müssen, sind die Armen, deren Zahl in vielen Gesellschaften nicht 
zufällig zunimmt. Die Abwesenheit Gottes lässt die Menschen nicht mehr in wechselseitiger Ach-
tung nebeneinanderstehen, vielmehr stehen sie im Zeichen der Herrschaft und Übervorteilung ei-
ner über dem anderen. So zeigt sich eine unselige Logik der Übervorteilung und Ausgrenzung, die 
marginalisiert und erniedrigt. In dieser Lage befinden sich nicht nur einzelne Menschen, sondern 
ganze Bevölkerungsgruppen. Die Worte des Psalms sind nach wie vor voller Wahrheit: „Sie fressen 
mein Volk, als äßen sie Brot.“ (Ps 14,4)

2. Der Schrei der Armen nach Gerechtigkeit wird heute durch vielfältige, immer subtilere Techni-
ken erstickt, bis all ihre Bemühungen, ihren Forderungen Gehör zu verschaffen, verstummen. Die 
digitale Welt radikalisiert die Vorurteile ihnen gegenüber und verstärkt den Schleier der Gleich-
gültigkeit, der ihre Anliegen verhüllt. Dem Armen bleibt nichts anderes übrig, als zu Gott zu rufen 
(vgl. Ps 34,7) und seine Klage vor ihn zu bringen, in der Gewissheit, dass er erhört wird, denn Gott 
ist treu und barmherzig. Die Unterdrückten, Gedemütigten und Schutzlosen wachsen auch heute 



Kirchliches Amtsblatt Münster 2026 Nr. 9 411

in der Gewissheit auf, dass sie sich vertrauensvoll und zuversichtlich auf Gott verlassen müssen. 
In diesem völligen Vertrauen kommt das Gefühl der eigenen Würde wieder zum Vorschein, man 
erkennt Schwestern und Brüder, mit denen man seine Träume gemeinsam verwirklichen kann, 
und die Hoffnung wird still und leise Wirklichkeit. Bei Gott Zuflucht zu suchen, bedeutet, den 
wahren und sicheren Schutz zu finden, den die Mächtigen nicht gewährleisten können und lieber 
verweigern.

Der Arme jedoch erkennt besser als andere das Wesentliche, denn er lebt vom Wesentlichen. 
Da er Christus von allen am ähnlichsten ist, erkennt er Gott als seine Zuflucht, auch wenn die 
Umstände dem zu widersprechen scheinen, und ist voller Hoffnung auf seine Gerechtigkeit, die 
nicht lange auf sich warten lässt. In der Nacht der Verlassenheit und Einsamkeit „wohnt der Arme 
im Schutz des Allerhöchsten“ (vgl. Ps 91,1). Alle, die in Bedrängnis sind, die Ungerechtigkeit und 
Kränkung erfahren, die leiden und Schmerzen haben, die einsam sind und keinen Sinn im Leben 
finden, können beim Herrn Trost und neuen Lebensmut finden.

3. Dass Gott Zuflucht ist, ist nicht nur ein Versprechen – in der Person Jesu Christi wird es Wirk-
lichkeit. Mit der Menschwerdung seines Sohnes nimmt Gott bei uns Wohnung und lässt so die 
erhoffte Zuflucht konkret und sichtbar werden. Jesus Christus ist wirklich Gottes Zuflucht für die 
Armen. Aus Gehorsam gegenüber dem Vater steigt er bis zum tiefsten Punkt hinab, dorthin, wo 
die Letzten sind. Er kommt allen entgegen und bietet jedem eine sichere Zuflucht: „Kommt alle zu 
mir, die ihr mühselig und beladen seid! Ich will euch erquicken“ (Mt 11,28). In Jesus schützt Gott 
nicht nur, sondern teilt die menschliche Armut bis zum Kreuz.

Die Armen unserer Tage sind die Vergessenen und Ausgegrenzten: Sie sind nicht nur ohne Brot, 
sondern auch ohne Stimme und ohne Gesicht. Mögen sie dem Sohn Gottes begegnen, der sich 
allen als Nächster erweist, ohne jemanden zu vernachlässigen. Mögen sie ihm vor allem in denen 
begegnen, die sich Christen nennen. Über seinen Leib, die Kirche, schenkt Jesus Brot und Freund-
schaft; er bringt Licht und eine Perspektive der Hoffnung; er nennt jeden beim Namen und gibt 
allen ihre Würde zurück. Jesus von Nazaret ist Gottes Geschenk an die Armen. In ihm werden 
alle Verheißungen Wirklichkeit. Für alle, die wohnungslos, arbeitslos, bildungsfern, hungrig oder 
krank sind, eröffnet sich ein neuer Weg: das Teilen als Ausdruck des Reiches Gottes (vgl. Mt 5,3). 
Der Gier derer, die Reichtümer nur für sich selbst anhäufen, steht die Entschlossenheit Gottes ge-
genüber, der durch das Zeugnis von Menschen aus Fleisch und Blut das Herz öffnet und in seiner 
Liebe annimmt.

4. In Christus sollen auch wir arm werden und den Armen Zuflucht bieten. Die christliche Gemein-
schaft darf nicht gleichgültig bleiben gegenüber den vielen, die heute vor der Tür stehen und ge-
genüber denjenigen, die sich in ihren eigenen vier Wänden einschließen und unsichtbar bleiben. 
Die Kirche ist ihrem Wesen nach dazu berufen, arm zu sein und den Armen Zuflucht zu bieten. 
Vergessen wir nicht den Kommentar des hl. Augustinus zum Gleichnis von dem reichen Mann und 
dem armen Lazarus: „Es sagt uns nicht den Namen des Reichen, sondern den des Armen. Der 
Name des Reichen war in aller Munde, doch Gott hat ihn verschwiegen; der Name des Armen war 
unbekannt, doch Gott hat ihn uns offenbart. […] Was würdest du wählen? Arm wie Lazarus zu sein 
oder reich wie der andere? Lass dich nicht täuschen! Hör dir das Ende an und sieh, welche Wahl 
die falsche war.“ (Sermo de symbolo ad catechumenos 33A, 4)

In meinem Apostolischen Schreiben Dilexi te habe ich daran erinnert: „Gott zeigt den Armen sei-
ne Vorliebe: Zuallererst richtet sich das Wort der Hoffnung und der Befreiung des Herrn an sie: 
Deshalb soll sich niemand verlassen fühlen, auch wenn er in einem Zustand der Armut oder der 
Schwäche lebt. Und die Kirche, wenn sie Kirche Christi sein will, muss eine Kirche der Seligprei-
sungen sein, eine Kirche, die den Kleinen Raum schafft, die arm und zusammen mit den Armen 
auf dem Weg ist, und die ein Ort ist, an dem die Armen einen privilegierten Platz haben.“ (Nr. 21)
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Dabei stellen sich unweigerlich einige Fragen, die uns an diesem 10. Welttag der Armen dringend 
im Kopf und im Herzen beschäftigen sollten. Sind wir Zeichen eines Gottes, der den Armen Zu-
flucht bietet? Sind wir uns unserer eigenen Armut bewusst und ziehen wir sie dem ungerechten 
Reichtum vor? Gehen wir dorthin, wo die Armen sind, und spüren wir ihre Marginalisierung? 
Hören wir ihnen zu und haben wir Anteil an ihren Erwartungen? Sprechen wir ihre Namen mit 
göttlicher Zärtlichkeit aus? Belebt und fördert unsere Nächstenliebe in ihnen den Wunsch nach 
Gerechtigkeit und Befreiung? Diese und viele andere Fragen zwingen uns zu einer ernsthaften 
Gewissensprüfung, um zu erkennen, wie sehr wir noch dazu berufen sind, uns für die Armen und 
ihre Befreiung einzusetzen. Dann werden wir sehen, dass die Armen selbst zur Zuflucht für andere 
werden. Die Erfahrung der Armut macht einen besonders sensibel für eine neue Solidarität ange-
sichts der Herausforderungen.

Die Liebe Christi lässt uns nämlich am Leben Gottes teilhaben, der die Liebe ist. In diesem Sinne 
sollen Christen nicht nur bei Gott Zuflucht suchen, sondern in Gott auch selbst zu einer Zuflucht 
für andere werden, ohne „zu unterscheiden zwischen denen, die helfen, und denen, die Hilfe 
empfangen, zwischen denen, die zu geben scheinen und denen, die scheinbar empfangen, zwi-
schen denen, die arm erscheinen, und denen, die meinen, Zeit, Fähigkeiten, Hilfe anbieten zu 
können. Wir sind die Kirche des Herrn, eine Kirche der Armen, wir sind alle wertvoll, alle Subjekte, 
jeder ist ein Träger eines einzigartigen Wortes Gottes. Jeder ist ein Geschenk für die anderen.“ 
(Predigt, 17. August 2025)

5. Der 800. Todestag des hl. Franz von Assisi ruft uns in Erinnerung, wie er als Pilger zum Grab des 
Apostels Petrus nach Rom kam und dort von Mitgefühl für die Bettler ergriffen wurde. Um ihr Leid 
zu verstehen und mitzuerleben, zog er seine eigenen Kleider aus und tauschte sie gegen die zer-
lumpten Gewänder von einem der Bettler, setzte sich hin, um Almosen zu erbitten, und verbrach-
te den ganzen Tag inmitten der Armen mit frohem Herzen (vgl. Fonti Francescane, 1405–1406). 
Wir wollen bezeugen, dass es auch heute möglich ist, diese Freude zu erleben, wenn man sich in 
die Lage der Armen versetzt und ihnen zuhört, anstatt nur über sie zu reden. Wer Gott als Zuflucht 
hat, ist frei, prophetische Entscheidungen zu treffen, die bezeugen, dass alles von unten her neu 
gedacht werden kann – in Demut und Brüderlichkeit, denn nur diese heilen eine von Überheblich-
keit verwundete Welt.

Ich vertraue darauf, dass dieser 10. Welttag der Armen ein wichtiger Schritt dabei sein kann, das 
Antlitz der vielen Brüder und Schwestern wiederzuentdecken, die bei Gott Zuflucht suchen und 
sich in unseren Gemeinschaften zu Hause fühlen möchten. Bleiben wir dem Wort Gottes gehor-
sam, das uns zur Umkehr des Herzens aufruft. Die Jungfrau Maria, die im gekreuzigten Leib ihres 
Sohnes die Liebe Gottes betrachtet hat, die die Hungrigen mit Gaben beschenkt und die Reichen 
leer ausgehen lässt (vgl. Lk 1,53), möge unsere Fürsprecherin sein.

Aus dem Vatikan, am 13. Juni 2026, dem Gedenktag des hl. Antonius von Padua

Leo XIV.
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           Verlautbarungen des Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz

Art. 140                       Inkraftsetzung von Beschlüssen der Verbands-KODA

Die nachfolgenden Beschlüsse der 68. Sitzung der Verbands-KODA vom 30. April 2026 werden 
mit Wirkung des im jeweiligen Beschluss bzw. des im jeweiligen Tarifvertrag genannten Datums 
in Kraft gesetzt. Wenn kein Datum im Beschluss genannt ist, gilt das Datum der jeweiligen Ver-
bands-KODA-Sitzung, in der der Beschluss gefasst worden ist.

Beschlüsse der 68. Sitzung der Verbands-KODA vom 30. April 2026:

79. Beschluss:

Die Verbands-KODA beschließt die Übernahme des Änderungsbeschlusses der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission (ZAK) vom 13. November 2025 in Anlage 6 Nr. 7 der Gesamtregelung zur 
Befristung der AVO-VDD.

80. Beschluss:

Die Verbands-KODA beschließt einstimmig, dass der 78. Beschluss mit Wirkung zum 

1. Juli 2026 in Kraft tritt.

In Kraft gesetzt:

Münster, den 18.08.2026

					     + Dr. Heiner Wilmer  							     
					     Bischof von Münster							     
				     Vorsitzender der Vollversammlung						    
			          des Verbandes der Diözesen Deutschlands

Art. 141               Ratio Nationalis Institutionis Sacerdotalis gem. can. 242 § 1 CIC

Die von der Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz am 28. September 2023 beschlos-
sene Ratio Nationalis Institutionis Sacerdotalis wurde durch Dekret des Dikasteriums für den Kle-
rus vom 11. März 2026 (Prot. Nr. 2026 0345) gemäß can. 242 § 1 CIC, Nr. 3 der Ratio Fundamentalis 
Institutionis Sacerdotalis vom 8. Dezember 2016 sowie Art. 114 § 4 der Apostolischen Konstitution 
Praedicate Evangelium vom 19. März 2022 ad experimentum für einen Zeitraum von fünf Jahren 
bestätigt. Die Promulgation ist gemäß Artikel 16 Absatz 2 des Statuts der Deutschen Bischofskon-
ferenz erfolgt. Die Ratio Nationalis Institutionis Sacerdotalis tritt zum 1. Oktober 2026 in Kraft. Der 
Text ist in der Schriftenreihe Die deutschen Bischöfe der Deutschen Bischofskonferenz als Heft Nr. 
118 erschienen.

Münster, den 08.07.2026

					     + Dr. Heiner Wilmer  							     
		                   Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz
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Art. 142     Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz für den 	                       	
	       Verband der Diözesen Deutschlands und die Dienststellen und Einrichtungen 		
	         der Deutschen Bischofskonferenz (KDG-VDD) (KDG-VDD-Änderungsgesetz) 

Gesetz zur Änderung des  
Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz für 

den Verband der Diözesen Deutschlands und die Dienststellen  
und Einrichtungen der Deutschen Bischofskonferenz 

(KDG-VDD) 
(KDG-VDD-Änderungsgesetz) 

 

Artikel 1  
Änderung des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz für den Verband 

der Diözesen Deutschlands und die Dienststellen und Einrichtungen der 
Deutschen Bischofskonferenz (KDG-VDD) 

Das Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz für den Verband der Diözesen Deutschlands und 
die Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen Bischofskonferenz (KDG-VDD) in der Fas-
sung des Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom  
23. April 2018 (Amtsblatt für das Erzbistum München und Freising vom 31. Mai 2018, Seite 
434 ff.) wird aufgrund des Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands vom 23. Juni 2026 wie folgt geändert: 

 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Inhaltsübersicht 

Präambel 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Zweck 

§ 2 Sachlicher Anwendungsbereich 

§ 3 Organisatorischer Anwendungsbereich 

§ 4 Begriffsbestimmungen 

Kapitel 2 

Grundsätze 

§ 5 Datengeheimnis 

§ 6 Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

§ 7 Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

§ 8 Einwilligung 

§ 9 - nicht belegt -  
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Gesetz zur Änderung des  
Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz für 

den Verband der Diözesen Deutschlands und die Dienststellen  
und Einrichtungen der Deutschen Bischofskonferenz 

(KDG-VDD) 
(KDG-VDD-Änderungsgesetz) 

 

Artikel 1  
Änderung des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz für den Verband 

der Diözesen Deutschlands und die Dienststellen und Einrichtungen der 
Deutschen Bischofskonferenz (KDG-VDD) 

Das Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz für den Verband der Diözesen Deutschlands und 
die Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen Bischofskonferenz (KDG-VDD) in der Fas-
sung des Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom  
23. April 2018 (Amtsblatt für das Erzbistum München und Freising vom 31. Mai 2018, Seite 
434 ff.) wird aufgrund des Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands vom 23. Juni 2026 wie folgt geändert: 

 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Inhaltsübersicht 

Präambel 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Zweck 

§ 2 Sachlicher Anwendungsbereich 

§ 3 Organisatorischer Anwendungsbereich 

§ 4 Begriffsbestimmungen 

Kapitel 2 

Grundsätze 

§ 5 Datengeheimnis 

§ 6 Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

§ 7 Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

§ 8 Einwilligung 

§ 9 - nicht belegt -  
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§ 10 - nicht belegt -  

§ 11 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

§ 12 Verarbeitung von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen 
und Straftaten 

§ 13 Verarbeitung, für die eine Identifizierung der betroffenen Person nicht erforderlich 
ist 

  Kapitel 3 

Informationspflichten des Verantwortlichen und Rechte der betroffenen Person 

Abschnitt 1 

Informationspflichten des Verantwortlichen 

§ 14 Transparente Information, Kommunikation und Modalitäten für die Ausübung der 
Rechte der betroffenen Person 

§ 15 Informationspflicht bei unmittelbarer Datenerhebung 

§ 16 Informationspflicht bei mittelbarer Datenerhebung 

Abschnitt 2 

Rechte der betroffenen Person 

§ 17 Auskunftsrecht der betroffenen Person 

§ 18 Recht auf Berichtigung 

§ 19 Recht auf Löschung 

§ 20 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

§ 21 Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit der Berichtigung oder Löschung perso-
nenbezogener Daten oder der Einschränkung der Verarbeitung 

§ 22 Recht auf Datenübertragbarkeit 

§ 23 Widerspruchsrecht 

§ 24 Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall einschließlich Profiling 

§ 25 Unabdingbare Rechte der betroffenen Person 

  Kapitel 4 

Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter 

Abschnitt 1 

Technik und Organisation; Auftragsverarbeitung 

§ 26 Technische und organisatorische Maßnahmen 

§ 27 Technikgestaltung und Voreinstellungen 

§ 28 Gemeinsam Verantwortliche 

§ 29 Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag 
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§ 30 Verarbeitung unter der Aufsicht des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbei-
ters 

Abschnitt 2 

Pflichten des Verantwortlichen 

§ 31 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

§ 32 Zusammenarbeit mit der Datenschutzaufsicht 

§ 33 Meldung an die Datenschutzaufsicht 

§ 34 Benachrichtigung der betroffenen Person 

§ 35 Datenschutz-Folgenabschätzung und vorherige Konsultation 

Abschnitt 3 

Betrieblicher Datenschutzbeauftragter oder betriebliche Datenschutzbeauftragte 

§ 36 Benennung eines oder einer betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

§ 37 Rechtsstellung des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

§ 38 Aufgaben des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

Kapitel 5 

Übermittlung personenbezogener Daten an Drittländer, internationale Organisationen 
oder nichtstaatliche Völkerrechtssubjekte 

§ 39  Allgemeine Grundsätze 

§ 40 Datenübermittlung auf der Grundlage eines Angemessenheitsbeschlusses oder bei 
geeigneten Garantien 

§ 41 Ausnahmen für bestimmte Fälle 

Kapitel 6 

Unabhängige Datenschutzaufsicht 

§ 42 Datenschutzaufsicht 

§ 43 Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte und seine oder ihre Vertretung 

§ 44 Aufgaben der Datenschutzaufsicht 

§ 45 Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei Abgrenzungsfragen im kirchlichen Be-
reich sowie bei gemeinsamer Verantwortlichkeit 

§ 46 Zusammenarbeit kirchlicher Stellen mit der Datenschutzaufsicht 

§ 47 Befugnisse der Datenschutzaufsicht 

Kapitel 7 

Beschwerde, gerichtlicher Rechtsbehelf, Haftung und Sanktionen 

§ 48 Beschwerde bei einer Datenschutzaufsicht 
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§ 49 Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen Bescheid der Datenschutzauf-
sicht  

§ 49a Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf gegen Verantwortliche oder kirchliche Auf-
tragsverarbeiter 

§ 49b Zuständigkeit der Datenschutzgerichte 

§ 50 Haftung und Schadenersatz 

§ 51 Geldbußen 

Kapitel 8 

Vorschriften für besondere Verarbeitungssituationen 

§ 52 Videoüberwachung 

§ 52a Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen 

§ 53 Verarbeitung personenbezogener Daten für Zwecke des Beschäftigungsverhältnis-
ses 

§ 54 Verarbeitung personenbezogener Daten zu wissenschaftlichen oder historischen 
Forschungszwecken, zu Archivzwecken oder zu statistischen Zwecken 

§ 54a Verarbeitung personenbezogener Daten zur institutionellen Aufarbeitung sexuali-
sierter Gewalt und anderer Formen des Missbrauchs 

§ 55 Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Medien 

Kapitel 9 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 56 Ermächtigungen 

§ 57  Übergangsbestimmungen 

§ 58 Inkrafttreten“ 
 

2. Die Präambel wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:  

„Für die katholische Kirche ist der Schutz der personenbezogenen Daten ein uner-
lässlicher Bestandteil der in can. 220 des Codex Iuris Canonici (CIC) anerkannten 
Rechte. Zur Erfüllung des kirchlichen Auftrages ist die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten durch kirchliche Stellen erforderlich.“  

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4. 
c) Satz 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„Dieses Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz für den Verband der Diözesen 
Deutschlands und die Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen Bischofskon-
ferenz (KDG-VDD) wird erlassen aufgrund des verfassungsrechtlich garantierten 
Rechts der Katholischen Kirche, ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb der 
Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten.“ 

d) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5.  
e) Im neuen Satz 5 werden die Wörter „und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 

(Datenschutz-Grundverordnung) – EU-DSGVO, Art. 17 des Vertrages über die 
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§ 49 Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen Bescheid der Datenschutzauf-
sicht  

§ 49a Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf gegen Verantwortliche oder kirchliche Auf-
tragsverarbeiter 

§ 49b Zuständigkeit der Datenschutzgerichte 

§ 50 Haftung und Schadenersatz 

§ 51 Geldbußen 

Kapitel 8 

Vorschriften für besondere Verarbeitungssituationen 

§ 52 Videoüberwachung 

§ 52a Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen 

§ 53 Verarbeitung personenbezogener Daten für Zwecke des Beschäftigungsverhältnis-
ses 

§ 54 Verarbeitung personenbezogener Daten zu wissenschaftlichen oder historischen 
Forschungszwecken, zu Archivzwecken oder zu statistischen Zwecken 

§ 54a Verarbeitung personenbezogener Daten zur institutionellen Aufarbeitung sexuali-
sierter Gewalt und anderer Formen des Missbrauchs 

§ 55 Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Medien 

Kapitel 9 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 56 Ermächtigungen 

§ 57  Übergangsbestimmungen 

§ 58 Inkrafttreten“ 
 

2. Die Präambel wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:  

„Für die katholische Kirche ist der Schutz der personenbezogenen Daten ein uner-
lässlicher Bestandteil der in can. 220 des Codex Iuris Canonici (CIC) anerkannten 
Rechte. Zur Erfüllung des kirchlichen Auftrages ist die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten durch kirchliche Stellen erforderlich.“  

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4. 
c) Satz 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„Dieses Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz für den Verband der Diözesen 
Deutschlands und die Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen Bischofskon-
ferenz (KDG-VDD) wird erlassen aufgrund des verfassungsrechtlich garantierten 
Rechts der Katholischen Kirche, ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb der 
Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten.“ 

d) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5.  
e) Im neuen Satz 5 werden die Wörter „und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 

(Datenschutz-Grundverordnung) – EU-DSGVO, Art. 17 des Vertrages über die 
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Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV).“ ersetzt durch die Wörter „und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung – EU-
DSGVO) sowie in Art. 17 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV).“ 

f) Der bisherige Satz 4 wird Satz 6.  
 

3. § 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 1 
Zweck 

Zweck dieses Gesetzes ist es, betroffene Personen davor zu schützen, dass sie durch die 
Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten in ihrem Persönlichkeitsrecht beeinträch-
tigt werden, und den freien Verkehr solcher Daten zu ermöglichen.“ 
 

4. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 angefügt:  

„§ 53 Absatz 3 bleibt unberührt.“  
b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Soweit besondere kirchliche oder besondere staatliche Rechtsvorschriften auf Ver-
arbeitungen personenbezogener Daten anzuwenden sind, gehen sie den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes vor, sofern sie das Datenschutzniveau dieses Gesetzes nicht un-
terschreiten.“ 

c) In Absatz 3 werden die Wörter „zur Wahrung des Beicht- und Seelsorgegeheimnis-
ses“ ersetzt durch die Wörter „zur Wahrung des Beichtgeheimnisses und des Seel-
sorgegeheimnisses“. 
 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 werden die Wörter „§ 16 Abs. 1“ ersetzt durch die Wörter „§ 14 Abs. 

1“.  
b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten, 
soweit diese im Rahmen der Tätigkeiten eines kirchlichen Verantwortlichen oder 
Auftragsverarbeiters erfolgt, unabhängig davon, wo die Verarbeitung stattfindet.“ 

 
6. § 4 wird wie folgt geändert: 

 
a) Bei der Begriffsbestimmung Nummer 9. „Verantwortlicher“ wird nach dem Wort 

„entscheidet;“ folgender Halbsatz angefügt:  
„sind die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung durch kirchliches, staatliches oder 
europäisches Recht vorgegeben, so kann der Verantwortliche beziehungsweise kön-
nen die bestimmten Kriterien seiner Benennung nach diesem Recht vorgesehen 
werden.“  

b) Die Begriffsbestimmung Nummer 22. „Verbandsdatenschutzbeauftragter“ wird wie 
folgt neu gefasst:  
„22. „Verbandsdatenschutzbeauftragter“ oder „Verbandsdatenschutzbeauftragte“ 
den Leiter oder die Leiterin der Datenschutzaufsicht;“ 

c) Die Begriffsbestimmung Nummer 23. „Betrieblicher Datenschutzbeauftragter“ 
wird wie folgt neu gefasst:  
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„23. „Betrieblicher Datenschutzbeauftragter“ oder „Betriebliche Datenschutzbe-
auftragte“ den vom Verantwortlichen oder vom Auftragsverarbeiter benannten Da-
tenschutzbeauftragten oder die vom Verantwortlichen oder vom Auftragsverarbei-
ter benannte Datenschutzbeauftragte;“  

d) Die Begriffsbestimmung Nummer 24. „Beschäftigte“ wird wie folgt geändert:  
aa) Bei Buchstabe g) werden nach dem Wort „Praktikanten“ die Wörter „oder 

Praktikantinnen“ angefügt. 
bb) Bei Buchstabe i) wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 
cc) Nach Buchstabe i) wird folgender Buchstabe j) angefügt:  

„Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, soweit sie zu einem kirchli-
chen Arbeitgeber entsandt sind.“ 
 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
a) Der bisherige Text wird Absatz 1.  
b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„Absatz 1 gilt auch für ehrenamtlich tätige Personen, sofern sie personenbezogene 
Daten verarbeiten.“ 
 

8. § 6 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 6 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur rechtmäßig, wenn mindestens 
eine der nachstehenden Bedingungen erfüllt ist: 

 
a) Dieses Gesetz oder eine andere kirchliche oder eine staatliche Rechtsvor-

schrift erlaubt sie oder ordnet sie an; 
b) die betroffene Person hat in die Verarbeitung der sie betreffenden personen-

bezogenen Daten für einen oder mehrere bestimmte Zwecke eingewilligt; 
c) die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die 

betroffene Person ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen 
erforderlich, die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen; 

d) die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforder-
lich, der der Verantwortliche unterliegt; 

e) die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffe-
nen Person oder einer anderen natürlichen Person zu schützen; 

f) die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer Aufgabe des Verantwortli-
chen erforderlich, die im kirchlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffent-
licher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde; 

g) die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwort-
lichen oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht die Interessen oder Grund-
rechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personen-
bezogener Daten erfordern, überwiegen, insbesondere dann, wenn es sich bei 
der betroffenen Person um einen Minderjährigen oder eine Minderjährige 
handelt. Lit. g) gilt nicht für die von öffentlich-rechtlich organisierten kirch-
lichen Stellen in Erfüllung ihrer Aufgaben vorgenommene Verarbeitung. 

 
(2) Die Verarbeitung für einen anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die perso-

nenbezogenen Daten erhoben wurden, ist rechtmäßig, wenn 
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Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV).“ ersetzt durch die Wörter „und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung – EU-
DSGVO) sowie in Art. 17 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV).“ 

f) Der bisherige Satz 4 wird Satz 6.  
 

3. § 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 1 
Zweck 

Zweck dieses Gesetzes ist es, betroffene Personen davor zu schützen, dass sie durch die 
Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten in ihrem Persönlichkeitsrecht beeinträch-
tigt werden, und den freien Verkehr solcher Daten zu ermöglichen.“ 
 

4. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 angefügt:  

„§ 53 Absatz 3 bleibt unberührt.“  
b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Soweit besondere kirchliche oder besondere staatliche Rechtsvorschriften auf Ver-
arbeitungen personenbezogener Daten anzuwenden sind, gehen sie den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes vor, sofern sie das Datenschutzniveau dieses Gesetzes nicht un-
terschreiten.“ 

c) In Absatz 3 werden die Wörter „zur Wahrung des Beicht- und Seelsorgegeheimnis-
ses“ ersetzt durch die Wörter „zur Wahrung des Beichtgeheimnisses und des Seel-
sorgegeheimnisses“. 
 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 werden die Wörter „§ 16 Abs. 1“ ersetzt durch die Wörter „§ 14 Abs. 

1“.  
b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten, 
soweit diese im Rahmen der Tätigkeiten eines kirchlichen Verantwortlichen oder 
Auftragsverarbeiters erfolgt, unabhängig davon, wo die Verarbeitung stattfindet.“ 

 
6. § 4 wird wie folgt geändert: 

 
a) Bei der Begriffsbestimmung Nummer 9. „Verantwortlicher“ wird nach dem Wort 

„entscheidet;“ folgender Halbsatz angefügt:  
„sind die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung durch kirchliches, staatliches oder 
europäisches Recht vorgegeben, so kann der Verantwortliche beziehungsweise kön-
nen die bestimmten Kriterien seiner Benennung nach diesem Recht vorgesehen 
werden.“  

b) Die Begriffsbestimmung Nummer 22. „Verbandsdatenschutzbeauftragter“ wird wie 
folgt neu gefasst:  
„22. „Verbandsdatenschutzbeauftragter“ oder „Verbandsdatenschutzbeauftragte“ 
den Leiter oder die Leiterin der Datenschutzaufsicht;“ 

c) Die Begriffsbestimmung Nummer 23. „Betrieblicher Datenschutzbeauftragter“ 
wird wie folgt neu gefasst:  
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„23. „Betrieblicher Datenschutzbeauftragter“ oder „Betriebliche Datenschutzbe-
auftragte“ den vom Verantwortlichen oder vom Auftragsverarbeiter benannten Da-
tenschutzbeauftragten oder die vom Verantwortlichen oder vom Auftragsverarbei-
ter benannte Datenschutzbeauftragte;“  

d) Die Begriffsbestimmung Nummer 24. „Beschäftigte“ wird wie folgt geändert:  
aa) Bei Buchstabe g) werden nach dem Wort „Praktikanten“ die Wörter „oder 

Praktikantinnen“ angefügt. 
bb) Bei Buchstabe i) wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 
cc) Nach Buchstabe i) wird folgender Buchstabe j) angefügt:  

„Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, soweit sie zu einem kirchli-
chen Arbeitgeber entsandt sind.“ 
 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
a) Der bisherige Text wird Absatz 1.  
b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„Absatz 1 gilt auch für ehrenamtlich tätige Personen, sofern sie personenbezogene 
Daten verarbeiten.“ 
 

8. § 6 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 6 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur rechtmäßig, wenn mindestens 
eine der nachstehenden Bedingungen erfüllt ist: 

 
a) Dieses Gesetz oder eine andere kirchliche oder eine staatliche Rechtsvor-

schrift erlaubt sie oder ordnet sie an; 
b) die betroffene Person hat in die Verarbeitung der sie betreffenden personen-

bezogenen Daten für einen oder mehrere bestimmte Zwecke eingewilligt; 
c) die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die 

betroffene Person ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen 
erforderlich, die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen; 

d) die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforder-
lich, der der Verantwortliche unterliegt; 

e) die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffe-
nen Person oder einer anderen natürlichen Person zu schützen; 

f) die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer Aufgabe des Verantwortli-
chen erforderlich, die im kirchlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffent-
licher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde; 

g) die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwort-
lichen oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht die Interessen oder Grund-
rechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personen-
bezogener Daten erfordern, überwiegen, insbesondere dann, wenn es sich bei 
der betroffenen Person um einen Minderjährigen oder eine Minderjährige 
handelt. Lit. g) gilt nicht für die von öffentlich-rechtlich organisierten kirch-
lichen Stellen in Erfüllung ihrer Aufgaben vorgenommene Verarbeitung. 

 
(2) Die Verarbeitung für einen anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die perso-

nenbezogenen Daten erhoben wurden, ist rechtmäßig, wenn 
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a) eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet und kirchliche Interessen 

nicht entgegenstehen; 
b) die betroffene Person eingewilligt hat; 
c) offensichtlich ist, dass es im Interesse der betroffenen Person liegt, und kein 

Grund zu der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis des anderen Zwecks ihre 
Einwilligung verweigern würde; 

d) Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen, weil tatsächliche 
Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit bestehen; 

e) die Daten allgemein zugänglich sind oder der Verantwortliche sie veröffent-
lichen dürfte, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen 
Person an dem Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich überwiegt; 

f) sie zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche 
erforderlich ist, sofern nicht die Interessen der betroffenen Person an dem 
Ausschluss der Verarbeitung überwiegen; 

g) es zur Verfolgung oder Aufklärung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten 
oder zur Vollstreckung von Bußgeldentscheidungen erforderlich ist; 

h) es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte Dritter 
erforderlich ist; 

i) es zur institutionellen Aufarbeitung von sexualisierter Gewalt und anderen 
Formen des Missbrauchs auf der Grundlage kirchlichen Rechts erforderlich 
ist und die Interessen der betroffenen Person (§ 4 Nr. 1) durch angemessene 
Maßnahmen gewahrt sind; 

j) der Auftrag der Kirche oder die Glaubwürdigkeit ihres Dienstes dies erfordert 
oder 

k) es zur Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung von kirchlichen Wah-
len insbesondere zu diözesanen, pfarrlichen oder kirchengemeindlichen Gre-
mien erforderlich ist; hierzu gehören auch die Kandidatenwerbung und -an-
sprache sowie nachgelagerte Maßnahmen zu Information und Schulung. 

 
(3) 1Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung 

von Visitations-, Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung, der 
Revision oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen für den Verant-
wortlichen dient. 2Das gilt auch für die Verarbeitung zu Ausbildungs- und Prüfungs-
zwecken durch den Verantwortlichen, soweit nicht überwiegende schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person entgegenstehen. 
 

(4) Beruht die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die 
personenbezogenen Daten erhoben wurden, nicht auf der Einwilligung der betroffe-
nen Person oder auf einer kirchlichen oder staatlichen Rechtsvorschrift, so berück-
sichtigt der Verantwortliche – um festzustellen, ob die Verarbeitung zu einem ande-
ren Zweck mit demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten ursprünglich er-
hoben wurden, vereinbar ist – unter anderem 

 
a) jede Verbindung zwischen den Zwecken, für die die personenbezogenen Da-

ten erhoben wurden, und den Zwecken der beabsichtigten Weiterverarbei-
tung; 

b) den Zusammenhang, in dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden, 
insbesondere hinsichtlich des Verhältnisses zwischen den betroffenen Perso-
nen und dem Verantwortlichen; 
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a) eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet und kirchliche Interessen 

nicht entgegenstehen; 
b) die betroffene Person eingewilligt hat; 
c) offensichtlich ist, dass es im Interesse der betroffenen Person liegt, und kein 

Grund zu der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis des anderen Zwecks ihre 
Einwilligung verweigern würde; 

d) Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen, weil tatsächliche 
Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit bestehen; 

e) die Daten allgemein zugänglich sind oder der Verantwortliche sie veröffent-
lichen dürfte, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen 
Person an dem Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich überwiegt; 

f) sie zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche 
erforderlich ist, sofern nicht die Interessen der betroffenen Person an dem 
Ausschluss der Verarbeitung überwiegen; 

g) es zur Verfolgung oder Aufklärung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten 
oder zur Vollstreckung von Bußgeldentscheidungen erforderlich ist; 

h) es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte Dritter 
erforderlich ist; 

i) es zur institutionellen Aufarbeitung von sexualisierter Gewalt und anderen 
Formen des Missbrauchs auf der Grundlage kirchlichen Rechts erforderlich 
ist und die Interessen der betroffenen Person (§ 4 Nr. 1) durch angemessene 
Maßnahmen gewahrt sind; 

j) der Auftrag der Kirche oder die Glaubwürdigkeit ihres Dienstes dies erfordert 
oder 

k) es zur Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung von kirchlichen Wah-
len insbesondere zu diözesanen, pfarrlichen oder kirchengemeindlichen Gre-
mien erforderlich ist; hierzu gehören auch die Kandidatenwerbung und -an-
sprache sowie nachgelagerte Maßnahmen zu Information und Schulung. 

 
(3) 1Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung 

von Visitations-, Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung, der 
Revision oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen für den Verant-
wortlichen dient. 2Das gilt auch für die Verarbeitung zu Ausbildungs- und Prüfungs-
zwecken durch den Verantwortlichen, soweit nicht überwiegende schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person entgegenstehen. 
 

(4) Beruht die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die 
personenbezogenen Daten erhoben wurden, nicht auf der Einwilligung der betroffe-
nen Person oder auf einer kirchlichen oder staatlichen Rechtsvorschrift, so berück-
sichtigt der Verantwortliche – um festzustellen, ob die Verarbeitung zu einem ande-
ren Zweck mit demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten ursprünglich er-
hoben wurden, vereinbar ist – unter anderem 

 
a) jede Verbindung zwischen den Zwecken, für die die personenbezogenen Da-

ten erhoben wurden, und den Zwecken der beabsichtigten Weiterverarbei-
tung; 

b) den Zusammenhang, in dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden, 
insbesondere hinsichtlich des Verhältnisses zwischen den betroffenen Perso-
nen und dem Verantwortlichen; 
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c) die Art der personenbezogenen Daten, insbesondere ob besondere Kategorien 
personenbezogener Daten verarbeitet werden oder ob personenbezogene Da-
ten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten gemäß § 12 verarbeitet 
werden; 

d) die möglichen Folgen der beabsichtigten Weiterverarbeitung für die betroffe-
nen Personen;  

e) das Vorhandensein geeigneter Garantien, zu denen die Verschlüsselung, die 
Pseudonymisierung oder die Anonymisierung gehören können. 

 
(5) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, 

der Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer 
Datenverarbeitungsanlage verarbeitet werden, dürfen nur für diese Zwecke verwen-
det werden.“ 

 
9. § 7 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 7 
Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Personenbezogene Daten müssen 
 
a) auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene 

Person nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Ver-
arbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz“); 

b) für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen 
nicht in einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterver-
arbeitet werden („Zweckbindung“); eine Weiterverarbeitung für im kirchli-
chen Interesse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche oder historische 
Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gilt als vereinbar mit den ur-
sprünglichen Zwecken; 

c) dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Ver-
arbeitung notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“); insbeson-
dere sind personenbezogene Daten zu anonymisieren oder zu pseudonymisie-
ren, soweit dies nach dem Verwendungszweck möglich ist und der Aufwand 
nicht außer Verhältnis zum angestrebten Schutzzweck steht;  

d) sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind 
alle angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, 
die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüg-
lich gelöscht oder berichtigt werden („Richtigkeit“); 

e) in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Per-
sonen nur so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet 
werden, erforderlich ist („Speicherbegrenzung“);  

f) in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der per-
sonenbezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter 
oder unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbe-
absichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung durch geeignete 
technische und organisatorische Maßnahmen („Integrität und Vertraulich-
keit“). 
 

(2) Der Verantwortliche ist für die Einhaltung der Grundsätze des Absatzes 1 verant-
wortlich und muss dies nachweisen können („Rechenschaftspflicht“).“ 
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10. § 8 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 8 
Einwilligung 

(1) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss der Verantwortliche nachwei-
sen können, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbezoge-
nen Daten eingewilligt hat. 

 
(2) 1Wird die Einwilligung bei der betroffenen Person eingeholt, ist diese auf den 

Zweck der Verarbeitung sowie, soweit nach den Umständen des Einzelfalles erfor-
derlich oder auf Verlangen, auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung hin-
zuweisen. 2Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Entscheidung 
der betroffenen Person beruht. 

 
(3) 1Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, 

die noch andere Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache 
so erfolgen, dass es von den anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. 2Teile 
der Erklärung sind dann nicht verbindlich, wenn sie einen Verstoß gegen dieses 
Gesetz darstellen. 
 

(4) 1Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. 
2Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der 
Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 3Die be-
troffene Person wird vor Abgabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. 4Der 
Widerruf der Einwilligung muss so einfach wie die Erteilung der Einwilligung sein. 

 
(5) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, muss dem Um-

stand Rechnung getragen werden, ob unter anderem die Erfüllung eines Vertrags, 
einschließlich der Erbringung einer Dienstleistung, von der Einwilligung zu einer 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten abhängig ist, die für die Erfüllung des 
Vertrags nicht erforderlich sind.  

 
(6) 1Personenbezogene Daten eines oder einer Minderjährigen, dem oder der elektro-

nisch eine Dienstleistung oder ein vergleichbares anderes Angebot von einer kirch-
lichen Stelle unterbreitet wird, dürfen nur verarbeitet werden, wenn der oder die 
Minderjährige das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat. 2Hat der oder die Minder-
jährige das sechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, ist die Verarbeitung nur 
rechtmäßig, sofern und soweit eine Einwilligung durch die Personensorgeberech-
tigten erteilt wird. 3Der für die Verarbeitung Verantwortliche unternimmt unter Be-
rücksichtigung der verfügbaren Technik angemessene Anstrengungen, um sich in 
solchen Fällen zu vergewissern, dass die Einwilligung durch die Personensorgebe-
rechtigten oder mit deren Zustimmung erteilt wurde. 4Die Einwilligung der Perso-
nensorgeberechtigten ist nicht erforderlich, wenn kirchliche Präventions- oder Be-
ratungsdienste einem oder einer Minderjährigen elektronisch oder nicht-elektro-
nisch unmittelbar und kostenfrei angeboten werden und die Einholung einer Ein-
willigung der Personensorgeberechtigten voraussichtlich die Zielsetzung des Prä-
ventions- oder Beratungsangebots gefährden oder dieser zuwiderlaufen würde.“ 
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11. § 9 wird aufgehoben. 
 

12. § 10 wird aufgehoben. 
 

13. § 11 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Buchstabe a) wird nach dem Wort „eingewilligt,“ folgender Halbsatz 
angefügt:  
„es sei denn, nach kirchlichem, staatlichem oder europäischem Recht kann das Ver-
bot nach Absatz 1 durch die Einwilligung der betroffenen Person nicht aufgehoben 
werden,“ 

b) In Absatz 2 Buchstabe b) werden die Wörter „soweit dies nach kirchlichem oder 
staatlichen Recht“ ersetzt durch die Wörter „soweit dies nach kirchlichem, staatli-
chem oder europäischem Recht“. 

c) In Absatz 2 Buchstabe h) werden nach den Wörtern „Arbeitsfähigkeit des“ die Wör-
ter „oder der“ und nach den Wörtern „Vertrags mit einem“ die Wörter „oder einer“ 
angefügt.  

d) In Absatz 2 Buchstabe i) wird das Wort „oder“ ersatzlos gestrichen. 
e) In Absatz 2 Buchstabe j) wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 
f) In Absatz 2 wird nach Buchstabe j) folgender Buchstabe k) angefügt:  

„die Verarbeitung ist für Zwecke der institutionellen Aufarbeitung von sexualisier-
ter Gewalt und anderen Formen des Missbrauchs auf der Grundlage kirchlichen 
Rechts erforderlich und die Interessen der betroffenen Person (§ 4 Nr. 1) sind durch 
angemessene Maßnahmen gewahrt oder“. 

g) In Absatz 2 wird nach Buchstabe k) folgender Buchstabe l) angefügt:  
„die Verarbeitung ist aus Gründen eines erheblichen kirchlichen oder öffentlichen 
Interesses zwingend erforderlich.“ 

h) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:  
„Eine Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener Daten zu ande-
ren Zwecken ist zulässig, wenn die Voraussetzungen der Absätze 2 bis 4 und ein 
Ausnahmetatbestand nach § 6 Absätze 2 bis 5 vorliegen.“ 
 

14. § 12 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 12 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten über  

strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straf-
taten oder damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln aufgrund von § 6 Absatz 1 ist 
nur zulässig, wenn dies nach kirchlichem oder staatlichem Recht, welches geeignete Ga-
rantien für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen vorsieht, zulässig ist.“ 

15. § 15 wird wie folgt geändert:  
 
a) In Absatz 1 Buchstabe a) werden die Wörter „sowie gegebenenfalls seines Vertre-

ters“ ersatzlos gestrichen. 
b) In Absatz 1 Buchstabe b) werden nach dem Wort „des“ die Wörter „oder der“ an-

gefügt.  
c) In Absatz 1 Buchstabe f) werden die Wörter „oder in“ ersatzlos gestrichen. 
d) In Absatz 5 Buchstabe a) wird das Wort „Auskunftserteilung“ ersetzt durch das 

Wort „Informationserteilung“. 
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10. § 8 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 8 
Einwilligung 

(1) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss der Verantwortliche nachwei-
sen können, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbezoge-
nen Daten eingewilligt hat. 

 
(2) 1Wird die Einwilligung bei der betroffenen Person eingeholt, ist diese auf den 

Zweck der Verarbeitung sowie, soweit nach den Umständen des Einzelfalles erfor-
derlich oder auf Verlangen, auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung hin-
zuweisen. 2Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Entscheidung 
der betroffenen Person beruht. 

 
(3) 1Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, 

die noch andere Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache 
so erfolgen, dass es von den anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. 2Teile 
der Erklärung sind dann nicht verbindlich, wenn sie einen Verstoß gegen dieses 
Gesetz darstellen. 
 

(4) 1Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. 
2Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der 
Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 3Die be-
troffene Person wird vor Abgabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. 4Der 
Widerruf der Einwilligung muss so einfach wie die Erteilung der Einwilligung sein. 

 
(5) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, muss dem Um-

stand Rechnung getragen werden, ob unter anderem die Erfüllung eines Vertrags, 
einschließlich der Erbringung einer Dienstleistung, von der Einwilligung zu einer 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten abhängig ist, die für die Erfüllung des 
Vertrags nicht erforderlich sind.  

 
(6) 1Personenbezogene Daten eines oder einer Minderjährigen, dem oder der elektro-

nisch eine Dienstleistung oder ein vergleichbares anderes Angebot von einer kirch-
lichen Stelle unterbreitet wird, dürfen nur verarbeitet werden, wenn der oder die 
Minderjährige das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat. 2Hat der oder die Minder-
jährige das sechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, ist die Verarbeitung nur 
rechtmäßig, sofern und soweit eine Einwilligung durch die Personensorgeberech-
tigten erteilt wird. 3Der für die Verarbeitung Verantwortliche unternimmt unter Be-
rücksichtigung der verfügbaren Technik angemessene Anstrengungen, um sich in 
solchen Fällen zu vergewissern, dass die Einwilligung durch die Personensorgebe-
rechtigten oder mit deren Zustimmung erteilt wurde. 4Die Einwilligung der Perso-
nensorgeberechtigten ist nicht erforderlich, wenn kirchliche Präventions- oder Be-
ratungsdienste einem oder einer Minderjährigen elektronisch oder nicht-elektro-
nisch unmittelbar und kostenfrei angeboten werden und die Einholung einer Ein-
willigung der Personensorgeberechtigten voraussichtlich die Zielsetzung des Prä-
ventions- oder Beratungsangebots gefährden oder dieser zuwiderlaufen würde.“ 
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11. § 9 wird aufgehoben. 
 

12. § 10 wird aufgehoben. 
 

13. § 11 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Buchstabe a) wird nach dem Wort „eingewilligt,“ folgender Halbsatz 
angefügt:  
„es sei denn, nach kirchlichem, staatlichem oder europäischem Recht kann das Ver-
bot nach Absatz 1 durch die Einwilligung der betroffenen Person nicht aufgehoben 
werden,“ 

b) In Absatz 2 Buchstabe b) werden die Wörter „soweit dies nach kirchlichem oder 
staatlichen Recht“ ersetzt durch die Wörter „soweit dies nach kirchlichem, staatli-
chem oder europäischem Recht“. 

c) In Absatz 2 Buchstabe h) werden nach den Wörtern „Arbeitsfähigkeit des“ die Wör-
ter „oder der“ und nach den Wörtern „Vertrags mit einem“ die Wörter „oder einer“ 
angefügt.  

d) In Absatz 2 Buchstabe i) wird das Wort „oder“ ersatzlos gestrichen. 
e) In Absatz 2 Buchstabe j) wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 
f) In Absatz 2 wird nach Buchstabe j) folgender Buchstabe k) angefügt:  

„die Verarbeitung ist für Zwecke der institutionellen Aufarbeitung von sexualisier-
ter Gewalt und anderen Formen des Missbrauchs auf der Grundlage kirchlichen 
Rechts erforderlich und die Interessen der betroffenen Person (§ 4 Nr. 1) sind durch 
angemessene Maßnahmen gewahrt oder“. 

g) In Absatz 2 wird nach Buchstabe k) folgender Buchstabe l) angefügt:  
„die Verarbeitung ist aus Gründen eines erheblichen kirchlichen oder öffentlichen 
Interesses zwingend erforderlich.“ 

h) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:  
„Eine Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener Daten zu ande-
ren Zwecken ist zulässig, wenn die Voraussetzungen der Absätze 2 bis 4 und ein 
Ausnahmetatbestand nach § 6 Absätze 2 bis 5 vorliegen.“ 
 

14. § 12 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 12 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten über  

strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straf-
taten oder damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln aufgrund von § 6 Absatz 1 ist 
nur zulässig, wenn dies nach kirchlichem oder staatlichem Recht, welches geeignete Ga-
rantien für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen vorsieht, zulässig ist.“ 

15. § 15 wird wie folgt geändert:  
 
a) In Absatz 1 Buchstabe a) werden die Wörter „sowie gegebenenfalls seines Vertre-

ters“ ersatzlos gestrichen. 
b) In Absatz 1 Buchstabe b) werden nach dem Wort „des“ die Wörter „oder der“ an-

gefügt.  
c) In Absatz 1 Buchstabe f) werden die Wörter „oder in“ ersatzlos gestrichen. 
d) In Absatz 5 Buchstabe a) wird das Wort „Auskunftserteilung“ ersetzt durch das 

Wort „Informationserteilung“. 
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e) In Absatz 5 Buchstabe c) wird das Wort „Auskunft“ ersetzt durch das Wort „Infor-
mation“. 

f) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:  
„Werden Daten Dritter im Zuge der Aufnahme oder im Rahmen eines Mandatsver-
hältnisses an einen Berufsgeheimnisträger oder eine Berufsgeheimnisträgerin über-
mittelt, so besteht die Pflicht der übermittelnden Stelle zur Information der betroffe-
nen Person gemäß Absatz 3 nicht, sofern nicht das Interesse der betroffenen Person 
an der Informationserteilung überwiegt.“ 
 

16. § 16 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Buchstabe a) wird das Wort „erhobenen“ ersetzt durch das Wort „ver-

arbeiteten“. 
b) In Absatz 2 Buchstabe c) werden nach dem Wort „Empfänger“ die Wörter „oder 

eine andere Empfängerin“ angefügt.   
c) In Absatz 4 Buchstabe c) werden die Wörter „durch kirchliche Rechtsvorschriften“ 

ersetzt durch die Wörter „durch kirchliche, staatliche oder europäische Rechtsvor-
schriften“.  

d) In Absatz 4 Buchstabe d) werden die Wörter „gemäß dem staatlichen oder dem 
kirchlichen Recht“ ersetzt durch die Wörter „gemäß dem kirchlichen, staatlichen 
oder europäischen Recht“.  

e) Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst:  
„Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, wenn die Erteilung der Information 
die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit des Verantwortlichen lie-
genden Aufgaben gefährden würde oder die Information dem kirchlichen Wohl er-
hebliche Nachteile bereiten würde und deswegen das Interesse der betroffenen Per-
son an der Informationserteilung zurücktreten muss.“ 

 
17. § 17 wird wie folgt geändert:  

 
a) In Absatz 2 werden die Wörter „oder in“ ersatzlos gestrichen. 
b) In Absatz 6 Buchstabe a) werden hinter „§ 16“ die Wörter „Absatz 4 lit. d) oder“ 

angefügt.  
c) Absatz 6 Buchstabe b) wird wie folgt neu gefasst:  

„die Daten 
(aa) nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher oder satzungs-

mäßiger Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden dürfen oder 
(bb) ausschließlich Zwecken der Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle 

dienen  
und die Auskunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 
sowie eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch geeignete technische und orga-
nisatorische Maßnahmen ausgeschlossen ist.“ 

d) Absatz 8 wird wie folgt neu gefasst:  
„1Wird der betroffenen Person durch eine kirchliche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 
1 keine Auskunft erteilt, so ist sie auf Verlangen der betroffenen Person dem oder 
der Verbandsdatenschutzbeauftragten zu erteilen, soweit nicht der Vorsitzende der 
Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands im Einzelfall feststellt, 
dass dadurch kirchliche Interessen erheblich beeinträchtigt würden. 2Die Mitteilung 
des oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten an die betroffene Person über das 
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Ergebnis der datenschutzrechtlichen Prüfung darf keine Rückschlüsse auf den Er-
kenntnisstand des Verantwortlichen zulassen, sofern dieser nicht einer weitergehen-
den Auskunft zustimmt.“ 
 

18. § 18 wird wie folgt geändert: 
 
Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:  
„1Dem Recht auf Berichtigung ist nur in Form von ergänzenden Eintragungen zu entspre-
chen, wenn ansonsten der Erhalt oder die Gewährleistung der Nachvollziehbarkeit von 
Amtshandlungen sowie von Urkunden und vergleichbaren Dokumenten gefährdet würde. 
2Hierzu gehören insbesondere die durch kirchliche Rechtsvorschriften vorgesehenen Ein-
tragungen in die Kirchenbücher (insbesondere Taufen, Trauungen, Todesfälle) sowie 
Dekrete, Beschlüsse von Gremien der Diözesen und Kirchengemeinden und sonstige Ur-
kunden.“ 
 

19. § 19 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 3 Buchstabe d) am Ende wird das Komma durch ein Semikolon ersetzt 

und wird das Wort „oder“ ersatzlos gestrichen. 
b) In Absatz 3 Buchstabe e) am Ende wird der Punkt ersatzlos gestrichen und wird das 

Wort „oder“ angefügt. 
c) In Absatz 3 wird nach Buchstabe e) folgender Buchstabe f) angefügt:   

„zum Erhalt und zur Gewährleistung der Nachvollziehbarkeit von Amtshandlungen 
sowie von Urkunden und vergleichbaren Dokumenten; hierzu gehören insbeson-
dere die durch kirchliche Rechtsvorschriften vorgesehenen Eintragungen in die Kir-
chenbücher (insbesondere Taufen, Trauungen, Todesfälle) sowie Dekrete, Be-
schlüsse von Gremien der Diözesen und Kirchengemeinden und sonstige Urkun-
den.“ 

 
20. § 23 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 1 wird Satz 3 ersatzlos gestrichen.  
b) Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst:  

„1Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen 
Situation ergeben, gegen die sie betreffende Verarbeitung sie betreffender perso-
nenbezogener Daten, die zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwe-
cken oder zu statistischen Zwecken erfolgt, Widerspruch einzulegen. 2Das Recht 
auf Widerspruch besteht nicht, soweit an der Verarbeitung ein zwingendes kirchli-
ches oder öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person 
überwiegt, oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet.“ 
 

21. § 24 wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 2 Buchstabe b) werden die Wörter „aufgrund von kirchlichen Rechtsvorschrif-
ten“ ersetzt durch die Wörter „aufgrund von kirchlichen, staatlichen oder europäischen 
Rechtsvorschriften“. 
 

22. § 25 wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 1 wird nach dem Wort „Person“ das Wort „insbesondere“ angefügt.  
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e) In Absatz 5 Buchstabe c) wird das Wort „Auskunft“ ersetzt durch das Wort „Infor-
mation“. 

f) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:  
„Werden Daten Dritter im Zuge der Aufnahme oder im Rahmen eines Mandatsver-
hältnisses an einen Berufsgeheimnisträger oder eine Berufsgeheimnisträgerin über-
mittelt, so besteht die Pflicht der übermittelnden Stelle zur Information der betroffe-
nen Person gemäß Absatz 3 nicht, sofern nicht das Interesse der betroffenen Person 
an der Informationserteilung überwiegt.“ 
 

16. § 16 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Buchstabe a) wird das Wort „erhobenen“ ersetzt durch das Wort „ver-

arbeiteten“. 
b) In Absatz 2 Buchstabe c) werden nach dem Wort „Empfänger“ die Wörter „oder 

eine andere Empfängerin“ angefügt.   
c) In Absatz 4 Buchstabe c) werden die Wörter „durch kirchliche Rechtsvorschriften“ 

ersetzt durch die Wörter „durch kirchliche, staatliche oder europäische Rechtsvor-
schriften“.  

d) In Absatz 4 Buchstabe d) werden die Wörter „gemäß dem staatlichen oder dem 
kirchlichen Recht“ ersetzt durch die Wörter „gemäß dem kirchlichen, staatlichen 
oder europäischen Recht“.  

e) Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst:  
„Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, wenn die Erteilung der Information 
die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit des Verantwortlichen lie-
genden Aufgaben gefährden würde oder die Information dem kirchlichen Wohl er-
hebliche Nachteile bereiten würde und deswegen das Interesse der betroffenen Per-
son an der Informationserteilung zurücktreten muss.“ 

 
17. § 17 wird wie folgt geändert:  

 
a) In Absatz 2 werden die Wörter „oder in“ ersatzlos gestrichen. 
b) In Absatz 6 Buchstabe a) werden hinter „§ 16“ die Wörter „Absatz 4 lit. d) oder“ 

angefügt.  
c) Absatz 6 Buchstabe b) wird wie folgt neu gefasst:  

„die Daten 
(aa) nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher oder satzungs-

mäßiger Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden dürfen oder 
(bb) ausschließlich Zwecken der Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle 

dienen  
und die Auskunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 
sowie eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch geeignete technische und orga-
nisatorische Maßnahmen ausgeschlossen ist.“ 

d) Absatz 8 wird wie folgt neu gefasst:  
„1Wird der betroffenen Person durch eine kirchliche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 
1 keine Auskunft erteilt, so ist sie auf Verlangen der betroffenen Person dem oder 
der Verbandsdatenschutzbeauftragten zu erteilen, soweit nicht der Vorsitzende der 
Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands im Einzelfall feststellt, 
dass dadurch kirchliche Interessen erheblich beeinträchtigt würden. 2Die Mitteilung 
des oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten an die betroffene Person über das 
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Ergebnis der datenschutzrechtlichen Prüfung darf keine Rückschlüsse auf den Er-
kenntnisstand des Verantwortlichen zulassen, sofern dieser nicht einer weitergehen-
den Auskunft zustimmt.“ 
 

18. § 18 wird wie folgt geändert: 
 
Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:  
„1Dem Recht auf Berichtigung ist nur in Form von ergänzenden Eintragungen zu entspre-
chen, wenn ansonsten der Erhalt oder die Gewährleistung der Nachvollziehbarkeit von 
Amtshandlungen sowie von Urkunden und vergleichbaren Dokumenten gefährdet würde. 
2Hierzu gehören insbesondere die durch kirchliche Rechtsvorschriften vorgesehenen Ein-
tragungen in die Kirchenbücher (insbesondere Taufen, Trauungen, Todesfälle) sowie 
Dekrete, Beschlüsse von Gremien der Diözesen und Kirchengemeinden und sonstige Ur-
kunden.“ 
 

19. § 19 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 3 Buchstabe d) am Ende wird das Komma durch ein Semikolon ersetzt 

und wird das Wort „oder“ ersatzlos gestrichen. 
b) In Absatz 3 Buchstabe e) am Ende wird der Punkt ersatzlos gestrichen und wird das 

Wort „oder“ angefügt. 
c) In Absatz 3 wird nach Buchstabe e) folgender Buchstabe f) angefügt:   

„zum Erhalt und zur Gewährleistung der Nachvollziehbarkeit von Amtshandlungen 
sowie von Urkunden und vergleichbaren Dokumenten; hierzu gehören insbeson-
dere die durch kirchliche Rechtsvorschriften vorgesehenen Eintragungen in die Kir-
chenbücher (insbesondere Taufen, Trauungen, Todesfälle) sowie Dekrete, Be-
schlüsse von Gremien der Diözesen und Kirchengemeinden und sonstige Urkun-
den.“ 

 
20. § 23 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 1 wird Satz 3 ersatzlos gestrichen.  
b) Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst:  

„1Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen 
Situation ergeben, gegen die sie betreffende Verarbeitung sie betreffender perso-
nenbezogener Daten, die zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwe-
cken oder zu statistischen Zwecken erfolgt, Widerspruch einzulegen. 2Das Recht 
auf Widerspruch besteht nicht, soweit an der Verarbeitung ein zwingendes kirchli-
ches oder öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person 
überwiegt, oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet.“ 
 

21. § 24 wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 2 Buchstabe b) werden die Wörter „aufgrund von kirchlichen Rechtsvorschrif-
ten“ ersetzt durch die Wörter „aufgrund von kirchlichen, staatlichen oder europäischen 
Rechtsvorschriften“. 
 

22. § 25 wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 1 wird nach dem Wort „Person“ das Wort „insbesondere“ angefügt.  

 



Kirchliches Amtsblatt Münster 2026 Nr. 9426 13 
 

23. § 26 wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 4 werden die Wörter „EU-Recht“ ersetzt durch die Wörter „europäischen 
Recht“. 
 

24. § 27 wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 3 werden die Wörter „EU-Recht“ ersetzt durch die Wörter „europäischen 
Recht“. 
 

25. § 28 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:  

„1Die Verarbeitung in gemeinsamer Verantwortung erfolgt auf der Grundlage der 
Vereinbarung gemäß Absatz 1 Satz 2 oder eines anderen Rechtsinstruments nach 
dem kirchlichen Recht, an die bzw. an das die gemeinsam Verantwortlichen gebun-
den sind. 2Die Vereinbarung gemäß Absatz 1 Satz 2 oder das Rechtsinstrument ge-
mäß Satz 1 enthält insbesondere die jeweiligen tatsächlichen Funktionen und Be-
ziehungen der gemeinsam Verantwortlichen gegenüber der betroffenen Person. 
3Die betroffene Person wird über den wesentlichen, die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten betreffenden Inhalt der Vereinbarung bzw. des Rechtsinstruments 
informiert.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:  
„Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung bzw. des Rechtsinstruments kann 
die betroffene Person ihre Rechte im Rahmen dieses Gesetzes bei und gegenüber 
jedem einzelnen der Verantwortlichen geltend machen.“ 
 

26. § 29 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 3 werden die Wörter „nach dem kirchlichen Recht, dem Recht der Euro-

päischen Union oder dem Recht ihrer Mitgliedstaaten“ ersetzt durch die Wörter 
„nach dem kirchlichen, dem staatlichen oder dem europäischen Recht“. 

b) In Absatz 4 Buchstabe a) werden die Wörter „das kirchliche Recht, das Recht der 
Europäischen Union oder das Recht ihrer Mitgliedstaaten“ ersetzt durch die Wörter 
„das kirchliche, das staatliche oder das europäische Recht“. 

c) In Absatz 4 Buchstabe g) werden die Wörter „nach dem kirchlichen Recht oder dem 
Recht der Europäischen Union oder dem Recht ihrer Mitgliedstaaten“ ersetzt durch 
die Wörter „nach dem kirchlichen, dem staatlichen oder dem europäischen Recht“. 

d) In Absatz 5 werden die Wörter „nach dem kirchlichen Recht oder dem Recht der 
Europäischen Union oder dem Recht des betreffenden Mitgliedstaates der Europä-
ischen Union“ ersetzt durch die Wörter „nach dem kirchlichen, dem staatlichen oder 
dem europäischen Recht“. 

e) Absatz 9 wird wie folgt neu gefasst:  
„1Der Vertrag im Sinne der Absätze 3 bis 5 bedarf der Schriftform. 2Maßgeblich für 
die Ersetzung der Schriftform durch die elektronische Form oder die Textform sind 
die jeweils geltenden staatlichen Regelungen.“ 

f) Absatz 11 wird ersatzlos gestrichen. 
g) Absatz 12 wird ersatzlos gestrichen. 

 
27. § 30 wird wie folgt geändert: 
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Die Wörter „nach kirchlichem Recht, dem Recht der Europäischen Union oder dem Recht 
ihrer Mitgliedstaaten“ werden ersetzt durch die Wörter „nach kirchlichem, staatlichem 
oder europäischem Recht“. 
 

28. § 31 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Buchstabe a) werden nach den Wörtern „sowie des“ die Wörter „oder 

der“ angefügt und das Komma sowie die Wörter „sofern ein solcher zu benennen 
ist“ ersatzlos gestrichen.   

b) Absatz 1 Buchstabe f) wird wie folgt neu gefasst:  
„gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland, 
an ein nichtstaatliches Völkerrechtssubjekt oder an eine internationale Organisa-
tion, einschließlich der Angabe des betreffenden Drittlands, des betreffenden nicht-
staatlichen Völkerrechtssubjektes oder der betreffenden internationalen Organisa-
tion sowie bei den in § 40 Absatz 2 genannten Datenübermittlungen die Dokumen-
tierung geeigneter Garantien;“ 

c) Absatz 2 erster Halbsatz wird wie folgt neu gefasst:  
„Jeder Auftragsverarbeiter führt ein Verzeichnis zu allen Kategorien von im Auftrag 
eines Verantwortlichen durchgeführten Tätigkeiten der Verarbeitung, das Folgendes 
enthält:“ 

d) In Absatz 2 Buchstabe a) werden nach dem Wort „eines“ die Wörter „oder einer“ 
und nach dem Wort „solcher“ die Wörter „oder eine solche“ angefügt.   

e) Absatz 2 Buchstabe c) wird wie folgt neu gefasst:  
„gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland, 
ein nichtstaatliches Völkerrechtssubjekt oder an eine internationale Organisation, 
einschließlich der Angabe des betreffenden Drittlands, des betreffenden nichtstaat-
lichen Völkerrechtssubjekts oder der betreffenden internationalen Organisation so-
wie bei den in § 40 Absatz 2 genannten Datenübermittlungen die Dokumentierung 
geeigneter Garantien;“ 

f) In Absatz 4 werden nach dem Wort „dem“ die Wörter „oder der“ angefügt.  
 

29. § 33 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „eine Gefahr“ ersetzt durch die Wörter „ein 

Risiko“.   
b) In Absatz 3 Buchstabe b) werden nach dem Wort „des“ die Wörter „oder der“ an-

gefügt.  
c) In Absatz 3 Buchstabe c) wird das Wort „möglichen“ ersetzt durch das Wort „wahr-

scheinlichen“. 
 

30. § 34 Absatz 3 Buchstabe b) wird wie folgt neu gefasst: 
 
„der Verantwortliche hat durch nachträglich getroffene Maßnahmen sichergestellt, dass 
das hohe Risiko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen gemäß Absatz 1 
aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mehr besteht;“ 
 

31. § 35 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:  

„Der Verantwortliche holt bei der Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschät-
zung den Rat des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten ein.“  
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23. § 26 wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 4 werden die Wörter „EU-Recht“ ersetzt durch die Wörter „europäischen 
Recht“. 
 

24. § 27 wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 3 werden die Wörter „EU-Recht“ ersetzt durch die Wörter „europäischen 
Recht“. 
 

25. § 28 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:  

„1Die Verarbeitung in gemeinsamer Verantwortung erfolgt auf der Grundlage der 
Vereinbarung gemäß Absatz 1 Satz 2 oder eines anderen Rechtsinstruments nach 
dem kirchlichen Recht, an die bzw. an das die gemeinsam Verantwortlichen gebun-
den sind. 2Die Vereinbarung gemäß Absatz 1 Satz 2 oder das Rechtsinstrument ge-
mäß Satz 1 enthält insbesondere die jeweiligen tatsächlichen Funktionen und Be-
ziehungen der gemeinsam Verantwortlichen gegenüber der betroffenen Person. 
3Die betroffene Person wird über den wesentlichen, die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten betreffenden Inhalt der Vereinbarung bzw. des Rechtsinstruments 
informiert.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:  
„Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung bzw. des Rechtsinstruments kann 
die betroffene Person ihre Rechte im Rahmen dieses Gesetzes bei und gegenüber 
jedem einzelnen der Verantwortlichen geltend machen.“ 
 

26. § 29 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 3 werden die Wörter „nach dem kirchlichen Recht, dem Recht der Euro-

päischen Union oder dem Recht ihrer Mitgliedstaaten“ ersetzt durch die Wörter 
„nach dem kirchlichen, dem staatlichen oder dem europäischen Recht“. 

b) In Absatz 4 Buchstabe a) werden die Wörter „das kirchliche Recht, das Recht der 
Europäischen Union oder das Recht ihrer Mitgliedstaaten“ ersetzt durch die Wörter 
„das kirchliche, das staatliche oder das europäische Recht“. 

c) In Absatz 4 Buchstabe g) werden die Wörter „nach dem kirchlichen Recht oder dem 
Recht der Europäischen Union oder dem Recht ihrer Mitgliedstaaten“ ersetzt durch 
die Wörter „nach dem kirchlichen, dem staatlichen oder dem europäischen Recht“. 

d) In Absatz 5 werden die Wörter „nach dem kirchlichen Recht oder dem Recht der 
Europäischen Union oder dem Recht des betreffenden Mitgliedstaates der Europä-
ischen Union“ ersetzt durch die Wörter „nach dem kirchlichen, dem staatlichen oder 
dem europäischen Recht“. 

e) Absatz 9 wird wie folgt neu gefasst:  
„1Der Vertrag im Sinne der Absätze 3 bis 5 bedarf der Schriftform. 2Maßgeblich für 
die Ersetzung der Schriftform durch die elektronische Form oder die Textform sind 
die jeweils geltenden staatlichen Regelungen.“ 

f) Absatz 11 wird ersatzlos gestrichen. 
g) Absatz 12 wird ersatzlos gestrichen. 

 
27. § 30 wird wie folgt geändert: 
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Die Wörter „nach kirchlichem Recht, dem Recht der Europäischen Union oder dem Recht 
ihrer Mitgliedstaaten“ werden ersetzt durch die Wörter „nach kirchlichem, staatlichem 
oder europäischem Recht“. 
 

28. § 31 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Buchstabe a) werden nach den Wörtern „sowie des“ die Wörter „oder 

der“ angefügt und das Komma sowie die Wörter „sofern ein solcher zu benennen 
ist“ ersatzlos gestrichen.   

b) Absatz 1 Buchstabe f) wird wie folgt neu gefasst:  
„gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland, 
an ein nichtstaatliches Völkerrechtssubjekt oder an eine internationale Organisa-
tion, einschließlich der Angabe des betreffenden Drittlands, des betreffenden nicht-
staatlichen Völkerrechtssubjektes oder der betreffenden internationalen Organisa-
tion sowie bei den in § 40 Absatz 2 genannten Datenübermittlungen die Dokumen-
tierung geeigneter Garantien;“ 

c) Absatz 2 erster Halbsatz wird wie folgt neu gefasst:  
„Jeder Auftragsverarbeiter führt ein Verzeichnis zu allen Kategorien von im Auftrag 
eines Verantwortlichen durchgeführten Tätigkeiten der Verarbeitung, das Folgendes 
enthält:“ 

d) In Absatz 2 Buchstabe a) werden nach dem Wort „eines“ die Wörter „oder einer“ 
und nach dem Wort „solcher“ die Wörter „oder eine solche“ angefügt.   

e) Absatz 2 Buchstabe c) wird wie folgt neu gefasst:  
„gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland, 
ein nichtstaatliches Völkerrechtssubjekt oder an eine internationale Organisation, 
einschließlich der Angabe des betreffenden Drittlands, des betreffenden nichtstaat-
lichen Völkerrechtssubjekts oder der betreffenden internationalen Organisation so-
wie bei den in § 40 Absatz 2 genannten Datenübermittlungen die Dokumentierung 
geeigneter Garantien;“ 

f) In Absatz 4 werden nach dem Wort „dem“ die Wörter „oder der“ angefügt.  
 

29. § 33 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „eine Gefahr“ ersetzt durch die Wörter „ein 

Risiko“.   
b) In Absatz 3 Buchstabe b) werden nach dem Wort „des“ die Wörter „oder der“ an-

gefügt.  
c) In Absatz 3 Buchstabe c) wird das Wort „möglichen“ ersetzt durch das Wort „wahr-

scheinlichen“. 
 

30. § 34 Absatz 3 Buchstabe b) wird wie folgt neu gefasst: 
 
„der Verantwortliche hat durch nachträglich getroffene Maßnahmen sichergestellt, dass 
das hohe Risiko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen gemäß Absatz 1 
aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mehr besteht;“ 
 

31. § 35 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:  

„Der Verantwortliche holt bei der Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschät-
zung den Rat des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten ein.“  
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b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „des“ die Wörter „oder der“ angefügt.  
c) In Absatz 9 werden die Wörter „im kirchlichen Recht“ ersetzt durch die Wörter „im 

kirchlichen, im staatlichen oder im europäischen Recht“. 
 

32. Die Überschrift von Kapitel 4 Abschnitt 3 wird wie folgt neu gefasst:  
 
„Betrieblicher Datenschutzbeauftragter oder betriebliche Datenschutzbeauftragte“ 
 

33. § 36 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 36 

Benennung eines oder einer betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

(1) Der Geschäftsführer oder die Geschäftsführerin des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands benennt für diesen und die Dienststellen und Einrichtungen der Deut-
schen Bischofskonferenz schriftlich einen betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
oder eine betriebliche Datenschutzbeauftragte.  

 
(2) 1Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter veröffentlicht die Kontaktdaten 

des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten. 2Die Benennung des oder der 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten ist der Datenschutzaufsicht anzuzeigen. 

 
(3) 1Der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte kann eine natürliche oder eine 

juristische Person sein. 2Er oder sie kann Beschäftigter oder Beschäftigte des Ver-
antwortlichen oder des Auftragsverarbeiters sein oder seine oder ihre Aufgaben auf 
der Grundlage eines Dienstleistungsvertrags oder einer sonstigen Vereinbarung er-
füllen. 3Ist der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte Beschäftigter oder Be-
schäftigte des Verantwortlichen, finden § 43 Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechende 
Anwendung. 

 
(4) Zum oder zur betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf nur benannt werden, wer 

die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit be-
sitzt.  

 
(5) 1Zum oder zur betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf der- oder diejenige nicht 

benannt werden, der oder die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragt ist 
oder dem oder der die Leitung der kirchlichen Stelle obliegt. 2Andere Aufgaben und 
Pflichten des oder der Benannten dürfen im Übrigen nicht so ausgestaltet oder um-
fangreich sein, dass der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte seinen oder 
ihren Aufgaben nach diesem Gesetz nicht unabhängig bzw. umgehend nachkom-
men kann.“ 

 
34. § 37 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 37 

Rechtsstellung des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

(1) 1Der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte ist dem Geschäftsführer oder der 
Geschäftsführerin des Verbandes der Diözesen Deutschlands unmittelbar zu unter-
stellen. 2Er oder sie ist bei der Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben auf dem Gebiet 
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des Datenschutzes weisungsfrei. 3Er oder sie darf wegen der Erfüllung seiner oder 
ihrer Aufgaben nicht benachteiligt werden. 

 
(2) 1Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass der oder die 

betriebliche Datenschutzbeauftragte ordnungsgemäß und frühzeitig in alle mit dem 
Schutz personenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen eingebunden wird. 
2Sie unterstützen den betrieblichen Datenschutzbeauftragten oder die betriebliche 
Datenschutzbeauftragte bei der Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben, indem sie die 
für die Erfüllung dieser Aufgaben erforderlichen Mittel und den Zugang zu perso-
nenbezogenen Daten und Verarbeitungsvorgängen zur Verfügung stellen. 3Zur Er-
haltung der zur Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben erforderlichen Fachkunde ha-
ben der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter dem oder der betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveranstaltun-
gen in angemessenem Umfang zu ermöglichen und deren Kosten zu übernehmen. 
4§ 43 Absätze 7 und 8 gelten entsprechend.  

 
(3) Betroffene Personen können sich jederzeit und unmittelbar an den betrieblichen 

Datenschutzbeauftragten oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte wenden. 
 
(4) 1Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses des oder der betrieblichen Datenschutz-

beauftragten ist unzulässig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, welche den Ver-
antwortlichen oder den Auftragsverarbeiter zur Kündigung aus wichtigem Grund 
ohne Einhaltung der Kündigungsfrist berechtigen. 2Nach der Abberufung als be-
trieblicher Datenschutzbeauftragter oder als betriebliche Datenschutzbeauftragte ist 
die Kündigung innerhalb eines Jahres nach der Beendigung der Bestellung unzu-
lässig, es sei denn, dass der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter zur Kün-
digung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt ist. 

 
(5) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass die Wahrneh-

mung anderer Aufgaben und Pflichten durch den betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte nicht zu einem Interessenkon-
flikt führt.“ 

  

35. § 38 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 38 

Aufgaben des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
1Der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte wirkt auf die Einhaltung dieses Geset-
zes und anderer Vorschriften über den Datenschutz hin. 2Zu diesem Zweck kann er oder 
sie sich in Zweifelsfällen an die Datenschutzaufsicht gemäß §§ 42 ff. wenden. 3Er oder 
sie hat insbesondere 

a) die ordnungsgemäße Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren 
Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen, zu überwachen; zu die-
sem Zweck sind sie über Vorhaben der automatisierten Verarbeitung personenbezo-
gener Daten rechtzeitig zu unterrichten; 

b) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter zu unterrichten und zu beraten; 
c) die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen durch geeig-

nete Maßnahmen mit den Vorschriften dieses Gesetzes sowie anderer Vorschriften 
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b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „des“ die Wörter „oder der“ angefügt.  
c) In Absatz 9 werden die Wörter „im kirchlichen Recht“ ersetzt durch die Wörter „im 

kirchlichen, im staatlichen oder im europäischen Recht“. 
 

32. Die Überschrift von Kapitel 4 Abschnitt 3 wird wie folgt neu gefasst:  
 
„Betrieblicher Datenschutzbeauftragter oder betriebliche Datenschutzbeauftragte“ 
 

33. § 36 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 36 

Benennung eines oder einer betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

(1) Der Geschäftsführer oder die Geschäftsführerin des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands benennt für diesen und die Dienststellen und Einrichtungen der Deut-
schen Bischofskonferenz schriftlich einen betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
oder eine betriebliche Datenschutzbeauftragte.  

 
(2) 1Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter veröffentlicht die Kontaktdaten 

des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten. 2Die Benennung des oder der 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten ist der Datenschutzaufsicht anzuzeigen. 

 
(3) 1Der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte kann eine natürliche oder eine 

juristische Person sein. 2Er oder sie kann Beschäftigter oder Beschäftigte des Ver-
antwortlichen oder des Auftragsverarbeiters sein oder seine oder ihre Aufgaben auf 
der Grundlage eines Dienstleistungsvertrags oder einer sonstigen Vereinbarung er-
füllen. 3Ist der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte Beschäftigter oder Be-
schäftigte des Verantwortlichen, finden § 43 Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechende 
Anwendung. 

 
(4) Zum oder zur betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf nur benannt werden, wer 

die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit be-
sitzt.  

 
(5) 1Zum oder zur betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf der- oder diejenige nicht 

benannt werden, der oder die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragt ist 
oder dem oder der die Leitung der kirchlichen Stelle obliegt. 2Andere Aufgaben und 
Pflichten des oder der Benannten dürfen im Übrigen nicht so ausgestaltet oder um-
fangreich sein, dass der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte seinen oder 
ihren Aufgaben nach diesem Gesetz nicht unabhängig bzw. umgehend nachkom-
men kann.“ 

 
34. § 37 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 37 

Rechtsstellung des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

(1) 1Der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte ist dem Geschäftsführer oder der 
Geschäftsführerin des Verbandes der Diözesen Deutschlands unmittelbar zu unter-
stellen. 2Er oder sie ist bei der Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben auf dem Gebiet 
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des Datenschutzes weisungsfrei. 3Er oder sie darf wegen der Erfüllung seiner oder 
ihrer Aufgaben nicht benachteiligt werden. 

 
(2) 1Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass der oder die 

betriebliche Datenschutzbeauftragte ordnungsgemäß und frühzeitig in alle mit dem 
Schutz personenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen eingebunden wird. 
2Sie unterstützen den betrieblichen Datenschutzbeauftragten oder die betriebliche 
Datenschutzbeauftragte bei der Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben, indem sie die 
für die Erfüllung dieser Aufgaben erforderlichen Mittel und den Zugang zu perso-
nenbezogenen Daten und Verarbeitungsvorgängen zur Verfügung stellen. 3Zur Er-
haltung der zur Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben erforderlichen Fachkunde ha-
ben der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter dem oder der betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveranstaltun-
gen in angemessenem Umfang zu ermöglichen und deren Kosten zu übernehmen. 
4§ 43 Absätze 7 und 8 gelten entsprechend.  

 
(3) Betroffene Personen können sich jederzeit und unmittelbar an den betrieblichen 

Datenschutzbeauftragten oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte wenden. 
 
(4) 1Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses des oder der betrieblichen Datenschutz-

beauftragten ist unzulässig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, welche den Ver-
antwortlichen oder den Auftragsverarbeiter zur Kündigung aus wichtigem Grund 
ohne Einhaltung der Kündigungsfrist berechtigen. 2Nach der Abberufung als be-
trieblicher Datenschutzbeauftragter oder als betriebliche Datenschutzbeauftragte ist 
die Kündigung innerhalb eines Jahres nach der Beendigung der Bestellung unzu-
lässig, es sei denn, dass der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter zur Kün-
digung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt ist. 

 
(5) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass die Wahrneh-

mung anderer Aufgaben und Pflichten durch den betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte nicht zu einem Interessenkon-
flikt führt.“ 

  

35. § 38 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 38 

Aufgaben des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
1Der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte wirkt auf die Einhaltung dieses Geset-
zes und anderer Vorschriften über den Datenschutz hin. 2Zu diesem Zweck kann er oder 
sie sich in Zweifelsfällen an die Datenschutzaufsicht gemäß §§ 42 ff. wenden. 3Er oder 
sie hat insbesondere 

a) die ordnungsgemäße Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren 
Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen, zu überwachen; zu die-
sem Zweck sind sie über Vorhaben der automatisierten Verarbeitung personenbezo-
gener Daten rechtzeitig zu unterrichten; 

b) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter zu unterrichten und zu beraten; 
c) die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen durch geeig-

nete Maßnahmen mit den Vorschriften dieses Gesetzes sowie anderer Vorschriften 
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über den Datenschutz und mit den jeweiligen besonderen Erfordernissen des Da-
tenschutzes vertraut zu machen; 

d) auf Anfrage des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters diesen bei der 
Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung zu beraten und bei der Über-
prüfung, ob die Verarbeitung gemäß der Datenschutz-Folgenabschätzung erfolgt, 
zu unterstützen und 

e) mit der Datenschutzaufsicht zusammenzuarbeiten.“ 
 

36. Kapitel 5 wird wie folgt neu gefasst: 

„Kapitel 5 
Übermittlung personenbezogener Daten an Drittländer, internationale  

Organisationen oder nichtstaatliche Völkerrechtssubjekte 

§ 39 
Allgemeine Grundsätze 

1Jede Übermittlung personenbezogener Daten, die bereits verarbeitet werden oder nach 
ihrer Übermittlung an ein Drittland, an eine internationale Organisation oder an ein nicht-
staatliches Völkerrechtssubjekt verarbeitet werden sollen, ist nur zulässig, wenn der Ver-
antwortliche und der Auftragsverarbeiter die in diesem Gesetz niedergelegten Bedingun-
gen einhalten. 2Dies gilt auch für die etwaige Weiterübermittlung personenbezogener Da-
ten aus dem betreffenden Drittland, der betreffenden internationalen Organisation oder 
dem betreffenden nichtstaatlichen Völkerrechtssubjekt. 

§ 40 
Datenübermittlung auf der Grundlage eines Angemessenheitsbeschlusses  

oder bei geeigneten Garantien 

(1) Eine Übermittlung personenbezogener Daten an ein Drittland oder an eine interna-
tionale Organisation ist zulässig, wenn ein Angemessenheitsbeschluss der Europä-
ischen Kommission vorliegt.  

 
(2) Liegt ein Angemessenheitsbeschluss nicht vor, darf eine Übermittlung personenbe-

zogener Daten an ein Drittland, an eine internationale Organisation oder an ein 
nichtstaatliches Völkerrechtssubjekt nur erfolgen, sofern der Verantwortliche oder 
der Auftragsverarbeiter geeignete Garantien vorgesehen hat und sofern den be-
troffenen Personen durchsetzbare Rechte und wirksame Rechtsbehelfe zur Verfü-
gung stehen. 

 
§ 41 

Ausnahmen für bestimmte Fälle 

(1) Falls weder ein Angemessenheitsbeschluss nach § 40 Absatz 1 noch geeignete Ga-
rantien nach § 40 Absatz 2 bestehen, ist eine Übermittlung personenbezogener Da-
ten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation oder an ein nichtstaat-
liches Völkerrechtssubjekt nur unter einer der folgenden Bedingungen zulässig: 
 
a) die betroffene Person hat in die vorgeschlagene Übermittlung eingewilligt, 

nachdem sie über die für sie bestehenden möglichen Risiken derartiger Da-
tenübermittlungen ohne Vorliegen eines Angemessenheitsbeschlusses und 
ohne geeignete Garantien unterrichtet wurde; 
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b) die Übermittlung ist für die Erfüllung eines Vertrages zwischen der betroffe-
nen Person und dem Verantwortlichen oder zur Durchführung von vorvertrag-
lichen Maßnahmen auf Antrag der betroffenen Person erforderlich; 

c) die Übermittlung ist zum Abschluss oder zur Erfüllung eines im Interesse der 
betroffenen Person von dem Verantwortlichen mit einer anderen natürlichen 
oder juristischen Person geschlossenen Vertrages erforderlich; 

d) die Übermittlung erfolgt aufgrund kirchenrechtlicher Vorschriften oder in 
Wahrnehmung kirchlicher Aufgaben an den Heiligen Stuhl oder an den Staat 
der Vatikanstadt oder ist aus anderen wichtigen Gründen des kirchlichen oder 
öffentlichen Interesses notwendig;  

e) die Übermittlung ist zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen erforderlich; 

f) die Übermittlung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen 
Person oder anderer Personen erforderlich, sofern die betroffene Person aus 
physischen oder rechtlichen Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu 
geben. 

 
(2) Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter erfasst die von ihm vorgenom-

mene Beurteilung in der Dokumentation gemäß § 31.“ 
 

37. Kapitel 6 wird wie folgt neu gefasst: 

„Kapitel 6 
Unabhängige Datenschutzaufsicht 

§ 42 
Datenschutzaufsicht 

(1) Der Vorsitzende der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
richtet für den Anwendungsbereich dieses Gesetzes eine Datenschutzaufsicht als 
unabhängige kirchliche Behörde ein. 
 

(2) 1Der Vorsitzende der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
bestellt für den Anwendungsbereich dieses Gesetzes einen Verbandsdatenschutzbe-
auftragten als Leiter oder eine Verbandsdatenschutzbeauftragte als Leiterin der Da-
tenschutzaufsicht. 2Zum oder zur Verbandsdatenschutzbeauftragten kann nur eine 
natürliche Person bestellt werden. 

 
(3) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte handelt bei der Erfüllung seiner oder 

ihrer Aufgaben und bei der Ausübung seiner oder ihrer Befugnisse gemäß diesem 
Gesetz völlig unabhängig und ist nur dem kirchlichen Recht und dem für die Kir-
chen verbindlichen staatlichen oder europäischen Recht unterworfen. 2Die Aus-
übung seiner oder ihrer Tätigkeit geschieht in organisatorischer und sachlicher Un-
abhängigkeit. 3Die Dienstaufsicht ist so zu regeln, dass dadurch die Unabhängigkeit 
nicht beeinträchtigt wird. 

 
(4) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte sieht von allen mit den Aufgaben 

seines oder ihres Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen ab und übt während 
seiner oder ihrer Amtszeit keine andere mit seinem oder ihrem Amt nicht zu verein-
barende entgeltliche oder unentgeltliche Tätigkeit aus. 2Dem steht eine Bestellung 
als Diözesandatenschutzbeauftragter oder Diözesandatenschutzbeauftragte für 
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über den Datenschutz und mit den jeweiligen besonderen Erfordernissen des Da-
tenschutzes vertraut zu machen; 

d) auf Anfrage des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters diesen bei der 
Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung zu beraten und bei der Über-
prüfung, ob die Verarbeitung gemäß der Datenschutz-Folgenabschätzung erfolgt, 
zu unterstützen und 

e) mit der Datenschutzaufsicht zusammenzuarbeiten.“ 
 

36. Kapitel 5 wird wie folgt neu gefasst: 

„Kapitel 5 
Übermittlung personenbezogener Daten an Drittländer, internationale  

Organisationen oder nichtstaatliche Völkerrechtssubjekte 

§ 39 
Allgemeine Grundsätze 

1Jede Übermittlung personenbezogener Daten, die bereits verarbeitet werden oder nach 
ihrer Übermittlung an ein Drittland, an eine internationale Organisation oder an ein nicht-
staatliches Völkerrechtssubjekt verarbeitet werden sollen, ist nur zulässig, wenn der Ver-
antwortliche und der Auftragsverarbeiter die in diesem Gesetz niedergelegten Bedingun-
gen einhalten. 2Dies gilt auch für die etwaige Weiterübermittlung personenbezogener Da-
ten aus dem betreffenden Drittland, der betreffenden internationalen Organisation oder 
dem betreffenden nichtstaatlichen Völkerrechtssubjekt. 

§ 40 
Datenübermittlung auf der Grundlage eines Angemessenheitsbeschlusses  

oder bei geeigneten Garantien 

(1) Eine Übermittlung personenbezogener Daten an ein Drittland oder an eine interna-
tionale Organisation ist zulässig, wenn ein Angemessenheitsbeschluss der Europä-
ischen Kommission vorliegt.  

 
(2) Liegt ein Angemessenheitsbeschluss nicht vor, darf eine Übermittlung personenbe-

zogener Daten an ein Drittland, an eine internationale Organisation oder an ein 
nichtstaatliches Völkerrechtssubjekt nur erfolgen, sofern der Verantwortliche oder 
der Auftragsverarbeiter geeignete Garantien vorgesehen hat und sofern den be-
troffenen Personen durchsetzbare Rechte und wirksame Rechtsbehelfe zur Verfü-
gung stehen. 

 
§ 41 

Ausnahmen für bestimmte Fälle 

(1) Falls weder ein Angemessenheitsbeschluss nach § 40 Absatz 1 noch geeignete Ga-
rantien nach § 40 Absatz 2 bestehen, ist eine Übermittlung personenbezogener Da-
ten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation oder an ein nichtstaat-
liches Völkerrechtssubjekt nur unter einer der folgenden Bedingungen zulässig: 
 
a) die betroffene Person hat in die vorgeschlagene Übermittlung eingewilligt, 

nachdem sie über die für sie bestehenden möglichen Risiken derartiger Da-
tenübermittlungen ohne Vorliegen eines Angemessenheitsbeschlusses und 
ohne geeignete Garantien unterrichtet wurde; 
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b) die Übermittlung ist für die Erfüllung eines Vertrages zwischen der betroffe-
nen Person und dem Verantwortlichen oder zur Durchführung von vorvertrag-
lichen Maßnahmen auf Antrag der betroffenen Person erforderlich; 

c) die Übermittlung ist zum Abschluss oder zur Erfüllung eines im Interesse der 
betroffenen Person von dem Verantwortlichen mit einer anderen natürlichen 
oder juristischen Person geschlossenen Vertrages erforderlich; 

d) die Übermittlung erfolgt aufgrund kirchenrechtlicher Vorschriften oder in 
Wahrnehmung kirchlicher Aufgaben an den Heiligen Stuhl oder an den Staat 
der Vatikanstadt oder ist aus anderen wichtigen Gründen des kirchlichen oder 
öffentlichen Interesses notwendig;  

e) die Übermittlung ist zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen erforderlich; 

f) die Übermittlung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen 
Person oder anderer Personen erforderlich, sofern die betroffene Person aus 
physischen oder rechtlichen Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu 
geben. 

 
(2) Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter erfasst die von ihm vorgenom-

mene Beurteilung in der Dokumentation gemäß § 31.“ 
 

37. Kapitel 6 wird wie folgt neu gefasst: 

„Kapitel 6 
Unabhängige Datenschutzaufsicht 

§ 42 
Datenschutzaufsicht 

(1) Der Vorsitzende der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
richtet für den Anwendungsbereich dieses Gesetzes eine Datenschutzaufsicht als 
unabhängige kirchliche Behörde ein. 
 

(2) 1Der Vorsitzende der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
bestellt für den Anwendungsbereich dieses Gesetzes einen Verbandsdatenschutzbe-
auftragten als Leiter oder eine Verbandsdatenschutzbeauftragte als Leiterin der Da-
tenschutzaufsicht. 2Zum oder zur Verbandsdatenschutzbeauftragten kann nur eine 
natürliche Person bestellt werden. 

 
(3) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte handelt bei der Erfüllung seiner oder 

ihrer Aufgaben und bei der Ausübung seiner oder ihrer Befugnisse gemäß diesem 
Gesetz völlig unabhängig und ist nur dem kirchlichen Recht und dem für die Kir-
chen verbindlichen staatlichen oder europäischen Recht unterworfen. 2Die Aus-
übung seiner oder ihrer Tätigkeit geschieht in organisatorischer und sachlicher Un-
abhängigkeit. 3Die Dienstaufsicht ist so zu regeln, dass dadurch die Unabhängigkeit 
nicht beeinträchtigt wird. 

 
(4) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte sieht von allen mit den Aufgaben 

seines oder ihres Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen ab und übt während 
seiner oder ihrer Amtszeit keine andere mit seinem oder ihrem Amt nicht zu verein-
barende entgeltliche oder unentgeltliche Tätigkeit aus. 2Dem steht eine Bestellung 
als Diözesandatenschutzbeauftragter oder Diözesandatenschutzbeauftragte für 
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mehrere Diözesen und/oder Ordensgemeinschaften oder andere kirchliche Einrich-
tungen nicht entgegen. 

 

(5) 1Dem oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten wird die Personal- und Sachaus-
stattung zur Verfügung gestellt, die er oder sie benötigt, um seine oder ihre Aufga-
ben und Befugnisse wahrnehmen zu können. 2Dies gilt auch für seine oder ihre 
Aufgaben im Bereich der Amtshilfe und der Zusammenarbeit mit anderen Daten-
schutzaufsichten im Sinne des § 44 Absatz 2 lit. f). 3Er oder sie verfügt über einen 
eigenen jährlichen Haushalt, der gesondert auszuweisen ist und veröffentlicht wird, 
und unterliegt der Rechnungsprüfung durch die dafür bestimmte Stelle, soweit hier-
durch seine oder ihre Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird. 

 

(6) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte wählt das notwendige Personal aus, 
das von der Datenschutzaufsicht selbst, ggf. einer anderen kirchlichen Stelle ange-
stellt wird. 2Die angestellten Mitarbeitenden unterstehen der Dienst- und Fachauf-
sicht des oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten und können, soweit sie bei ei-
ner anderen kirchlichen Stelle angestellt sind, nur mit seinem oder ihrem Einver-
ständnis von der kirchlichen Stelle gekündigt, versetzt oder abgeordnet werden. 
3Die Mitarbeitenden sehen von allen mit den Aufgaben ihres Amtes nicht zu ver-
einbarenden Handlungen ab und üben während ihrer Amtszeit keine anderen mit 
ihrem Amt nicht zu vereinbarenden entgeltlichen oder unentgeltlichen Tätigkeiten 
aus. 

 

(7) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte kann Aufgaben der Personalverwal-
tung und Personalwirtschaft auf andere kirchliche Stellen übertragen oder sich de-
ren Hilfe bedienen. 2Diesen dürfen personenbezogene Daten der Mitarbeitenden 
übermittelt werden, soweit deren Kenntnis zur Erfüllung der übertragenen Aufga-
ben erforderlich ist. 

 

(8) 1Die Datenschutzaufsicht ist oberste Dienstbehörde im Sinne des § 96 Strafprozess-
ordnung. 2Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte trifft die Entscheidung 
über Aussagegenehmigungen für sich und seinen oder ihren Bereich in eigener Ver-
antwortung. 3Die Datenschutzaufsicht ist oberste Aufsichtsbehörde im Sinne des  
§ 99 Verwaltungsgerichtsordnung. 

 

(9) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte ist berechtigt, über Personen, die 
ihm oder ihr in seiner oder ihrer Eigenschaft als Verbandsdatenschutzbeauftragter 
oder Verbandsdatenschutzbeauftragte Tatsachen anvertraut haben, sowie über diese 
Tatsachen selbst keine Auskunft zu geben. 2Dies gilt auch für die Mitarbeitenden 
des oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten mit der Maßgabe, dass über die Aus-
übung dieses Rechts der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte entscheidet. 3So-
weit diese Verschwiegenheit reicht, darf die Vorlegung oder Auslieferung von Ak-
ten oder anderen Dokumenten von ihm oder ihr nicht gefordert werden. 4Im Ver-
fahren vor den kirchlichen Datenschutzgerichten darf er oder sie entsprechende An-
gaben unkenntlich machen. 5§ 17 bleibt unberührt. 
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§ 43 
Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte und  

seine oder ihre Vertretung 

(1) 1Die Bestellung des oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten durch den Vorsit-
zenden der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands erfolgt für 
die Dauer von mindestens vier, höchstens sechs Jahren und gilt bis zur Aufnahme 
der Amtsgeschäfte durch den Nachfolger oder die Nachfolgerin. 2Die mehrmalige 
erneute Bestellung ist zulässig. 3Die Bestellung ist auch zulässig, wenn bereits meh-
rere Diözesen und/oder Ordensgemeinschaften oder andere kirchliche Einrichtun-
gen die zum oder zur Verbandsdatenschutzbeauftragten bestellte Person als Daten-
schutzbeauftragten oder Datenschutzbeauftragte bestellt haben.  4Der oder die Ver-
bandsdatenschutzbeauftragte übt sein oder ihr Amt hauptamtlich aus.  

 
(2) 1Zum oder zur Verbandsdatenschutzbeauftragten darf nur bestellt werden, wer die 

zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. 
2Er oder sie soll die Befähigung zum Richteramt gemäß dem Deutschen Richterge-
setz haben. 3Als Person, die das katholische Profil der Einrichtung inhaltlich prägt, 
mitverantwortet und nach außen repräsentiert, muss er oder sie der katholischen 
Kirche angehören. 4Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte ist auf die gewis-
senhafte Erfüllung seiner oder ihrer Pflichten und die Einhaltung des kirchlichen 
und des für die Kirchen verbindlichen staatlichen Rechts zu verpflichten. 

 
(3) 1Die Bestellung kann vor Ablauf der Amtszeit widerrufen werden, wenn Gründe 

nach § 24 Deutsches Richtergesetz vorliegen, die bei einem Richter oder einer Rich-
terin auf Lebenszeit dessen oder deren Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen, 
oder Gründe vorliegen, die nach der Grundordnung des kirchlichen Dienstes in der 
jeweils geltenden Fassung eine Kündigung rechtfertigen. 2Auf Antrag des oder der 
Verbandsdatenschutzbeauftragten nimmt der Vorsitzende der Vollversammlung des 
Verbandes der Diözesen Deutschlands die Bestellung zurück. 

 

(4) 1Das der Bestellung zum oder zur Verbandsdatenschutzbeauftragten zugrunde lie-
gende Dienstverhältnis kann während der Amtszeit nur unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 3 beendet werden. 2Dieser Kündigungsschutz wirkt für den Zeitraum 
von einem Jahr nach der Beendigung der Amtszeit entsprechend fort, soweit ein 
kirchliches Beschäftigungsverhältnis fortgeführt wird oder sich anschließt. 

 

(5) Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte benennt aus dem Kreis seiner oder 
ihrer Mitarbeitenden einen Vertreter oder eine Vertreterin, der oder die im Fall sei-
ner oder ihrer Verhinderung die unaufschiebbaren Entscheidungen trifft. 

 

(6) 1Ist der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte an der Ausübung seines oder ihres 
Amtes dauerhaft verhindert oder endet sein oder ihr Amtsverhältnis vorzeitig und 
ist er oder sie nicht zur Weiterführung der Geschäfte verpflichtet, bestellt der Vor-
sitzende der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands bis zur 
Wiederaufnahme des Amtes durch den Verbandsdatenschutzbeauftragten oder die 
Verbandsdatenschutzbeauftragte oder die Bestellung eines oder einer neuen Ver-
bandsdatenschutzbeauftragten übergangsweise eine Leitung. 2§ 43 Absatz 2 gilt 
entsprechend. 3Die übergangsweise Leitung hat sämtliche Rechte und Pflichten, die 
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mehrere Diözesen und/oder Ordensgemeinschaften oder andere kirchliche Einrich-
tungen nicht entgegen. 

 

(5) 1Dem oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten wird die Personal- und Sachaus-
stattung zur Verfügung gestellt, die er oder sie benötigt, um seine oder ihre Aufga-
ben und Befugnisse wahrnehmen zu können. 2Dies gilt auch für seine oder ihre 
Aufgaben im Bereich der Amtshilfe und der Zusammenarbeit mit anderen Daten-
schutzaufsichten im Sinne des § 44 Absatz 2 lit. f). 3Er oder sie verfügt über einen 
eigenen jährlichen Haushalt, der gesondert auszuweisen ist und veröffentlicht wird, 
und unterliegt der Rechnungsprüfung durch die dafür bestimmte Stelle, soweit hier-
durch seine oder ihre Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird. 

 

(6) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte wählt das notwendige Personal aus, 
das von der Datenschutzaufsicht selbst, ggf. einer anderen kirchlichen Stelle ange-
stellt wird. 2Die angestellten Mitarbeitenden unterstehen der Dienst- und Fachauf-
sicht des oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten und können, soweit sie bei ei-
ner anderen kirchlichen Stelle angestellt sind, nur mit seinem oder ihrem Einver-
ständnis von der kirchlichen Stelle gekündigt, versetzt oder abgeordnet werden. 
3Die Mitarbeitenden sehen von allen mit den Aufgaben ihres Amtes nicht zu ver-
einbarenden Handlungen ab und üben während ihrer Amtszeit keine anderen mit 
ihrem Amt nicht zu vereinbarenden entgeltlichen oder unentgeltlichen Tätigkeiten 
aus. 

 

(7) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte kann Aufgaben der Personalverwal-
tung und Personalwirtschaft auf andere kirchliche Stellen übertragen oder sich de-
ren Hilfe bedienen. 2Diesen dürfen personenbezogene Daten der Mitarbeitenden 
übermittelt werden, soweit deren Kenntnis zur Erfüllung der übertragenen Aufga-
ben erforderlich ist. 

 

(8) 1Die Datenschutzaufsicht ist oberste Dienstbehörde im Sinne des § 96 Strafprozess-
ordnung. 2Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte trifft die Entscheidung 
über Aussagegenehmigungen für sich und seinen oder ihren Bereich in eigener Ver-
antwortung. 3Die Datenschutzaufsicht ist oberste Aufsichtsbehörde im Sinne des  
§ 99 Verwaltungsgerichtsordnung. 

 

(9) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte ist berechtigt, über Personen, die 
ihm oder ihr in seiner oder ihrer Eigenschaft als Verbandsdatenschutzbeauftragter 
oder Verbandsdatenschutzbeauftragte Tatsachen anvertraut haben, sowie über diese 
Tatsachen selbst keine Auskunft zu geben. 2Dies gilt auch für die Mitarbeitenden 
des oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten mit der Maßgabe, dass über die Aus-
übung dieses Rechts der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte entscheidet. 3So-
weit diese Verschwiegenheit reicht, darf die Vorlegung oder Auslieferung von Ak-
ten oder anderen Dokumenten von ihm oder ihr nicht gefordert werden. 4Im Ver-
fahren vor den kirchlichen Datenschutzgerichten darf er oder sie entsprechende An-
gaben unkenntlich machen. 5§ 17 bleibt unberührt. 
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§ 43 
Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte und  

seine oder ihre Vertretung 

(1) 1Die Bestellung des oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten durch den Vorsit-
zenden der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands erfolgt für 
die Dauer von mindestens vier, höchstens sechs Jahren und gilt bis zur Aufnahme 
der Amtsgeschäfte durch den Nachfolger oder die Nachfolgerin. 2Die mehrmalige 
erneute Bestellung ist zulässig. 3Die Bestellung ist auch zulässig, wenn bereits meh-
rere Diözesen und/oder Ordensgemeinschaften oder andere kirchliche Einrichtun-
gen die zum oder zur Verbandsdatenschutzbeauftragten bestellte Person als Daten-
schutzbeauftragten oder Datenschutzbeauftragte bestellt haben.  4Der oder die Ver-
bandsdatenschutzbeauftragte übt sein oder ihr Amt hauptamtlich aus.  

 
(2) 1Zum oder zur Verbandsdatenschutzbeauftragten darf nur bestellt werden, wer die 

zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. 
2Er oder sie soll die Befähigung zum Richteramt gemäß dem Deutschen Richterge-
setz haben. 3Als Person, die das katholische Profil der Einrichtung inhaltlich prägt, 
mitverantwortet und nach außen repräsentiert, muss er oder sie der katholischen 
Kirche angehören. 4Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte ist auf die gewis-
senhafte Erfüllung seiner oder ihrer Pflichten und die Einhaltung des kirchlichen 
und des für die Kirchen verbindlichen staatlichen Rechts zu verpflichten. 

 
(3) 1Die Bestellung kann vor Ablauf der Amtszeit widerrufen werden, wenn Gründe 

nach § 24 Deutsches Richtergesetz vorliegen, die bei einem Richter oder einer Rich-
terin auf Lebenszeit dessen oder deren Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen, 
oder Gründe vorliegen, die nach der Grundordnung des kirchlichen Dienstes in der 
jeweils geltenden Fassung eine Kündigung rechtfertigen. 2Auf Antrag des oder der 
Verbandsdatenschutzbeauftragten nimmt der Vorsitzende der Vollversammlung des 
Verbandes der Diözesen Deutschlands die Bestellung zurück. 

 

(4) 1Das der Bestellung zum oder zur Verbandsdatenschutzbeauftragten zugrunde lie-
gende Dienstverhältnis kann während der Amtszeit nur unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 3 beendet werden. 2Dieser Kündigungsschutz wirkt für den Zeitraum 
von einem Jahr nach der Beendigung der Amtszeit entsprechend fort, soweit ein 
kirchliches Beschäftigungsverhältnis fortgeführt wird oder sich anschließt. 

 

(5) Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte benennt aus dem Kreis seiner oder 
ihrer Mitarbeitenden einen Vertreter oder eine Vertreterin, der oder die im Fall sei-
ner oder ihrer Verhinderung die unaufschiebbaren Entscheidungen trifft. 

 

(6) 1Ist der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte an der Ausübung seines oder ihres 
Amtes dauerhaft verhindert oder endet sein oder ihr Amtsverhältnis vorzeitig und 
ist er oder sie nicht zur Weiterführung der Geschäfte verpflichtet, bestellt der Vor-
sitzende der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands bis zur 
Wiederaufnahme des Amtes durch den Verbandsdatenschutzbeauftragten oder die 
Verbandsdatenschutzbeauftragte oder die Bestellung eines oder einer neuen Ver-
bandsdatenschutzbeauftragten übergangsweise eine Leitung. 2§ 43 Absatz 2 gilt 
entsprechend. 3Die übergangsweise Leitung hat sämtliche Rechte und Pflichten, die 
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nach diesem Gesetz dem oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten zukommen. 
4Sie tritt nicht in die laufende Amtszeit des oder der bisherigen Verbandsdaten-
schutzbeauftragten ein. 5Mit der Bestellung der übergangsweisen Leitung durch den 
durch den Vorsitzenden der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutsch-
lands endet die Vertretung nach Absatz 5. 

 

(7) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte und seine oder ihre Mitarbeitenden 
sind auch nach Beendigung ihrer Aufträge verpflichtet, über die ihnen in dieser Ei-
genschaft bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 
2Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die 
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

 

(8) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte und seine oder ihre Mitarbeitenden 
dürfen, wenn ihr Auftrag beendet ist, über solche Angelegenheiten ohne Genehmi-
gung des oder der amtierenden Verbandsdatenschutzbeauftragten weder vor Gericht 
noch außergerichtlich Aussagen oder Erklärungen abgeben. 2Die Genehmigung, als 
Zeuge oder Zeugin auszusagen, wird in der Regel erteilt. 3Unberührt bleibt die ge-
setzlich begründete Pflicht, Straftaten anzuzeigen. 

 

(9) Die Absätze 7 und 8 gelten für die Vertretung oder eine übergangsweise Leitung 
entsprechend. 

 
§ 44 

Aufgaben der Datenschutzaufsicht 

(1) Die Datenschutzaufsicht wacht über die Einhaltung der Vorschriften dieses Geset-
zes sowie anderer Vorschriften über den Datenschutz und setzt diese durch.  

 

(2) Darüber hinaus hat die Datenschutzaufsicht insbesondere folgende Aufgaben: 
 

a) Die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zu-
sammenhang mit der Verarbeitung sensibilisieren und sie darüber aufklären. 
Besondere Beachtung finden dabei spezifische Maßnahmen für Minderjäh-
rige; 

b) den Verband der Diözesen Deutschlands und die Dienststellen und Einrich-
tungen der Deutschen Bischofskonferenz über legislative und administrative 
Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten natürlicher Personen in 
Bezug auf die Verarbeitung beraten; 

c) die Verantwortlichen und die Auftragsverarbeiter für die ihnen aus diesem 
Gesetz entstehenden Pflichten sensibilisieren; 

d) auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen über die Ausübung ihrer 
Rechte aufgrund dieses Gesetzes zur Verfügung stellen und gegebenenfalls 
zu diesem Zweck mit den anderen Datenschutzaufsichten sowie staatlichen 
und sonstigen kirchlichen Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten; 

e) sich mit Beschwerden einer betroffenen Person befassen, den Gegenstand der 
Beschwerde in angemessenem Umfang untersuchen und den Beschwerdefüh-
rer innerhalb einer angemessenen Frist über den Fortgang und das Ergebnis 
der Untersuchung unterrichten; zur Erleichterung der Einlegung von 
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Beschwerden hält die Datenschutzaufsicht Musterformulare in digitaler und 
Papierform bereit.  

f) mit anderen Datenschutzaufsichten zusammenarbeiten, auch durch Informa-
tionsaustausch, und ihnen Amtshilfe leisten, um die einheitliche Anwendung 
und Durchsetzung dieses Gesetzes zu gewährleisten; 

g) Untersuchungen über die Anwendung dieses Gesetzes durchführen, auch auf 
der Grundlage von Informationen einer anderen Datenschutzaufsicht oder ei-
ner anderen Behörde; 

h) maßgebliche Entwicklungen verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz perso-
nenbezogener Daten auswirken, insbesondere die Entwicklung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie und der Geschäftspraktiken; 

i) gegebenenfalls eine Liste der Verarbeitungsarten erstellen und führen, für die 
gemäß § 35 entweder keine oder für die eine Datenschutz-Folgenabschätzung 
durchzuführen ist; 

j) Beratung in Bezug auf die in § 35 genannten Verarbeitungsvorgänge leisten; 
k) interne Verzeichnisse über Verstöße gegen dieses Gesetz und die im Zusam-

menhang mit diesen Verstößen ergriffenen Maßnahmen führen und 
l) jede sonstige Aufgabe im Zusammenhang mit dem Schutz personenbezoge-

ner Daten erfüllen. 
 

(3) Die Datenschutzaufsicht kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit Muster zur Verfü-
gung stellen. 

 
(4) 1Die Tätigkeit der Datenschutzaufsicht ist für die betroffene Person unentgeltlich. 

2Bei offensichtlich unbegründeten oder – insbesondere im Fall von häufiger Wie-
derholung – exzessiven Anfragen kann jedoch die Datenschutzaufsicht ihre weitere 
Tätigkeit auf eine neuerliche Anfrage der betroffenen Person hin davon abhängig 
machen, dass eine angemessene Gebühr für den Verwaltungsaufwand entrichtet 
wird, oder sich weigern, aufgrund der Anfrage tätig zu werden. 3In diesem Fall trägt 
die Datenschutzaufsicht die Beweislast für den offenkundig unbegründeten oder 
exzessiven Charakter der Anfrage. 

 
(5) 1Die Datenschutzaufsicht erstellt jährlich einen Tätigkeitsbericht, der dem Vorsit-

zenden der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vorgelegt 
und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. 2Der Tätigkeitsbericht soll auch 
eine Darstellung der wesentlichen Entwicklungen des Datenschutzes im nichtkirch-
lichen Bereich enthalten. 

 

§ 45 
Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei Abgrenzungsfragen im kirchlichen Bereich 

sowie bei gemeinsamer Verantwortlichkeit 

(1) Entstehen im Zusammenhang mit der Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht Ab-
grenzungsfragen zwischen dem Bereich des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
und den Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen Bischofskonferenz auf der 
einen Seite und dem Bereich einer (Erz-)Diözese oder einer Ordensgemeinschaft 
päpstlichen Rechts auf der anderen Seite, erfolgt eine Abstimmung zwischen dem 
Verbandsdatenschutzbeauftragten und dem Diözesan- bzw. dem Ordensdaten-
schutzbeauftragten.  
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nach diesem Gesetz dem oder der Verbandsdatenschutzbeauftragten zukommen. 
4Sie tritt nicht in die laufende Amtszeit des oder der bisherigen Verbandsdaten-
schutzbeauftragten ein. 5Mit der Bestellung der übergangsweisen Leitung durch den 
durch den Vorsitzenden der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutsch-
lands endet die Vertretung nach Absatz 5. 

 

(7) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte und seine oder ihre Mitarbeitenden 
sind auch nach Beendigung ihrer Aufträge verpflichtet, über die ihnen in dieser Ei-
genschaft bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 
2Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die 
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

 

(8) 1Der oder die Verbandsdatenschutzbeauftragte und seine oder ihre Mitarbeitenden 
dürfen, wenn ihr Auftrag beendet ist, über solche Angelegenheiten ohne Genehmi-
gung des oder der amtierenden Verbandsdatenschutzbeauftragten weder vor Gericht 
noch außergerichtlich Aussagen oder Erklärungen abgeben. 2Die Genehmigung, als 
Zeuge oder Zeugin auszusagen, wird in der Regel erteilt. 3Unberührt bleibt die ge-
setzlich begründete Pflicht, Straftaten anzuzeigen. 

 

(9) Die Absätze 7 und 8 gelten für die Vertretung oder eine übergangsweise Leitung 
entsprechend. 

 
§ 44 

Aufgaben der Datenschutzaufsicht 

(1) Die Datenschutzaufsicht wacht über die Einhaltung der Vorschriften dieses Geset-
zes sowie anderer Vorschriften über den Datenschutz und setzt diese durch.  

 

(2) Darüber hinaus hat die Datenschutzaufsicht insbesondere folgende Aufgaben: 
 

a) Die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zu-
sammenhang mit der Verarbeitung sensibilisieren und sie darüber aufklären. 
Besondere Beachtung finden dabei spezifische Maßnahmen für Minderjäh-
rige; 

b) den Verband der Diözesen Deutschlands und die Dienststellen und Einrich-
tungen der Deutschen Bischofskonferenz über legislative und administrative 
Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten natürlicher Personen in 
Bezug auf die Verarbeitung beraten; 

c) die Verantwortlichen und die Auftragsverarbeiter für die ihnen aus diesem 
Gesetz entstehenden Pflichten sensibilisieren; 

d) auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen über die Ausübung ihrer 
Rechte aufgrund dieses Gesetzes zur Verfügung stellen und gegebenenfalls 
zu diesem Zweck mit den anderen Datenschutzaufsichten sowie staatlichen 
und sonstigen kirchlichen Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten; 

e) sich mit Beschwerden einer betroffenen Person befassen, den Gegenstand der 
Beschwerde in angemessenem Umfang untersuchen und den Beschwerdefüh-
rer innerhalb einer angemessenen Frist über den Fortgang und das Ergebnis 
der Untersuchung unterrichten; zur Erleichterung der Einlegung von 
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Beschwerden hält die Datenschutzaufsicht Musterformulare in digitaler und 
Papierform bereit.  

f) mit anderen Datenschutzaufsichten zusammenarbeiten, auch durch Informa-
tionsaustausch, und ihnen Amtshilfe leisten, um die einheitliche Anwendung 
und Durchsetzung dieses Gesetzes zu gewährleisten; 

g) Untersuchungen über die Anwendung dieses Gesetzes durchführen, auch auf 
der Grundlage von Informationen einer anderen Datenschutzaufsicht oder ei-
ner anderen Behörde; 

h) maßgebliche Entwicklungen verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz perso-
nenbezogener Daten auswirken, insbesondere die Entwicklung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie und der Geschäftspraktiken; 

i) gegebenenfalls eine Liste der Verarbeitungsarten erstellen und führen, für die 
gemäß § 35 entweder keine oder für die eine Datenschutz-Folgenabschätzung 
durchzuführen ist; 

j) Beratung in Bezug auf die in § 35 genannten Verarbeitungsvorgänge leisten; 
k) interne Verzeichnisse über Verstöße gegen dieses Gesetz und die im Zusam-

menhang mit diesen Verstößen ergriffenen Maßnahmen führen und 
l) jede sonstige Aufgabe im Zusammenhang mit dem Schutz personenbezoge-

ner Daten erfüllen. 
 

(3) Die Datenschutzaufsicht kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit Muster zur Verfü-
gung stellen. 

 
(4) 1Die Tätigkeit der Datenschutzaufsicht ist für die betroffene Person unentgeltlich. 

2Bei offensichtlich unbegründeten oder – insbesondere im Fall von häufiger Wie-
derholung – exzessiven Anfragen kann jedoch die Datenschutzaufsicht ihre weitere 
Tätigkeit auf eine neuerliche Anfrage der betroffenen Person hin davon abhängig 
machen, dass eine angemessene Gebühr für den Verwaltungsaufwand entrichtet 
wird, oder sich weigern, aufgrund der Anfrage tätig zu werden. 3In diesem Fall trägt 
die Datenschutzaufsicht die Beweislast für den offenkundig unbegründeten oder 
exzessiven Charakter der Anfrage. 

 
(5) 1Die Datenschutzaufsicht erstellt jährlich einen Tätigkeitsbericht, der dem Vorsit-

zenden der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vorgelegt 
und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. 2Der Tätigkeitsbericht soll auch 
eine Darstellung der wesentlichen Entwicklungen des Datenschutzes im nichtkirch-
lichen Bereich enthalten. 

 

§ 45 
Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei Abgrenzungsfragen im kirchlichen Bereich 

sowie bei gemeinsamer Verantwortlichkeit 

(1) Entstehen im Zusammenhang mit der Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht Ab-
grenzungsfragen zwischen dem Bereich des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
und den Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen Bischofskonferenz auf der 
einen Seite und dem Bereich einer (Erz-)Diözese oder einer Ordensgemeinschaft 
päpstlichen Rechts auf der anderen Seite, erfolgt eine Abstimmung zwischen dem 
Verbandsdatenschutzbeauftragten und dem Diözesan- bzw. dem Ordensdaten-
schutzbeauftragten.  
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(2) In Fällen einer gemeinsamen Verantwortlichkeit im Sinne des § 28 verständigen 
sich die betroffenen Datenschutzaufsichten. 

 

§ 46 
Zusammenarbeit kirchlicher Stellen mit der Datenschutzaufsicht 

Die in § 3 Absatz 1 genannten kirchlichen Stellen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit  

a) den Anweisungen der Datenschutzaufsicht Folge zu leisten, 
b) die Datenschutzaufsicht bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen; ihr ist 

dabei insbesondere Auskunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in alle Unterlagen und 
Akten zu gewähren, die im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten stehen, namentlich in die gespeicherten Daten und in die Datenverarbei-
tungsprogramme, und während der Dienstzeit zum Zwecke von Prüfungen Zutritt 
zu allen Diensträumen, die der Verarbeitung und Aufbewahrung automatisierter Da-
teien dienen, zu gewähren, 

c) Untersuchungen in Form von Datenschutzüberprüfungen durch die Datenschutz-
aufsicht zuzulassen. 

 

§ 47 
Befugnisse der Datenschutzaufsicht 

(1) Die Datenschutzaufsicht verfügt über sämtliche folgenden Untersuchungsbefug-
nisse, die es ihr gestatten,  

 

a) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, alle Informa-
tionen bereitzustellen, die für die Erfüllung der Aufgaben der Datenschutz-
aufsicht erforderlich sind; 

b) Untersuchungen in Form von Datenschutzüberprüfungen durchzuführen; 
c) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter auf einen vermeintlichen 

Verstoß gegen dieses Gesetz hinzuweisen; 
d) von dem Verantwortlichen und dem Auftragsverarbeiter Zugang zu allen per-

sonenbezogenen Daten und Informationen, die zur Erfüllung der Aufgaben 
der Datenschutzaufsicht notwendig sind, zu erhalten; 

e) gemäß dem geltenden Verfahrensrecht Zugang zu den Räumlichkeiten, ein-
schließlich aller Datenverarbeitungsanlagen und -geräte, des Verantwortli-
chen und des Auftragsverarbeiters zu erhalten. 

 

(2) Die Datenschutzaufsicht verfügt über sämtliche folgenden Abhilfebefugnisse, die 
es ihr gestatten, 

 
a) einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter zu warnen, dass beab-

sichtigte Verarbeitungsvorgänge voraussichtlich gegen dieses Gesetz oder an-
dere datenschutzrechtliche Bestimmungen verstoßen; 

b) einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter zu verwarnen, wenn 
er mit Verarbeitungsvorgängen gegen dieses Gesetz oder andere datenschutz-
rechtliche Bestimmungen verstoßen hat; 
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c) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, den Anträgen 
der betroffenen Person auf Ausübung der ihr nach diesem Gesetz zustehenden 
Rechte zu entsprechen; 

d) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, Verarbei-
tungsvorgänge gegebenenfalls auf bestimmte Weise und innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums in Einklang mit diesem Gesetz zu bringen; 

e) den Verantwortlichen anzuweisen, die von einer Verletzung des Schutzes per-
sonenbezogener Daten betroffene Person entsprechend zu benachrichtigen; 

f) eine vorübergehende oder endgültige Beschränkung der Verarbeitung, ein-
schließlich eines Verbots, zu verhängen; 

g) die Berichtigung oder Löschung von personenbezogenen Daten oder die Ein-
schränkung der Verarbeitung gemäß den §§ 18, 19 und 20 und die Unterrich-
tung der Empfänger, an die diese personenbezogenen Daten gemäß §§ 19 Ab-
satz 2 und 21 offengelegt wurden, über solche Maßnahmen anzuordnen; 

h) eine Geldbuße gemäß § 51 zu verhängen, zusätzlich zu oder anstelle von in 
diesem Absatz genannten Maßnahmen, je nach den Umständen des Einzel-
falls; 

i) die Aussetzung der Übermittlung von Daten an einen Empfänger in einem 
Drittland oder an eine internationale Organisation oder an ein nichtstaatliches 
Völkerrechtssubjekt anzuordnen. 

 
(3) Hat die Datenschutzaufsicht die Feststellung getroffen, dass eine Datenschutzver-

letzung objektiv vorliegt, kann der betroffenen Person im Verfahren vor den staat-
lichen Zivilgerichten über den Schadensersatz das Fehlen einer solchen nicht ent-
gegengehalten werden. 

 
(4) 1Werden Maßnahmen nach Absatz 2 nicht in der von der Datenschutzaufsicht be-

stimmten Frist befolgt, so verständigt die Datenschutzaufsicht die für den Verband 
der Diözesen Deutschlands und die Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen 
Bischofskonferenz zuständige Aufsicht und fordert sie zu einer Stellungnahme ge-
genüber der Datenschutzaufsicht auf. 2Diese Stellungnahme soll auch eine Darstel-
lung der Maßnahmen enthalten, die getroffen worden sind. 

 
(5) 1Vor Abhilfemaßnahmen nach Absatz 2 ist dem Verantwortlichen oder dem Auf-

tragsverarbeiter innerhalb einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich zu 
den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. 2Von der Anhörung kann 
abgesehen werden, wenn sie nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten, 
insbesondere wenn eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im 
kirchlichen Interesse notwendig erscheint.“ 

 

38. § 48 wird wie folgt geändert: 
 
a) In der Überschrift wird das Wort „der“ ersetzt durch das Wort „einer“.  
b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Beschwerde bei der Datenschutzaufsicht“ 

ersetzt durch die Wörter „Beschwerde bei einer Datenschutzaufsicht“. Die Wörter 
„wenn sie“ werden ersetzt durch die Wörter „wenn die betroffene Person“.  

c) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Empfänger“ die Wörter „oder die Empfänge-
rin“ und nach dem Wort „Dritten“ die Wörter „oder die Dritte“ angefügt.  

d) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Beschwerdeführer“ die Wörter „oder die Be-
schwerdeführerin“ angefügt.  
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(2) In Fällen einer gemeinsamen Verantwortlichkeit im Sinne des § 28 verständigen 
sich die betroffenen Datenschutzaufsichten. 

 

§ 46 
Zusammenarbeit kirchlicher Stellen mit der Datenschutzaufsicht 

Die in § 3 Absatz 1 genannten kirchlichen Stellen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit  

a) den Anweisungen der Datenschutzaufsicht Folge zu leisten, 
b) die Datenschutzaufsicht bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen; ihr ist 

dabei insbesondere Auskunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in alle Unterlagen und 
Akten zu gewähren, die im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten stehen, namentlich in die gespeicherten Daten und in die Datenverarbei-
tungsprogramme, und während der Dienstzeit zum Zwecke von Prüfungen Zutritt 
zu allen Diensträumen, die der Verarbeitung und Aufbewahrung automatisierter Da-
teien dienen, zu gewähren, 

c) Untersuchungen in Form von Datenschutzüberprüfungen durch die Datenschutz-
aufsicht zuzulassen. 

 

§ 47 
Befugnisse der Datenschutzaufsicht 

(1) Die Datenschutzaufsicht verfügt über sämtliche folgenden Untersuchungsbefug-
nisse, die es ihr gestatten,  

 

a) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, alle Informa-
tionen bereitzustellen, die für die Erfüllung der Aufgaben der Datenschutz-
aufsicht erforderlich sind; 

b) Untersuchungen in Form von Datenschutzüberprüfungen durchzuführen; 
c) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter auf einen vermeintlichen 

Verstoß gegen dieses Gesetz hinzuweisen; 
d) von dem Verantwortlichen und dem Auftragsverarbeiter Zugang zu allen per-

sonenbezogenen Daten und Informationen, die zur Erfüllung der Aufgaben 
der Datenschutzaufsicht notwendig sind, zu erhalten; 

e) gemäß dem geltenden Verfahrensrecht Zugang zu den Räumlichkeiten, ein-
schließlich aller Datenverarbeitungsanlagen und -geräte, des Verantwortli-
chen und des Auftragsverarbeiters zu erhalten. 

 

(2) Die Datenschutzaufsicht verfügt über sämtliche folgenden Abhilfebefugnisse, die 
es ihr gestatten, 

 
a) einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter zu warnen, dass beab-

sichtigte Verarbeitungsvorgänge voraussichtlich gegen dieses Gesetz oder an-
dere datenschutzrechtliche Bestimmungen verstoßen; 

b) einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter zu verwarnen, wenn 
er mit Verarbeitungsvorgängen gegen dieses Gesetz oder andere datenschutz-
rechtliche Bestimmungen verstoßen hat; 
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c) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, den Anträgen 
der betroffenen Person auf Ausübung der ihr nach diesem Gesetz zustehenden 
Rechte zu entsprechen; 

d) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, Verarbei-
tungsvorgänge gegebenenfalls auf bestimmte Weise und innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums in Einklang mit diesem Gesetz zu bringen; 

e) den Verantwortlichen anzuweisen, die von einer Verletzung des Schutzes per-
sonenbezogener Daten betroffene Person entsprechend zu benachrichtigen; 

f) eine vorübergehende oder endgültige Beschränkung der Verarbeitung, ein-
schließlich eines Verbots, zu verhängen; 

g) die Berichtigung oder Löschung von personenbezogenen Daten oder die Ein-
schränkung der Verarbeitung gemäß den §§ 18, 19 und 20 und die Unterrich-
tung der Empfänger, an die diese personenbezogenen Daten gemäß §§ 19 Ab-
satz 2 und 21 offengelegt wurden, über solche Maßnahmen anzuordnen; 

h) eine Geldbuße gemäß § 51 zu verhängen, zusätzlich zu oder anstelle von in 
diesem Absatz genannten Maßnahmen, je nach den Umständen des Einzel-
falls; 

i) die Aussetzung der Übermittlung von Daten an einen Empfänger in einem 
Drittland oder an eine internationale Organisation oder an ein nichtstaatliches 
Völkerrechtssubjekt anzuordnen. 

 
(3) Hat die Datenschutzaufsicht die Feststellung getroffen, dass eine Datenschutzver-

letzung objektiv vorliegt, kann der betroffenen Person im Verfahren vor den staat-
lichen Zivilgerichten über den Schadensersatz das Fehlen einer solchen nicht ent-
gegengehalten werden. 

 
(4) 1Werden Maßnahmen nach Absatz 2 nicht in der von der Datenschutzaufsicht be-

stimmten Frist befolgt, so verständigt die Datenschutzaufsicht die für den Verband 
der Diözesen Deutschlands und die Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen 
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38. § 48 wird wie folgt geändert: 
 
a) In der Überschrift wird das Wort „der“ ersetzt durch das Wort „einer“.  
b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Beschwerde bei der Datenschutzaufsicht“ 

ersetzt durch die Wörter „Beschwerde bei einer Datenschutzaufsicht“. Die Wörter 
„wenn sie“ werden ersetzt durch die Wörter „wenn die betroffene Person“.  

c) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Empfänger“ die Wörter „oder die Empfänge-
rin“ und nach dem Wort „Dritten“ die Wörter „oder die Dritte“ angefügt.  

d) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Beschwerdeführer“ die Wörter „oder die Be-
schwerdeführerin“ angefügt.  
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39. § 49 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 49 
Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen Bescheid  

der Datenschutzaufsicht  
1Jede natürliche oder juristische Person hat unbeschadet des Rechts auf Beschwerde bei 
einer Datenschutzaufsicht (§ 48) das Recht auf einen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen 
einen sie betreffenden Bescheid der Datenschutzaufsicht. 2Dies gilt auch dann, wenn sich 
die Datenschutzaufsicht nicht mit einer Beschwerde nach § 48 befasst oder die betroffene 
Person nicht innerhalb von drei Monaten über den Stand oder das Ergebnis der nach § 48 
erhobenen Beschwerde in Kenntnis gesetzt hat.“ 

 

40. Nach § 49 wird folgender § 49a eingefügt:  

„§ 49a 
Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf gegen Verantwortliche oder  

kirchliche Auftragsverarbeiter 

Jede betroffene Person hat unbeschadet eines Rechts auf Beschwerde bei einer Daten-
schutzaufsicht (§ 48) das Recht auf einen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen Verant-
wortlichen oder einen kirchlichen Auftragsverarbeiter, wenn sie der Ansicht ist, dass die 
ihr aufgrund dieses Gesetzes zustehenden Rechte infolge einer nicht im Einklang mit die-
sem Gesetz stehenden Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten verletzt wurden.“ 
 

41. Nach § 49a wird folgender § 49b eingefügt:   

„§ 49 b  
Zuständigkeit der Datenschutzgerichte  

(1) Für gerichtliche Rechtsbehelfe nach den §§ 49 und 49 a ist das Interdiözesane Da-
tenschutzgericht zuständig. 
 

(2) Für Rechtsmittel gegen eine Entscheidung des Interdiözesanen Datenschutzgerichts 
ist das Datenschutzgericht der Deutschen Bischofskonferenz zuständig.“ 

 
42. § 51 wird wie folgt geändert:  

 
a) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Einzelfalls“ die Wörter „zusätzlich zu oder 

anstelle von Maßnahmen nach § 47 Absatz 2 lit. a) bis g) und i)“ angefügt. 
b) In Absatz 3 Buchstabe i) werden die Wörter „§ 47 Absatz 5“ ersetzt durch die Wör-

ter „§ 47 Absatz 2“. 
c) Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst: 

„1Bei Verstößen werden im Einklang mit Absatz 3 Geldbußen innerhalb eines Rah-
mens von bis zu 1.000.000 € verhängt. 2Für den Bereich kirchlicher Unternehmen 
im Sinne des § 4 Ziffer 19., die am Wettbewerb teilnehmen, können im Einklang 
mit Absatz 2 Geldbußen von bis zu 4 Prozent des Jahresumsatzes, maximal in Höhe 
von 3.000.000 €, verhängt werden.“ 

d) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt:  
„Eine Meldung nach § 33 oder eine Benachrichtigung nach § 34 Absatz 1 darf in 
einem Verfahren zur Verhängung eines Bußgeldes nach dieser Vorschrift gegen den 
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Meldepflichtigen oder die Meldepflichtige oder den Benachrichtigenden oder die 
Benachrichtigende oder seine oder ihre in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung 
bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des oder der Meldepflichtigen oder 
des oder der Benachrichtigenden verwendet werden.“ 
 

43. § 52 wird wie folgt geändert:  
 
a) In Absatz 3 werden die Wörter „Speicherung oder Verwendung“ ersetzt durch das 

Wort „Verarbeitung“.  
b) In Absatz 5 wird das Wort „Speicherung“ ersetzt durch das Wort „Verarbeitung“.  

 
44. Nach § 52 wird folgender § 52a eingefügt: 

„§ 52a 
Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen 

(1) Die Aufzeichnung, Übertragung oder Veröffentlichung von Gottesdiensten oder 
Veranstaltungen gottesdienstähnlicher Art sind datenschutzrechtlich zulässig, wenn 
die betroffenen Personen vor der Teilnahme durch geeignete Maßnahmen über Art 
und Umfang der Aufzeichnung, Übertragung oder Veröffentlichung informiert wer-
den. 

 
(2) Besonderen schutzwürdigen Interessen - insbesondere von Minderjährigen - ist in 

angemessenem Umfang Rechnung zu tragen. 
 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 sind von der Aufzeichnung, Übertragung oder Veröf-
fentlichung nicht erfasste Plätze für Gottesdienstbesucher und -besucherinnen in 
angemessener Zahl vorzuhalten.“ 

 
45. § 53 wird wie folgt geändert: 

 
a) In der Überschrift wird das Wort „Datenverarbeitung“ ersetzt durch die Wörter 

„Verarbeitung personenbezogener Daten“.   
b) In Absatz 1 werden die Wörter „eines Beschäftigten“ ersetzt durch die Wörter „ei-

nes oder einer Beschäftigten“.  
c) In Absatz 2 werden die Wörter „eines Beschäftigten“ ersetzt durch die Wörter „ei-

nes oder einer Beschäftigten“ und die Wörter „des Beschäftigten“ werden ersetzt 
durch die Wörter „des oder der Beschäftigten“.  
 

46. § 54 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 54 
Verarbeitung personenbezogener Daten zu wissenschaftlichen oder  

historischen Forschungszwecken, zu Archivzwecken  
oder zu statistischen Zwecken 

(1) 1Personenbezogene Daten dürfen zu im kirchlichen oder öffentlichen Interesse lie-
genden Archivzwecken, zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwe-
cken oder zu statistischen Zwecken verarbeitet werden, soweit geeignete Garantien 
für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen vorgesehen werden. 2Mit 
diesen Garantien wird sichergestellt, dass technische und organisatorische 
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Meldepflichtigen oder die Meldepflichtige oder den Benachrichtigenden oder die 
Benachrichtigende oder seine oder ihre in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung 
bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des oder der Meldepflichtigen oder 
des oder der Benachrichtigenden verwendet werden.“ 
 

43. § 52 wird wie folgt geändert:  
 
a) In Absatz 3 werden die Wörter „Speicherung oder Verwendung“ ersetzt durch das 

Wort „Verarbeitung“.  
b) In Absatz 5 wird das Wort „Speicherung“ ersetzt durch das Wort „Verarbeitung“.  

 
44. Nach § 52 wird folgender § 52a eingefügt: 

„§ 52a 
Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen 

(1) Die Aufzeichnung, Übertragung oder Veröffentlichung von Gottesdiensten oder 
Veranstaltungen gottesdienstähnlicher Art sind datenschutzrechtlich zulässig, wenn 
die betroffenen Personen vor der Teilnahme durch geeignete Maßnahmen über Art 
und Umfang der Aufzeichnung, Übertragung oder Veröffentlichung informiert wer-
den. 

 
(2) Besonderen schutzwürdigen Interessen - insbesondere von Minderjährigen - ist in 

angemessenem Umfang Rechnung zu tragen. 
 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 sind von der Aufzeichnung, Übertragung oder Veröf-
fentlichung nicht erfasste Plätze für Gottesdienstbesucher und -besucherinnen in 
angemessener Zahl vorzuhalten.“ 

 
45. § 53 wird wie folgt geändert: 

 
a) In der Überschrift wird das Wort „Datenverarbeitung“ ersetzt durch die Wörter 

„Verarbeitung personenbezogener Daten“.   
b) In Absatz 1 werden die Wörter „eines Beschäftigten“ ersetzt durch die Wörter „ei-

nes oder einer Beschäftigten“.  
c) In Absatz 2 werden die Wörter „eines Beschäftigten“ ersetzt durch die Wörter „ei-

nes oder einer Beschäftigten“ und die Wörter „des Beschäftigten“ werden ersetzt 
durch die Wörter „des oder der Beschäftigten“.  
 

46. § 54 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 54 
Verarbeitung personenbezogener Daten zu wissenschaftlichen oder  

historischen Forschungszwecken, zu Archivzwecken  
oder zu statistischen Zwecken 

(1) 1Personenbezogene Daten dürfen zu im kirchlichen oder öffentlichen Interesse lie-
genden Archivzwecken, zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwe-
cken oder zu statistischen Zwecken verarbeitet werden, soweit geeignete Garantien 
für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen vorgesehen werden. 2Mit 
diesen Garantien wird sichergestellt, dass technische und organisatorische 
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Maßnahmen bestehen, mit denen insbesondere die Achtung des Grundsatzes der 
Datenminimierung gewährleistet wird. 3§ 11 Absatz 2 lit. h) bis j) bleiben unberührt. 

 
(2) 1Die Offenlegung personenbezogener Daten an andere als kirchliche Stellen für 

Zwecke der wissenschaftlichen oder historischen Forschung oder der Statistik ist 
nur zulässig, wenn diese sich verpflichten, die übermittelten Daten nicht für andere 
Zwecke zu verarbeiten und die Vorschriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten. 2Der 
kirchliche Auftrag darf durch die Offenlegung nicht gefährdet werden.  

 
(3) 1Personenbezogene Daten, die für Zwecke der Forschung oder Statistik verarbeitet 

werden, sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder Statistik-
zweck möglich ist. 2Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu verarbeiten, mit de-
nen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer identifizier-
ten oder identifizierbaren Person zugeordnet werden können. 3Sie dürfen mit den 
Einzelangaben nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungs- oder Statis-
tikzweck dies erfordert.  

 
(4) 1Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, die zum Zwecke wissenschaftli-

cher oder historischer Forschung oder der Statistik übermittelt wurden, ist nur mit 
Zustimmung der übermittelnden kirchlichen Stelle zulässig. 2Die Zustimmung kann 
erteilt werden, wenn  
 
a) die betroffene Person eingewilligt hat oder 
b) dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereignisse der Zeit-

geschichte unerlässlich ist, es sei denn, dass Grund zu der Annahme besteht, 
dass durch die Veröffentlichung der Auftrag der Kirche gefährdet würde oder 
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person überwiegen.  

 
(5) Für die Archivierung von Unterlagen kirchlicher Stellen im Sinne des § 3 gilt die 

Anordnung über die kirchlichen Archive (KAO) in der jeweils geltenden Fassung.“ 
 

47. Nach § 54 wird folgender § 54a eingefügt: 

„§ 54a 
Verarbeitung personenbezogener Daten zur institutionellen Aufarbeitung  

sexualisierter Gewalt und anderer Formen des Missbrauchs 
1An der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt und anderer Formen des Miss-
brauchs besteht ein überragendes kirchliches Interesse. 2Personenbezogene Daten dürfen 
zum Zwecke der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt nach Maßgabe dieses 
Gesetzes und auf Grundlage spezifischer Bestimmungen verarbeitet werden, die die Of-
fenlegung von personenbezogenen Daten von sexuellem Missbrauch betroffener Perso-
nen für Aufarbeitungs- und Forschungszwecke durch Auskunft oder Einsicht in Unterla-
gen ausdrücklich regeln, darunter auch Regelungen, die Auskunft oder Einsicht in Unter-
lagen lediglich im Falle einer Einwilligung betroffener Personen zulassen.“ 

48. § 55 wird wie folgt geändert: 
 
a) In der Überschrift wird das Wort „Datenverarbeitung“ ersetzt durch die Wörter 

„Verarbeitung personenbezogener Daten“. 
b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „er“ die Wörter „oder sie“ eingefügt. 
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49. § 57 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 57 
Übergangsbestimmungen 

Die bisherige Bestellung des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten, dessen oder 
deren Amtszeit noch nicht abgelaufen ist, bleibt unberührt, soweit hierbei die Regelungen 
der §§ 36 ff. Beachtung finden.“  

 

50. § 58 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 58 
Inkrafttreten  

Dieses Gesetz tritt am 24.05.2018 in Kraft.“  

 

Artikel 2  
Inkrafttreten 

Dieses Änderungsgesetz tritt am 01.08.2026 in Kraft. 

 

 

Münster, 30. September 2026 

 

 

 

 

+ Dr. Heiner Wilmer   L.S. 
 
Vorsitzender der Vollversammlung 
des Verbandes der Diözesen Deutschlands  
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+ Dr. Heiner Wilmer   L.S. 
 
Vorsitzender der Vollversammlung 
des Verbandes der Diözesen Deutschlands  

Münster, 31. Juli 2026

L.S.					     + Dr. Heiner Wilmer 						    
				    Vorsitzender der Vollversammlung					   
			         des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
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Art. 143  Durchführungsverordnung zum Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz für den 		
	    Verband der Diözesen Deutschlands und die Dienststellen und Einrichtungen der		
	                               Deutschen Bischofskonferenz (KDG-VDD-DVO) 

Durchführungsverordnung 
 

zum Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz  
für den Verband der Diözesen Deutschlands und  

die Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(KDG-VDD-DVO) 

 
in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung  

des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 23. Juni 2026 
 

 
Aufgrund des § 56 des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz für den Verband der 
Diözesen Deutschlands und die Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen 
Bischofskonferenz (KDG-VDD) wird die folgende Durchführungsverordnung zum KDG-VDD 
(KDG-VDD-DVO) erlassen: 
 

 
Inhaltsübersicht 

 
Kapitel 1 

Verarbeitungstätigkeiten 
 
§ 1 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 
 

Kapitel 2 
Datengeheimnis 

 
§ 2  Belehrung und Verpflichtung auf das Datengeheimnis, Schulung 
§ 3  Inhalt der Verpflichtungserklärung 
 

Kapitel 3 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

 
Abschnitt 1 

Grundsätze und Maßnahmen 
 
§ 4  Begriffsbestimmungen (IT-Systeme, Lesbarkeit) 
§ 5  Grundsätze der Verarbeitung 
§ 6  Technische und organisatorische Maßnahmen 
§ 7  Überprüfung 
§ 8  Verarbeitung von Meldedaten in kirchlichen Rechenzentren 
 

Abschnitt 2 
Schutzbedarf und Risikoanalyse 

 
§ 9  Einordnung in Datenschutzklassen und Datenschutzniveau 
§ 10  Risikoanalyse 
§ 11  Datenschutzklasse I und Schutzniveau I 
§ 12  Datenschutzklasse II und Schutzniveau II 
§ 13  Datenschutzklasse III und Schutzniveau III 
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§ 14  Umgang mit personenbezogenen Daten, die dem Beichtgeheimnis oder dem 
Seelsorgegeheimnis unterliegen 

 
Kapitel 4 

Maßnahmen des Verantwortlichen und des oder der Mitarbeitenden 
 
§ 15  Maßnahmen des Verantwortlichen 
§ 16  Maßnahmen des Verantwortlichen zur Datensicherung 
§ 17  Maßnahmen des oder der Mitarbeitenden 
 

Kapitel 5 
Besondere Gefahrenlagen 

 
§ 18  Nutzung von Cloud-Diensten  
§ 19  Autorisierte Programme 
§ 20  Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken 
§ 21  Nutzung privater IT-Systeme zu dienstlichen Zwecken 
§ 22  Externe Zugriffe, Auftragsverarbeitung 
§ 23  Verschrottung und Vernichtung von IT-Systemen, Abgabe von IT-Systemen zur 

weiteren Nutzung 
§ 24  Passwortlisten der Systemverwaltung 
§ 25  Übermittlung personenbezogener Daten per Fax 
§ 26  Sonstige Formen der Übermittlung personenbezogener Daten 
§ 27  Kopier-/Scangeräte 
 

Kapitel 6 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
§ 28  Inkrafttreten 
 

 
Kapitel 1 

Verarbeitungstätigkeiten 
 

§ 1 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

 
(1) Das vom Verantwortlichen gemäß § 31 Absatz 1 bis Absatz 3 KDG-VDD zu führende 

Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten ist dem oder der betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten vor Beginn der Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
und auf entsprechende Anfrage der Datenschutzaufsicht auch dieser unverzüglich zur 
Verfügung zu stellen.  
 

(2) Sofern die zuständige Datenschutzaufsicht ein Muster für ein Verzeichnis von 
Verarbeitungstätigkeiten gemäß § 31 KDG-VDD zur Verfügung stellt, bildet dieses 
grundsätzlich den Mindeststandard.  

 
(3) 1Das Verzeichnis ist bei jeder Veränderung eines Verfahrens zu aktualisieren. 2Im 

Übrigen ist es in regelmäßigen Abständen von höchstens zwei Jahren einer Überprüfung 
durch den Verantwortlichen zu unterziehen und bei Bedarf zu aktualisieren. 3Die 
Überprüfung sowie die Aktualisierung sind in geeigneter Weise zu dokumentieren. 
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Durchführungsverordnung 
 

zum Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz  
für den Verband der Diözesen Deutschlands und  

die Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(KDG-VDD-DVO) 

 
in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung  

des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 23. Juni 2026 
 

 
Aufgrund des § 56 des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz für den Verband der 
Diözesen Deutschlands und die Dienststellen und Einrichtungen der Deutschen 
Bischofskonferenz (KDG-VDD) wird die folgende Durchführungsverordnung zum KDG-VDD 
(KDG-VDD-DVO) erlassen: 
 

 
Inhaltsübersicht 

 
Kapitel 1 

Verarbeitungstätigkeiten 
 
§ 1 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 
 

Kapitel 2 
Datengeheimnis 

 
§ 2  Belehrung und Verpflichtung auf das Datengeheimnis, Schulung 
§ 3  Inhalt der Verpflichtungserklärung 
 

Kapitel 3 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

 
Abschnitt 1 

Grundsätze und Maßnahmen 
 
§ 4  Begriffsbestimmungen (IT-Systeme, Lesbarkeit) 
§ 5  Grundsätze der Verarbeitung 
§ 6  Technische und organisatorische Maßnahmen 
§ 7  Überprüfung 
§ 8  Verarbeitung von Meldedaten in kirchlichen Rechenzentren 
 

Abschnitt 2 
Schutzbedarf und Risikoanalyse 

 
§ 9  Einordnung in Datenschutzklassen und Datenschutzniveau 
§ 10  Risikoanalyse 
§ 11  Datenschutzklasse I und Schutzniveau I 
§ 12  Datenschutzklasse II und Schutzniveau II 
§ 13  Datenschutzklasse III und Schutzniveau III 

2 
 

§ 14  Umgang mit personenbezogenen Daten, die dem Beichtgeheimnis oder dem 
Seelsorgegeheimnis unterliegen 

 
Kapitel 4 

Maßnahmen des Verantwortlichen und des oder der Mitarbeitenden 
 
§ 15  Maßnahmen des Verantwortlichen 
§ 16  Maßnahmen des Verantwortlichen zur Datensicherung 
§ 17  Maßnahmen des oder der Mitarbeitenden 
 

Kapitel 5 
Besondere Gefahrenlagen 

 
§ 18  Nutzung von Cloud-Diensten  
§ 19  Autorisierte Programme 
§ 20  Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken 
§ 21  Nutzung privater IT-Systeme zu dienstlichen Zwecken 
§ 22  Externe Zugriffe, Auftragsverarbeitung 
§ 23  Verschrottung und Vernichtung von IT-Systemen, Abgabe von IT-Systemen zur 

weiteren Nutzung 
§ 24  Passwortlisten der Systemverwaltung 
§ 25  Übermittlung personenbezogener Daten per Fax 
§ 26  Sonstige Formen der Übermittlung personenbezogener Daten 
§ 27  Kopier-/Scangeräte 
 

Kapitel 6 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
§ 28  Inkrafttreten 
 

 
Kapitel 1 

Verarbeitungstätigkeiten 
 

§ 1 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

 
(1) Das vom Verantwortlichen gemäß § 31 Absatz 1 bis Absatz 3 KDG-VDD zu führende 

Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten ist dem oder der betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten vor Beginn der Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
und auf entsprechende Anfrage der Datenschutzaufsicht auch dieser unverzüglich zur 
Verfügung zu stellen.  
 

(2) Sofern die zuständige Datenschutzaufsicht ein Muster für ein Verzeichnis von 
Verarbeitungstätigkeiten gemäß § 31 KDG-VDD zur Verfügung stellt, bildet dieses 
grundsätzlich den Mindeststandard.  

 
(3) 1Das Verzeichnis ist bei jeder Veränderung eines Verfahrens zu aktualisieren. 2Im 

Übrigen ist es in regelmäßigen Abständen von höchstens zwei Jahren einer Überprüfung 
durch den Verantwortlichen zu unterziehen und bei Bedarf zu aktualisieren. 3Die 
Überprüfung sowie die Aktualisierung sind in geeigneter Weise zu dokumentieren. 
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Kapitel 2 
Datengeheimnis 

 
§ 2 

Belehrung und  
Verpflichtung auf das Datengeheimnis, Schulung 

 
(1) Zu den bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen im Sinne des  

§ 5 KDG-VDD gehören die in den Stellen gemäß § 3 Absatz 1 KDG-VDD Beschäftigten 
im Sinne des § 4 Ziffer 24. KDG-VDD sowie die dort ehrenamtlich tätigen Personen 
(Mitarbeitende im Sinne dieser Durchführungsverordnung, im Folgenden: 
Mitarbeitende). 

 
(2) 1Durch geeignete Maßnahmen sind die Mitarbeitenden mit den Vorschriften des KDG-

VDD sowie den anderen für ihre Tätigkeit geltenden Datenschutzvorschriften vertraut zu 
machen. 2Dies geschieht im Wesentlichen durch Hinweis auf die für den 
Aufgabenbereich der Person wesentlichen Grundsätze und Erfordernisse und im Übrigen 
durch Bekanntgabe der entsprechenden Regelungstexte in der jeweils gültigen Fassung. 
3Das KDG-VDD und diese Durchführungsverordnung sowie die sonstigen 
Datenschutzvorschriften werden zur Einsichtnahme und etwaigen Ausleihe 
bereitgehalten oder elektronisch zur Verfügung gestellt; dies ist den Mitarbeitenden in 
geeigneter Weise mitzuteilen. 
 

(3) Ferner sind die Mitarbeitenden zu belehren über 
 
a) die Verpflichtung zur Beachtung der in Absatz 2 genannten Vorschriften bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten, 
b) mögliche rechtliche Folgen eines Verstoßes gegen das KDG-VDD und andere für 

ihre Tätigkeit geltende Datenschutzvorschriften, 
c) das Fortbestehen des Datengeheimnisses nach Beendigung der Tätigkeit bei der 

Datenverarbeitung. 
 

(4) Bei einer wesentlichen Änderung des KDG-VDD oder anderer für die Tätigkeit der 
Mitarbeitenden geltender Datenschutzvorschriften sowie bei Aufnahme einer neuen 
Tätigkeit durch den Mitarbeitenden oder die Mitarbeitende hat insoweit eine erneute 
Belehrung zu erfolgen. 
 

(5) 1Die Mitarbeitenden haben in nachweisbar dokumentierter Form eine 
Verpflichtungserklärung gemäß § 3 abzugeben. 2Diese Verpflichtungserklärung wird zu 
der Personalakte bzw. den Unterlagen des oder der jeweiligen Mitarbeitenden genommen. 
3Dieser oder diese erhält eine Ausfertigung der Erklärung. 
 

(6) Die Verpflichtung auf das Datengeheimnis gemäß § 5 KDG-VDD erfolgt durch den 
Verantwortlichen oder einen von ihm Beauftragten. 

 
(7) Die Mitarbeitenden sind regelmäßig zu schulen. 

 
  

4 
 

§ 3 
Inhalt der Verpflichtungserklärung 

 
(1) Die gemäß § 2 Absatz 5 nachweisbar zu dokumentierende Verpflichtungserklärung des 

oder der Mitarbeitenden gemäß § 5 Satz 2 KDG-VDD hat zum Inhalt 
 
a) Angaben zur Identifizierung des oder der Mitarbeitenden (Vorname, Zuname, 

Beschäftigungsdienststelle, Personalnummer sowie, sofern Personalnummer nicht 
vorhanden, Geburtsdatum und Anschrift),  

b) die Bestätigung, dass der oder die Mitarbeitende auf die für die Ausübung seiner 
oder ihrer Tätigkeit spezifisch geltenden Bestimmungen und im Übrigen auf die 
allgemeinen datenschutzrechtlichen Regelungen in den jeweils geltenden 
Fassungen sowie auf die Möglichkeit der Einsichtnahme und Ausleihe dieser Texte 
hingewiesen wurde, 

c) die Verpflichtung des oder der Mitarbeitenden, das KDG-VDD und andere für seine 
Tätigkeit geltende Datenschutzvorschriften in den jeweils geltenden Fassungen 
sorgfältig einzuhalten, 

d) die Bestätigung, dass der oder die Mitarbeitende über rechtliche Folgen eines 
Verstoßes gegen das KDG-VDD sowie gegen sonstige für die Ausübung seiner 
oder ihrer Tätigkeit spezifisch geltende Bestimmungen belehrt wurde. 

 
(2) Die Verpflichtungserklärung ist von dem oder der Mitarbeitenden unter Angabe des Ortes 

und des Datums der Unterschriftsleistung zu unterzeichnen oder auf eine andere dem 
Verfahren angemessene Weise zu signieren.  

 
(3) Sofern die zuständige Datenschutzaufsicht ein Muster einer Verpflichtungserklärung zur 

Verfügung stellt, bildet dieses den Mindeststandard.  
 
 

Kapitel 3 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

 
Abschnitt 1  

Grundsätze und Maßnahmen 
 

§ 4 
Begriffsbestimmungen 

(IT-Systeme, Lesbarkeit) 
 

(1) IT-Systeme im Sinne dieser Durchführungsverordnung sind sämtliche technischen 
Einrichtungen, mittels derer personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet werden. 
 

(2) IT-Systeme sind insbesondere 
 

a) hardwarebasierte IT-Komponenten (elektronische Geräte wie Server, 
Arbeitsplatzrechner, mobile Endgeräte, eingebettete Systeme (z.B. IoT) oder 
vergleichbare technische Komponenten, die einzeln oder im Verbund betrieben 
werden können), 

b) Softwarelösungen (lokal installierte oder netzwerkgestützte Programme und 
Anwendungen einschließlich betriebssystemnaher Software und 
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Kapitel 2 
Datengeheimnis 

 
§ 2 

Belehrung und  
Verpflichtung auf das Datengeheimnis, Schulung 

 
(1) Zu den bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen im Sinne des  

§ 5 KDG-VDD gehören die in den Stellen gemäß § 3 Absatz 1 KDG-VDD Beschäftigten 
im Sinne des § 4 Ziffer 24. KDG-VDD sowie die dort ehrenamtlich tätigen Personen 
(Mitarbeitende im Sinne dieser Durchführungsverordnung, im Folgenden: 
Mitarbeitende). 

 
(2) 1Durch geeignete Maßnahmen sind die Mitarbeitenden mit den Vorschriften des KDG-

VDD sowie den anderen für ihre Tätigkeit geltenden Datenschutzvorschriften vertraut zu 
machen. 2Dies geschieht im Wesentlichen durch Hinweis auf die für den 
Aufgabenbereich der Person wesentlichen Grundsätze und Erfordernisse und im Übrigen 
durch Bekanntgabe der entsprechenden Regelungstexte in der jeweils gültigen Fassung. 
3Das KDG-VDD und diese Durchführungsverordnung sowie die sonstigen 
Datenschutzvorschriften werden zur Einsichtnahme und etwaigen Ausleihe 
bereitgehalten oder elektronisch zur Verfügung gestellt; dies ist den Mitarbeitenden in 
geeigneter Weise mitzuteilen. 
 

(3) Ferner sind die Mitarbeitenden zu belehren über 
 
a) die Verpflichtung zur Beachtung der in Absatz 2 genannten Vorschriften bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten, 
b) mögliche rechtliche Folgen eines Verstoßes gegen das KDG-VDD und andere für 

ihre Tätigkeit geltende Datenschutzvorschriften, 
c) das Fortbestehen des Datengeheimnisses nach Beendigung der Tätigkeit bei der 

Datenverarbeitung. 
 

(4) Bei einer wesentlichen Änderung des KDG-VDD oder anderer für die Tätigkeit der 
Mitarbeitenden geltender Datenschutzvorschriften sowie bei Aufnahme einer neuen 
Tätigkeit durch den Mitarbeitenden oder die Mitarbeitende hat insoweit eine erneute 
Belehrung zu erfolgen. 
 

(5) 1Die Mitarbeitenden haben in nachweisbar dokumentierter Form eine 
Verpflichtungserklärung gemäß § 3 abzugeben. 2Diese Verpflichtungserklärung wird zu 
der Personalakte bzw. den Unterlagen des oder der jeweiligen Mitarbeitenden genommen. 
3Dieser oder diese erhält eine Ausfertigung der Erklärung. 
 

(6) Die Verpflichtung auf das Datengeheimnis gemäß § 5 KDG-VDD erfolgt durch den 
Verantwortlichen oder einen von ihm Beauftragten. 

 
(7) Die Mitarbeitenden sind regelmäßig zu schulen. 

 
  

4 
 

§ 3 
Inhalt der Verpflichtungserklärung 

 
(1) Die gemäß § 2 Absatz 5 nachweisbar zu dokumentierende Verpflichtungserklärung des 

oder der Mitarbeitenden gemäß § 5 Satz 2 KDG-VDD hat zum Inhalt 
 
a) Angaben zur Identifizierung des oder der Mitarbeitenden (Vorname, Zuname, 

Beschäftigungsdienststelle, Personalnummer sowie, sofern Personalnummer nicht 
vorhanden, Geburtsdatum und Anschrift),  

b) die Bestätigung, dass der oder die Mitarbeitende auf die für die Ausübung seiner 
oder ihrer Tätigkeit spezifisch geltenden Bestimmungen und im Übrigen auf die 
allgemeinen datenschutzrechtlichen Regelungen in den jeweils geltenden 
Fassungen sowie auf die Möglichkeit der Einsichtnahme und Ausleihe dieser Texte 
hingewiesen wurde, 

c) die Verpflichtung des oder der Mitarbeitenden, das KDG-VDD und andere für seine 
Tätigkeit geltende Datenschutzvorschriften in den jeweils geltenden Fassungen 
sorgfältig einzuhalten, 

d) die Bestätigung, dass der oder die Mitarbeitende über rechtliche Folgen eines 
Verstoßes gegen das KDG-VDD sowie gegen sonstige für die Ausübung seiner 
oder ihrer Tätigkeit spezifisch geltende Bestimmungen belehrt wurde. 

 
(2) Die Verpflichtungserklärung ist von dem oder der Mitarbeitenden unter Angabe des Ortes 

und des Datums der Unterschriftsleistung zu unterzeichnen oder auf eine andere dem 
Verfahren angemessene Weise zu signieren.  

 
(3) Sofern die zuständige Datenschutzaufsicht ein Muster einer Verpflichtungserklärung zur 

Verfügung stellt, bildet dieses den Mindeststandard.  
 
 

Kapitel 3 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

 
Abschnitt 1  

Grundsätze und Maßnahmen 
 

§ 4 
Begriffsbestimmungen 

(IT-Systeme, Lesbarkeit) 
 

(1) IT-Systeme im Sinne dieser Durchführungsverordnung sind sämtliche technischen 
Einrichtungen, mittels derer personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet werden. 
 

(2) IT-Systeme sind insbesondere 
 

a) hardwarebasierte IT-Komponenten (elektronische Geräte wie Server, 
Arbeitsplatzrechner, mobile Endgeräte, eingebettete Systeme (z.B. IoT) oder 
vergleichbare technische Komponenten, die einzeln oder im Verbund betrieben 
werden können), 

b) Softwarelösungen (lokal installierte oder netzwerkgestützte Programme und 
Anwendungen einschließlich betriebssystemnaher Software und 
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Anwendungssoftware, die unmittelbar oder mittelbar an der Verarbeitung 
personenbezogener Daten beteiligt sind), 

c) cloudbasierte Systeme und Dienste (Bereitstellungsformen wie Software as a 
Service (SaaS), Platform as a Service (PaaS) oder Infrastructure as a Service (IaaS), 
die über netzwerkbasierte Umgebungen (insbesondere Internet oder Intranet) 
zugänglich sind und zur Datenverarbeitung eingesetzt werden). 

 
(3) Unter Lesbarkeit im Sinne dieser Durchführungsverordnung ist die Möglichkeit zur 

vollständigen oder teilweisen Wiedergabe des Informationsgehalts von 
personenbezogenen Daten zu verstehen. 

 
§ 5  

Grundsätze der Verarbeitung 
 

(1) Der Verantwortliche hat sicher zu stellen, dass bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch innerbetriebliche Organisation und mittels technischer und organisatorischer 
Maßnahmen die Einhaltung des Datenschutzes gewährleistet wird. 
 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf IT-Systemen darf erst erfolgen, wenn der 
Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter die nach dem KDG-VDD und dieser 
Durchführungsverordnung erforderlichen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen zum Schutz dieser Daten getroffen haben. 

 
§ 6 

Technische und organisatorische Maßnahmen 
 

(1) Je nach der Art der zu schützenden personenbezogenen Daten sind unter 
Berücksichtigung von §§ 26 und 27 KDG-VDD angemessene technische und 
organisatorische Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, 
 
a) zu verhindern, dass unberechtigt Rückschlüsse auf eine bestimmte Person gezogen 

werden können (z.B. durch Pseudonymisierung oder Anonymisierung 
personenbezogener Daten), 

b) einen wirksamen Schutz gegen eine unberechtigte Verarbeitung 
personenbezogener Daten insbesondere während ihres Übertragungsvorgangs 
herzustellen (z. B. durch Verschlüsselung mit geeigneten 
Verschlüsselungsverfahren; das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand 
der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen 
auszuwählen), 

c) die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Systeme und 
Dienste zum Schutz vor unberechtigter Verarbeitung auf Dauer zu gewährleisten 
und dadurch Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten in 
angemessenem Umfang vorzubeugen, 

d) im Fall eines physischen oder technischen Zwischenfalls die Verfügbarkeit der 
personenbezogenen Daten und den Zugang zu ihnen rasch wiederherzustellen 
(Wiederherstellung). 
 

(2) Im Einzelnen sind für die Verarbeitung personenbezogener Daten in elektronischer Form 
unabhängig vom Ort der Verarbeitungstätigkeit insbesondere folgende Maßnahmen zu 
treffen: 
 

6 
 

a) Unbefugten ist der Zutritt zu IT-Systemen im Sinne des § 4 Absatz 2 Nr. 1, mit 
denen personenbezogene Daten verarbeitet werden, zu verwehren 
(Zutrittskontrolle). 

b) 1Es ist zu verhindern, dass IT-Systeme und Benutzerzugänge von Unbefugten 
genutzt werden können (Zugangskontrolle). 2Zum Schutz personenbezogener 
Daten und zur Vermeidung von Identitätsdiebstahl sind geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen nach dem jeweiligen Stand der Technik zu ergreifen. 
3Dies gilt insbesondere für Datenverarbeitungen außerhalb eines geschlossenen und 
gesicherten Netzwerks. 

c) Die zur Benutzung eines IT- Systems Berechtigten dürfen ausschließlich auf die 
ihrer Zuständigkeit unterliegenden personenbezogenen Daten zugreifen können; 
personenbezogene Daten dürfen nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder 
entfernt werden (Zugriffskontrolle). 

d) Personenbezogene Daten sind auch während ihrer elektronischen Übertragung oder 
während ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträgern gegen 
unbefugtes Auslesen, Kopieren, Verändern oder Entfernen durch geeignete 
Maßnahmen zu schützen. 

e) 1Es muss überprüft und festgestellt werden können, an welche Stellen eine 
Übermittlung personenbezogener Daten durch Einrichtungen zur Datenübertragung 
erfolgt (Weitergabekontrolle). 2Werden personenbezogene Daten außerhalb der 
vorgesehenen Datenübertragung weitergegeben, ist dies zu protokollieren. 

f) 1Es ist grundsätzlich sicher zu stellen, dass nachträglich überprüft und festgestellt 
werden kann, ob und von wem personenbezogene Daten in IT-Systemen verarbeitet 
worden sind (Eingabekontrolle). 2Die Eingabekontrolle umfasst unbeschadet der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen mindestens einen Zeitraum von sechs Monaten. 

g) Personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, dürfen nur 
entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden 
(Auftragskontrolle). 

h) Es ist zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung 
oder Verlust geschützt sind (Verfügbarkeitskontrolle). 

i) Es ist zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene 
personenbezogene Daten getrennt verarbeitet werden (Trennungsgebot). 

j) Im Netzwerk- und im Einzelplatzbetrieb ist eine abgestufte Rechteverwaltung 
erforderlich. Anwender- und Administrationsrechte sind zu trennen.  

k) Bei der Auswahl von IT-Systemen, insbesondere von Softwarelösungen, ist dem 
Grundsatz der Datenminimierung angemessen Rechnung zu tragen. 

 
(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Verarbeitung personenbezogener Daten in nicht 

automatisierter Form.  
 

§ 7 
Überprüfung 

 
(1) 1Zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung sind die getroffenen technischen 

und organisatorischen Maßnahmen durch den Verantwortlichen regelmäßig, mindestens 
jedoch im Abstand von jeweils zwei Jahren, auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen. 2Zu 
diesem Zweck ist ein für die jeweilige kirchliche Stelle geeignetes und angemessenes 
Verfahren zu entwickeln, welches eine verlässliche Bewertung des Ist-Zustandes und eine 
zweckmäßige Anpassung an den aktuellen Stand der Technik erlaubt.  
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Anwendungssoftware, die unmittelbar oder mittelbar an der Verarbeitung 
personenbezogener Daten beteiligt sind), 

c) cloudbasierte Systeme und Dienste (Bereitstellungsformen wie Software as a 
Service (SaaS), Platform as a Service (PaaS) oder Infrastructure as a Service (IaaS), 
die über netzwerkbasierte Umgebungen (insbesondere Internet oder Intranet) 
zugänglich sind und zur Datenverarbeitung eingesetzt werden). 

 
(3) Unter Lesbarkeit im Sinne dieser Durchführungsverordnung ist die Möglichkeit zur 

vollständigen oder teilweisen Wiedergabe des Informationsgehalts von 
personenbezogenen Daten zu verstehen. 

 
§ 5  

Grundsätze der Verarbeitung 
 

(1) Der Verantwortliche hat sicher zu stellen, dass bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch innerbetriebliche Organisation und mittels technischer und organisatorischer 
Maßnahmen die Einhaltung des Datenschutzes gewährleistet wird. 
 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf IT-Systemen darf erst erfolgen, wenn der 
Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter die nach dem KDG-VDD und dieser 
Durchführungsverordnung erforderlichen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen zum Schutz dieser Daten getroffen haben. 

 
§ 6 

Technische und organisatorische Maßnahmen 
 

(1) Je nach der Art der zu schützenden personenbezogenen Daten sind unter 
Berücksichtigung von §§ 26 und 27 KDG-VDD angemessene technische und 
organisatorische Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, 
 
a) zu verhindern, dass unberechtigt Rückschlüsse auf eine bestimmte Person gezogen 

werden können (z.B. durch Pseudonymisierung oder Anonymisierung 
personenbezogener Daten), 

b) einen wirksamen Schutz gegen eine unberechtigte Verarbeitung 
personenbezogener Daten insbesondere während ihres Übertragungsvorgangs 
herzustellen (z. B. durch Verschlüsselung mit geeigneten 
Verschlüsselungsverfahren; das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand 
der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen 
auszuwählen), 

c) die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Systeme und 
Dienste zum Schutz vor unberechtigter Verarbeitung auf Dauer zu gewährleisten 
und dadurch Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten in 
angemessenem Umfang vorzubeugen, 

d) im Fall eines physischen oder technischen Zwischenfalls die Verfügbarkeit der 
personenbezogenen Daten und den Zugang zu ihnen rasch wiederherzustellen 
(Wiederherstellung). 
 

(2) Im Einzelnen sind für die Verarbeitung personenbezogener Daten in elektronischer Form 
unabhängig vom Ort der Verarbeitungstätigkeit insbesondere folgende Maßnahmen zu 
treffen: 
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a) Unbefugten ist der Zutritt zu IT-Systemen im Sinne des § 4 Absatz 2 Nr. 1, mit 
denen personenbezogene Daten verarbeitet werden, zu verwehren 
(Zutrittskontrolle). 

b) 1Es ist zu verhindern, dass IT-Systeme und Benutzerzugänge von Unbefugten 
genutzt werden können (Zugangskontrolle). 2Zum Schutz personenbezogener 
Daten und zur Vermeidung von Identitätsdiebstahl sind geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen nach dem jeweiligen Stand der Technik zu ergreifen. 
3Dies gilt insbesondere für Datenverarbeitungen außerhalb eines geschlossenen und 
gesicherten Netzwerks. 

c) Die zur Benutzung eines IT- Systems Berechtigten dürfen ausschließlich auf die 
ihrer Zuständigkeit unterliegenden personenbezogenen Daten zugreifen können; 
personenbezogene Daten dürfen nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder 
entfernt werden (Zugriffskontrolle). 

d) Personenbezogene Daten sind auch während ihrer elektronischen Übertragung oder 
während ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträgern gegen 
unbefugtes Auslesen, Kopieren, Verändern oder Entfernen durch geeignete 
Maßnahmen zu schützen. 

e) 1Es muss überprüft und festgestellt werden können, an welche Stellen eine 
Übermittlung personenbezogener Daten durch Einrichtungen zur Datenübertragung 
erfolgt (Weitergabekontrolle). 2Werden personenbezogene Daten außerhalb der 
vorgesehenen Datenübertragung weitergegeben, ist dies zu protokollieren. 

f) 1Es ist grundsätzlich sicher zu stellen, dass nachträglich überprüft und festgestellt 
werden kann, ob und von wem personenbezogene Daten in IT-Systemen verarbeitet 
worden sind (Eingabekontrolle). 2Die Eingabekontrolle umfasst unbeschadet der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen mindestens einen Zeitraum von sechs Monaten. 

g) Personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, dürfen nur 
entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden 
(Auftragskontrolle). 

h) Es ist zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung 
oder Verlust geschützt sind (Verfügbarkeitskontrolle). 

i) Es ist zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene 
personenbezogene Daten getrennt verarbeitet werden (Trennungsgebot). 

j) Im Netzwerk- und im Einzelplatzbetrieb ist eine abgestufte Rechteverwaltung 
erforderlich. Anwender- und Administrationsrechte sind zu trennen.  

k) Bei der Auswahl von IT-Systemen, insbesondere von Softwarelösungen, ist dem 
Grundsatz der Datenminimierung angemessen Rechnung zu tragen. 

 
(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Verarbeitung personenbezogener Daten in nicht 

automatisierter Form.  
 

§ 7 
Überprüfung 

 
(1) 1Zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung sind die getroffenen technischen 

und organisatorischen Maßnahmen durch den Verantwortlichen regelmäßig, mindestens 
jedoch im Abstand von jeweils zwei Jahren, auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen. 2Zu 
diesem Zweck ist ein für die jeweilige kirchliche Stelle geeignetes und angemessenes 
Verfahren zu entwickeln, welches eine verlässliche Bewertung des Ist-Zustandes und eine 
zweckmäßige Anpassung an den aktuellen Stand der Technik erlaubt.  
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(2) 1Insbesondere die Vorlage eines anerkannten Zertifikats gemäß § 26 Absatz 4 KDG-VDD 
durch den Verantwortlichen, welches sich an Veröffentlichungen des Bundesamtes für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) orientiert, ist als Nachweis zulässig. 
2Abweichend von Satz 1 kann auch eine Orientierung an anderen Regelungen erfolgen, 
die einen vergleichbaren Schutzstandard gewährleisten (insbesondere ISO/IEC 27001). 
 

(3) Die Überprüfung nach Absatz 1 ist zu dokumentieren. 
 

(4) Für den Fall der Auftragsverarbeitung gilt § 15 Absatz 5. 
 

§ 8 
Verarbeitung von Meldedaten in kirchlichen Rechenzentren 

(1) Werden personenbezogene Daten aus den Melderegistern der kommunalen 
Meldebehörden in kirchlichen Rechenzentren verarbeitet, so orientieren sich die von 
diesen zu treffenden Schutzmaßnahmen an den jeweils geltenden BSI-IT-
Grundschutzkatalogen oder vergleichbaren Veröffentlichungen des Bundesamtes für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI). Abweichend von Satz 1 kann auch eine 
Orientierung an anderen Regelungen erfolgen, die einen vergleichbaren Schutzstandard 
gewährleisten (insbesondere ISO 27001 auf Basis IT-Grundschutz). 
 

(2) Rechenzentren im Sinne dieser Durchführungsverordnung sind die für den Betrieb von 
größeren, zentral in mehreren Dienststellen eingesetzten Informations- und 
Kommunikationssystemen erforderlichen Einrichtungen. 

 
Abschnitt 2 

Schutzbedarf und Risikoanalyse 
 

§ 9 
Einordnung in Datenschutzklassen und Datenschutzniveau 

 
(1) Unter Berücksichtigung der Art der zu verarbeitenden personenbezogenen Daten und des 

Ausmaßes der möglichen Gefährdung personenbezogener Daten hat eine Einordnung in 
eine der in §§ 11 bis 13 genannten drei Datenschutzklassen zu erfolgen.  

 
(2) Bei der Einordnung personenbezogener Daten in eine Datenschutzklasse sind auch der 

Zusammenhang mit anderen gespeicherten Daten, der Zweck ihrer Verarbeitung und das 
anzunehmende Interesse an einer missbräuchlichen Verwendung der Daten zu 
berücksichtigen. 

 
(3) 1Die Einordnung erfolgt durch den Verantwortlichen; sie soll in der Regel bei Erstellung 

des Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten vorgenommen werden. 2Der oder die 
betriebliche Datenschutzbeauftragte soll angehört werden. 

 
(4) 1In begründeten Einzelfällen kann der Verantwortliche eine abweichende Einordnung 

vornehmen. 2Die Gründe sind zu dokumentieren. 3Erfolgt eine Einordnung in eine 
niedrigere Datenschutzklasse, ist zuvor der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte 
anzuhören. 

 
(5) Erfolgt keine Einordnung, gilt automatisch die Datenschutzklasse III, sofern nicht die 

Voraussetzungen des § 14 vorliegen. 

8 
 

 
(6) Die Einordnung in eine der nachfolgend genannten Datenschutzklassen erfordert die 

Einhaltung des dieser Datenschutzklasse entsprechenden Schutzniveaus und die 
Einhaltung der dort beschriebenen Mindestmaßnahmen. 

 
(7) Erfolgt die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter, ist der Verantwortliche 

verpflichtet, sich in geeigneter Weise, insbesondere durch persönliche Überprüfung oder 
Vorlage von Nachweisen, von dem Bestehen des der jeweiligen Datenschutzklasse 
entsprechenden Schutzniveaus zu überzeugen. 

 
§ 10 

Risikoanalyse 
 

(1) Die den individuellen Gegebenheiten entspringenden Risiken sind vom Verantwortlichen 
anhand einer Risikoanalyse festzustellen.  
 

(2) 1Für eine Analyse der möglichen Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher 
Personen, die mit der Verarbeitung personenbezogener Daten verbunden sind, sind 
objektive Kriterien zu entwickeln und anzuwenden. 2Hierzu zählen insbesondere die 
Eintrittswahrscheinlichkeit und die Schwere eines Schadens für die betroffene Person. 
3Zu berücksichtigen sind auch Risiken, die durch – auch unbeabsichtigte oder 
unrechtmäßige – Vernichtung, durch Verlust, Veränderung, unbefugte Offenlegung von 
oder unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten entstehen. 

 
(3) Die identifizierten Risiken sind durch entsprechende Maßnahmen im Einklang mit § 6 zu 

behandeln. 
 

§ 11 
Datenschutzklasse I und Schutzniveau I 

 
(1) Der Datenschutzklasse I unterfallen personenbezogene Daten, deren missbräuchliche 

Verarbeitung keine besonders schwerwiegende Beeinträchtigung des Betroffenen 
erwarten lässt. Hierzu gehören insbesondere Namens- und Adressangaben ohne 
Sperrvermerke sowie Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeichnungen. 
 

(2) Zum Schutz der in die Datenschutzklasse I einzuordnenden Daten ist ein Schutzniveau I 
zu definieren. Dieses setzt voraus, dass mindestens folgende Voraussetzungen gegeben 
sind: 

 
a) Das IT-System, auf dem die schützenswerten personenbezogenen Daten abgelegt 

sind, ist nicht frei zugänglich; es befindet sich z.B. in einem abschließbaren 
Gebäude oder unter ständiger Aufsicht. 

b) 1Die Anmeldung am IT-System ist nur nach Eingabe eines geeigneten  
benutzerdefinierten Passwortes oder unter Verwendung eines anderen, dem 
aktuellen Stand der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechenden 
Authentifizierungsverfahrens zulässig. 2In sicherheitskritischen Bereichen oder bei 
Zugriffen außerhalb gesicherter Netze ist insbesondere der Einsatz von Mehr-
Faktor-Authentifizierungsverfahren (z. B. Kombination aus Passwort und 
Einmalcode, Hardware-Token oder biometrischen Verfahren) vorzusehen. 

c) Sicherungskopien von Daten sind nach aktuellem Stand der Technik mit geeigneten 
Maßnahmen vor unbefugtem Zugriff zu schützen. 
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(2) 1Insbesondere die Vorlage eines anerkannten Zertifikats gemäß § 26 Absatz 4 KDG-VDD 
durch den Verantwortlichen, welches sich an Veröffentlichungen des Bundesamtes für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) orientiert, ist als Nachweis zulässig. 
2Abweichend von Satz 1 kann auch eine Orientierung an anderen Regelungen erfolgen, 
die einen vergleichbaren Schutzstandard gewährleisten (insbesondere ISO/IEC 27001). 
 

(3) Die Überprüfung nach Absatz 1 ist zu dokumentieren. 
 

(4) Für den Fall der Auftragsverarbeitung gilt § 15 Absatz 5. 
 

§ 8 
Verarbeitung von Meldedaten in kirchlichen Rechenzentren 

(1) Werden personenbezogene Daten aus den Melderegistern der kommunalen 
Meldebehörden in kirchlichen Rechenzentren verarbeitet, so orientieren sich die von 
diesen zu treffenden Schutzmaßnahmen an den jeweils geltenden BSI-IT-
Grundschutzkatalogen oder vergleichbaren Veröffentlichungen des Bundesamtes für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI). Abweichend von Satz 1 kann auch eine 
Orientierung an anderen Regelungen erfolgen, die einen vergleichbaren Schutzstandard 
gewährleisten (insbesondere ISO 27001 auf Basis IT-Grundschutz). 
 

(2) Rechenzentren im Sinne dieser Durchführungsverordnung sind die für den Betrieb von 
größeren, zentral in mehreren Dienststellen eingesetzten Informations- und 
Kommunikationssystemen erforderlichen Einrichtungen. 

 
Abschnitt 2 

Schutzbedarf und Risikoanalyse 
 

§ 9 
Einordnung in Datenschutzklassen und Datenschutzniveau 

 
(1) Unter Berücksichtigung der Art der zu verarbeitenden personenbezogenen Daten und des 

Ausmaßes der möglichen Gefährdung personenbezogener Daten hat eine Einordnung in 
eine der in §§ 11 bis 13 genannten drei Datenschutzklassen zu erfolgen.  

 
(2) Bei der Einordnung personenbezogener Daten in eine Datenschutzklasse sind auch der 

Zusammenhang mit anderen gespeicherten Daten, der Zweck ihrer Verarbeitung und das 
anzunehmende Interesse an einer missbräuchlichen Verwendung der Daten zu 
berücksichtigen. 

 
(3) 1Die Einordnung erfolgt durch den Verantwortlichen; sie soll in der Regel bei Erstellung 

des Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten vorgenommen werden. 2Der oder die 
betriebliche Datenschutzbeauftragte soll angehört werden. 

 
(4) 1In begründeten Einzelfällen kann der Verantwortliche eine abweichende Einordnung 

vornehmen. 2Die Gründe sind zu dokumentieren. 3Erfolgt eine Einordnung in eine 
niedrigere Datenschutzklasse, ist zuvor der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte 
anzuhören. 

 
(5) Erfolgt keine Einordnung, gilt automatisch die Datenschutzklasse III, sofern nicht die 

Voraussetzungen des § 14 vorliegen. 
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(6) Die Einordnung in eine der nachfolgend genannten Datenschutzklassen erfordert die 

Einhaltung des dieser Datenschutzklasse entsprechenden Schutzniveaus und die 
Einhaltung der dort beschriebenen Mindestmaßnahmen. 

 
(7) Erfolgt die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter, ist der Verantwortliche 

verpflichtet, sich in geeigneter Weise, insbesondere durch persönliche Überprüfung oder 
Vorlage von Nachweisen, von dem Bestehen des der jeweiligen Datenschutzklasse 
entsprechenden Schutzniveaus zu überzeugen. 

 
§ 10 

Risikoanalyse 
 

(1) Die den individuellen Gegebenheiten entspringenden Risiken sind vom Verantwortlichen 
anhand einer Risikoanalyse festzustellen.  
 

(2) 1Für eine Analyse der möglichen Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher 
Personen, die mit der Verarbeitung personenbezogener Daten verbunden sind, sind 
objektive Kriterien zu entwickeln und anzuwenden. 2Hierzu zählen insbesondere die 
Eintrittswahrscheinlichkeit und die Schwere eines Schadens für die betroffene Person. 
3Zu berücksichtigen sind auch Risiken, die durch – auch unbeabsichtigte oder 
unrechtmäßige – Vernichtung, durch Verlust, Veränderung, unbefugte Offenlegung von 
oder unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten entstehen. 

 
(3) Die identifizierten Risiken sind durch entsprechende Maßnahmen im Einklang mit § 6 zu 

behandeln. 
 

§ 11 
Datenschutzklasse I und Schutzniveau I 

 
(1) Der Datenschutzklasse I unterfallen personenbezogene Daten, deren missbräuchliche 

Verarbeitung keine besonders schwerwiegende Beeinträchtigung des Betroffenen 
erwarten lässt. Hierzu gehören insbesondere Namens- und Adressangaben ohne 
Sperrvermerke sowie Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeichnungen. 
 

(2) Zum Schutz der in die Datenschutzklasse I einzuordnenden Daten ist ein Schutzniveau I 
zu definieren. Dieses setzt voraus, dass mindestens folgende Voraussetzungen gegeben 
sind: 

 
a) Das IT-System, auf dem die schützenswerten personenbezogenen Daten abgelegt 

sind, ist nicht frei zugänglich; es befindet sich z.B. in einem abschließbaren 
Gebäude oder unter ständiger Aufsicht. 

b) 1Die Anmeldung am IT-System ist nur nach Eingabe eines geeigneten  
benutzerdefinierten Passwortes oder unter Verwendung eines anderen, dem 
aktuellen Stand der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechenden 
Authentifizierungsverfahrens zulässig. 2In sicherheitskritischen Bereichen oder bei 
Zugriffen außerhalb gesicherter Netze ist insbesondere der Einsatz von Mehr-
Faktor-Authentifizierungsverfahren (z. B. Kombination aus Passwort und 
Einmalcode, Hardware-Token oder biometrischen Verfahren) vorzusehen. 

c) Sicherungskopien von Daten sind nach aktuellem Stand der Technik mit geeigneten 
Maßnahmen vor unbefugtem Zugriff zu schützen. 
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d) Vor der Weitergabe eines IT-Systems, insbesondere eines Datenträgers für einen 
anderen Einsatzzweck sind die auf ihm befindlichen Daten so zu löschen, dass ihre 
Lesbarkeit und ihre Wiederherstellung ausgeschlossen sind.  

e) Nicht öffentlich verfügbare Daten werden nur dann weitergegeben, wenn sie durch 
geeignete Schutzmaßnahmen geschützt sind. Die Art und Weise des Schutzes ist 
vor Ort zu definieren. 

 
§ 12 

Datenschutzklasse II und Schutzniveau II 
 

(1) Der Datenschutzklasse II unterfallen personenbezogene Daten, deren missbräuchliche 
Verarbeitung den Betroffenen in seiner gesellschaftlichen Stellung oder in seinen 
wirtschaftlichen Verhältnissen beeinträchtigen kann. Hierzu gehören z.B. Daten über 
Mietverhältnisse, Geschäftsbeziehungen sowie Geburts- und Jubiläumsdaten. 
 

(2) Zum Schutz der in die Datenschutzklasse II einzuordnenden Daten ist ein Schutzniveau 
II zu definieren. Dieses setzt voraus, dass neben dem Schutzniveau I mindestens folgende 
Voraussetzungen gegeben sind: 
 
a) 1Die Anmeldung am IT-System ist nur nach Eingabe eines geeigneten  

benutzerdefinierten Passwortes zulässig, das ausreichend komplex gewählt werden 
muss und dessen Erneuerung nach dem jeweiligen Sicherheitsbedarf erfolgt. 
2Alternativ ist die Verwendung eines anderen, dem aktuellen Stand der Technik und 
dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechenden Authentifizierungsverfahrens 
zulässig.  

b) 1Das Starten des IT-Systems darf nur mit dem dafür bereit gestellten  
Betriebssystem erfolgen. 2Zu diesem Zweck sind geeignete technische Maßnahmen 
wie beispielsweise ein Boot-Schutz umzusetzen. 

c) Sicherungskopien und Ausdrucke der Datenbestände sind vor Fremdzugriff und vor 
der gleichzeitigen Vernichtung mit den Originaldaten zu schützen. 

d) 1Die Daten der Schutzklasse II sind auf zentralen Systemen in besonders gegen 
unbefugten Zutritt gesicherten Räumen zu speichern, sofern keine begründeten 
Ausnahmefälle gegeben sind. 2Diese sind schriftlich dem oder der betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten zu melden. 3Die jeweils beteiligten IT-Systeme sind dem 
aktuellen Stand der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend 
angemessen zu schützen. 4Eine Speicherung auf anderen IT-Systemen darf nur 
erfolgen, wenn diese mit einem geeigneten Zugriffsschutz ausgestattet sind. 

e) 1Die Übermittlung personenbezogener Daten außerhalb eines geschlossenen und 
gesicherten Netzwerks (auch über automatisierte Schnittstellen) hat grundsätzlich 
verschlüsselt zu erfolgen. 2Das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand 
der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen 
auszuwählen.  
 

§ 13 
Datenschutzklasse III und Schutzniveau III 

 
(1) 1Der Datenschutzklasse III unterfallen personenbezogene Daten, deren missbräuchliche 

Verarbeitung die gesellschaftliche Stellung oder die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Betroffenen erheblich beeinträchtigen kann. 2Hierzu gehören insbesondere die 
besonderen Kategorien personenbezogener Daten gemäß § 4 Ziffer 2. KDG-VDD sowie 
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Daten über strafbare Handlungen, arbeitsrechtliche Rechtsverhältnisse, 
Disziplinarentscheidungen und Namens- und Adressangaben mit Sperrvermerken. 
 

(2) 1Zum Schutz der in die Datenschutzklasse III einzuordnenden Daten ist ein Schutzniveau 
III zu definieren. 2Dieses setzt voraus, dass neben dem Schutzniveau II mindestens 
folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

 
a) 1Ist es aus dienstlichen Gründen zwingend erforderlich, dass Daten der 

Datenschutzklasse III auf mobilen Geräten im Sinne des § 4 Absatz 2 oder 
Datenträgern gespeichert werden, sind diese Daten nur verschlüsselt abzuspeichern. 
2Das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand der Technik und dem 
jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen auszuwählen. 

b) 1Eine langfristige Lesbarkeit der zu speichernden Daten ist sicher zu stellen. 2So 
müssen z.B. bei verschlüsselten Daten die Sicherheit des Schlüssels und die 
erforderliche Entschlüsselung auch in dem nach § 16 Absatz 1 zu erstellenden 
Datensicherungskonzept berücksichtigt werden.  

 
§ 14 

Umgang mit personenbezogenen Daten, die dem Beichtgeheimnis oder  
dem Seelsorgegeheimnis unterliegen 

 
(1) 1Personenbezogene Daten, die dem Beichtgeheimnis oder dem Seelsorgegeheimnis 

unterliegen, sind in besonders hohem Maße schutzbedürftig. 2Ihre Ausspähung oder 
Verlautbarung würde dem Vertrauen in die Verschwiegenheit katholischer Dienststellen 
und Einrichtungen schweren Schaden zufügen.  

 
(2) Das Beichtgeheimnis nach cc. 983 ff. CIC ist zu wahren; personenbezogene Daten, die 

dem Beichtgeheimnis unterliegen, dürfen nicht verarbeitet werden.  
 
(3) Personenbezogene Daten, die, ohne Gegenstand eines Beichtgeheimnisses nach cc. 983 

ff. CIC zu sein, dem Seelsorgegeheimnis unterliegen, dürfen nur verarbeitet werden, 
wenn dem besonderen Schutzniveau angepasste, erforderlichenfalls über das 
Schutzniveau der Datenschutzklasse III hinausgehende technische und organisatorische 
Maßnahmen ergriffen werden. 

 
(4) 1Eine Maßnahme im Sinne des Absatz 3 kann, wenn die Verarbeitung auf IT-Systemen 

erfolgt, insbesondere die Unterhaltung eines eigenen Servers bzw. einer eigenen 
Datenablage in einem Netzwerk ohne externe Datenverbindung sein. 2Auch die 
verschlüsselte Abspeicherung der personenbezogenen Daten auf einem externen 
Datenträger, der außerhalb der Dienstzeiten in einem abgeschlossenen Tresor gelagert 
wird, kann eine geeignete technische und organisatorische Maßnahme darstellen.  

 
(5) Erfolgt die Seelsorge außerhalb eines geschlossenen Netzwerkes, sind geeignete, 

erforderlichenfalls über das Schutzniveau der Datenschutzklasse III hinausgehende, 
technische und organisatorische Maßnahmen nach dem aktuellen Stand der Technik zu 
treffen.  

 
(6) Die Absätze 3 bis 5 gelten auch für personenbezogene Daten, die in vergleichbarer Weise 

schutzbedürftig sind. 
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d) Vor der Weitergabe eines IT-Systems, insbesondere eines Datenträgers für einen 
anderen Einsatzzweck sind die auf ihm befindlichen Daten so zu löschen, dass ihre 
Lesbarkeit und ihre Wiederherstellung ausgeschlossen sind.  

e) Nicht öffentlich verfügbare Daten werden nur dann weitergegeben, wenn sie durch 
geeignete Schutzmaßnahmen geschützt sind. Die Art und Weise des Schutzes ist 
vor Ort zu definieren. 

 
§ 12 

Datenschutzklasse II und Schutzniveau II 
 

(1) Der Datenschutzklasse II unterfallen personenbezogene Daten, deren missbräuchliche 
Verarbeitung den Betroffenen in seiner gesellschaftlichen Stellung oder in seinen 
wirtschaftlichen Verhältnissen beeinträchtigen kann. Hierzu gehören z.B. Daten über 
Mietverhältnisse, Geschäftsbeziehungen sowie Geburts- und Jubiläumsdaten. 
 

(2) Zum Schutz der in die Datenschutzklasse II einzuordnenden Daten ist ein Schutzniveau 
II zu definieren. Dieses setzt voraus, dass neben dem Schutzniveau I mindestens folgende 
Voraussetzungen gegeben sind: 
 
a) 1Die Anmeldung am IT-System ist nur nach Eingabe eines geeigneten  

benutzerdefinierten Passwortes zulässig, das ausreichend komplex gewählt werden 
muss und dessen Erneuerung nach dem jeweiligen Sicherheitsbedarf erfolgt. 
2Alternativ ist die Verwendung eines anderen, dem aktuellen Stand der Technik und 
dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechenden Authentifizierungsverfahrens 
zulässig.  

b) 1Das Starten des IT-Systems darf nur mit dem dafür bereit gestellten  
Betriebssystem erfolgen. 2Zu diesem Zweck sind geeignete technische Maßnahmen 
wie beispielsweise ein Boot-Schutz umzusetzen. 

c) Sicherungskopien und Ausdrucke der Datenbestände sind vor Fremdzugriff und vor 
der gleichzeitigen Vernichtung mit den Originaldaten zu schützen. 

d) 1Die Daten der Schutzklasse II sind auf zentralen Systemen in besonders gegen 
unbefugten Zutritt gesicherten Räumen zu speichern, sofern keine begründeten 
Ausnahmefälle gegeben sind. 2Diese sind schriftlich dem oder der betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten zu melden. 3Die jeweils beteiligten IT-Systeme sind dem 
aktuellen Stand der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend 
angemessen zu schützen. 4Eine Speicherung auf anderen IT-Systemen darf nur 
erfolgen, wenn diese mit einem geeigneten Zugriffsschutz ausgestattet sind. 

e) 1Die Übermittlung personenbezogener Daten außerhalb eines geschlossenen und 
gesicherten Netzwerks (auch über automatisierte Schnittstellen) hat grundsätzlich 
verschlüsselt zu erfolgen. 2Das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand 
der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen 
auszuwählen.  
 

§ 13 
Datenschutzklasse III und Schutzniveau III 

 
(1) 1Der Datenschutzklasse III unterfallen personenbezogene Daten, deren missbräuchliche 

Verarbeitung die gesellschaftliche Stellung oder die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Betroffenen erheblich beeinträchtigen kann. 2Hierzu gehören insbesondere die 
besonderen Kategorien personenbezogener Daten gemäß § 4 Ziffer 2. KDG-VDD sowie 
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Daten über strafbare Handlungen, arbeitsrechtliche Rechtsverhältnisse, 
Disziplinarentscheidungen und Namens- und Adressangaben mit Sperrvermerken. 
 

(2) 1Zum Schutz der in die Datenschutzklasse III einzuordnenden Daten ist ein Schutzniveau 
III zu definieren. 2Dieses setzt voraus, dass neben dem Schutzniveau II mindestens 
folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

 
a) 1Ist es aus dienstlichen Gründen zwingend erforderlich, dass Daten der 

Datenschutzklasse III auf mobilen Geräten im Sinne des § 4 Absatz 2 oder 
Datenträgern gespeichert werden, sind diese Daten nur verschlüsselt abzuspeichern. 
2Das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand der Technik und dem 
jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen auszuwählen. 

b) 1Eine langfristige Lesbarkeit der zu speichernden Daten ist sicher zu stellen. 2So 
müssen z.B. bei verschlüsselten Daten die Sicherheit des Schlüssels und die 
erforderliche Entschlüsselung auch in dem nach § 16 Absatz 1 zu erstellenden 
Datensicherungskonzept berücksichtigt werden.  

 
§ 14 

Umgang mit personenbezogenen Daten, die dem Beichtgeheimnis oder  
dem Seelsorgegeheimnis unterliegen 

 
(1) 1Personenbezogene Daten, die dem Beichtgeheimnis oder dem Seelsorgegeheimnis 

unterliegen, sind in besonders hohem Maße schutzbedürftig. 2Ihre Ausspähung oder 
Verlautbarung würde dem Vertrauen in die Verschwiegenheit katholischer Dienststellen 
und Einrichtungen schweren Schaden zufügen.  

 
(2) Das Beichtgeheimnis nach cc. 983 ff. CIC ist zu wahren; personenbezogene Daten, die 

dem Beichtgeheimnis unterliegen, dürfen nicht verarbeitet werden.  
 
(3) Personenbezogene Daten, die, ohne Gegenstand eines Beichtgeheimnisses nach cc. 983 

ff. CIC zu sein, dem Seelsorgegeheimnis unterliegen, dürfen nur verarbeitet werden, 
wenn dem besonderen Schutzniveau angepasste, erforderlichenfalls über das 
Schutzniveau der Datenschutzklasse III hinausgehende technische und organisatorische 
Maßnahmen ergriffen werden. 

 
(4) 1Eine Maßnahme im Sinne des Absatz 3 kann, wenn die Verarbeitung auf IT-Systemen 

erfolgt, insbesondere die Unterhaltung eines eigenen Servers bzw. einer eigenen 
Datenablage in einem Netzwerk ohne externe Datenverbindung sein. 2Auch die 
verschlüsselte Abspeicherung der personenbezogenen Daten auf einem externen 
Datenträger, der außerhalb der Dienstzeiten in einem abgeschlossenen Tresor gelagert 
wird, kann eine geeignete technische und organisatorische Maßnahme darstellen.  

 
(5) Erfolgt die Seelsorge außerhalb eines geschlossenen Netzwerkes, sind geeignete, 

erforderlichenfalls über das Schutzniveau der Datenschutzklasse III hinausgehende, 
technische und organisatorische Maßnahmen nach dem aktuellen Stand der Technik zu 
treffen.  

 
(6) Die Absätze 3 bis 5 gelten auch für personenbezogene Daten, die in vergleichbarer Weise 

schutzbedürftig sind. 
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Kapitel 4 
Maßnahmen des Verantwortlichen und des oder der Mitarbeitenden 

 
§ 15 

Maßnahmen des Verantwortlichen 
 

(1) Verantwortlicher ist gemäß § 4 Nr. 9. KDG-VDD die natürliche oder juristische Person, 
Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über die 
Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet. 
 

(2) Ihm obliegt die Risikoanalyse zur Feststellung des Schutzbedarfs (§ 9 Absatz 1) sowie 
die zutreffende Einordnung der jeweiligen Daten in die Datenschutzklassen (§ 9 Absatz 
6). 

 
(3) Der Verantwortliche klärt die Mitarbeitenden über Gefahren und Risiken auf, die 

insbesondere aus der Nutzung eines IT-Systems erwachsen können. 
 

(4) Der Verantwortliche stellt sicher, dass ein Konzept zur datenschutzrechtlichen 
Ausgestaltung der IT-Systeme erstellt und umgesetzt wird. 

 
(5) 1Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten durch einen Auftragsverarbeiter, so 

ist der Verantwortliche verpflichtet, die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
des Auftragsverarbeiters regelmäßig, mindestens jedoch im Abstand von jeweils zwei 
Jahren auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und dies zu dokumentieren. 2Bei Vorlage 
eines anerkannten Zertifikats durch den Auftragsverarbeiter gemäß § 29 Absatz 6 KDG-
VDD kann auf eine Prüfung verzichtet werden. 

 
(6) 1Der Verantwortliche kann, unbeschadet seiner Verantwortlichkeit, seine Aufgaben und 

Befugnisse nach dieser Durchführungsverordnung durch schriftliche Anordnung auf 
geeignete Mitarbeitende übertragen. 2Eine Übertragung auf den betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte ist 
ausgeschlossen. 

 
§ 16 

Maßnahmen des Verantwortlichen zur Datensicherung 
 

(1) 1Der Verantwortliche hat ein Datensicherungskonzept zu erstellen und entsprechend 
umzusetzen. 2Dabei ist die langfristige Lesbarkeit der zu speichernden Daten in der 
Datensicherung anzustreben.  
 

(2) 1Zum Schutz personenbezogener Daten vor Verlust sind regelmäßige Datensicherungen 
erforderlich. 2Dabei sind u.a. folgende Aspekte mit zu berücksichtigen: 

 
a) Soweit eine dauerhafte Lesbarkeit der Daten im Sinne des § 4 Absatz 3 nicht auf 

andere Weise sichergestellt werden kann, sind Sicherungskopien der verwendeten 
Programme in allen verwendeten Versionen anzulegen und von den 
Originaldatenträgern der Programme und den übrigen Datenträgern getrennt 
aufzubewahren. 

b) Die Datensicherung soll in Umfang und Zeitabstand anhand der entstehenden 
Auswirkungen eines Verlustes der Daten festgelegt werden. 
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(3) Unabhängig von der Einteilung in Datenschutzklassen sind geeignete technische 
Abwehrmaßnahmen gegen Angriffe und den Befall von Schadsoftware z.B. durch den 
Einsatz aktueller Sicherheitstechnik wie Virenscanner, Firewall-Technologien und eines 
regelmäßigen Patch-Managements (geplante Systemaktualisierungen) vorzunehmen. 

 
§ 17 

Maßnahmen des oder der Mitarbeitenden 
 

1Unbeschadet der Aufgaben des Verantwortlichen im Sinne des § 4 Ziffer 9. KDG-VDD trägt 
jeder und jede Mitarbeitende die Verantwortung für die datenschutzkonforme Ausübung seiner 
Tätigkeit. 2Es ist ihm oder ihr untersagt, personenbezogene Daten zu einem anderen als dem in 
der jeweils rechtmäßigen Aufgabenerfüllung liegenden Zweck zu verarbeiten. 
 
 

Kapitel 5 
Besondere Gefahrenlagen 

 
§ 18 

Nutzung von Cloud-Diensten 
 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten mit einem Cloud-Dienst gilt ergänzend zu den 
Vorschriften der §§ 5 ff.: 
 
(1) Es sind primär bereits geprüfte und freigegebene Cloud-Dienste zu nutzen. 

 
(2) 1Vor der Nutzung anderer Cloud-Dienste ist anhand nachfolgender Aspekte zu prüfen, ob 

die erforderlichen Sicherheitsanforderungen erfüllt werden. 2Folgende Aspekte können 
ein erhöhtes Risiko darstellen: 

 
a) ungeplante vorzeitige Vertragsbeendigung durch den Diensteanbieter, 
b) unzureichend gesicherte administrative Zugänge, 
c) mangelnde Portabilität von personenbezogenen Daten und IT-Systemen, 
d) generelle Abhängigkeit vom Cloud-Diensteanbieter mangels Wechselmöglichkeit, 
e) Gefährdung der Integrität von Informationen aufgrund herstellerspezifischer 

Datenformate, 
f) gemeinsame Nutzung der Cloud-Infrastruktur durch mehrere Kunden, 
g) Unkenntnis über den Speicherort der Informationen, 
h) hohe Mobilität der Informationen sowie 
i) unbefugter Zugriff auf Informationen beispielsweise durch Administrationspersonal 

des Cloud-Diensteanbieters oder Dritte. 
 

(3) Vor der Nutzung des Cloud-Dienstes ist in Abhängigkeit von der Risikoanalyse eine Exit-
Strategie zu definieren (z. B. Datenlöschung, Datenübertragung). 

 
§ 19 

Autorisierte Programme 
 

Auf dienstlichen IT-Systemen dürfen ausschließlich vom Verantwortlichen autorisierte 
Programme und Kommunikationstechnologien verwendet werden. 
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Jahren auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und dies zu dokumentieren. 2Bei Vorlage 
eines anerkannten Zertifikats durch den Auftragsverarbeiter gemäß § 29 Absatz 6 KDG-
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Datenschutzbeauftragten oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte ist 
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§ 16 
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(3) Unabhängig von der Einteilung in Datenschutzklassen sind geeignete technische 
Abwehrmaßnahmen gegen Angriffe und den Befall von Schadsoftware z.B. durch den 
Einsatz aktueller Sicherheitstechnik wie Virenscanner, Firewall-Technologien und eines 
regelmäßigen Patch-Managements (geplante Systemaktualisierungen) vorzunehmen. 

 
§ 17 

Maßnahmen des oder der Mitarbeitenden 
 

1Unbeschadet der Aufgaben des Verantwortlichen im Sinne des § 4 Ziffer 9. KDG-VDD trägt 
jeder und jede Mitarbeitende die Verantwortung für die datenschutzkonforme Ausübung seiner 
Tätigkeit. 2Es ist ihm oder ihr untersagt, personenbezogene Daten zu einem anderen als dem in 
der jeweils rechtmäßigen Aufgabenerfüllung liegenden Zweck zu verarbeiten. 
 
 

Kapitel 5 
Besondere Gefahrenlagen 

 
§ 18 

Nutzung von Cloud-Diensten 
 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten mit einem Cloud-Dienst gilt ergänzend zu den 
Vorschriften der §§ 5 ff.: 
 
(1) Es sind primär bereits geprüfte und freigegebene Cloud-Dienste zu nutzen. 

 
(2) 1Vor der Nutzung anderer Cloud-Dienste ist anhand nachfolgender Aspekte zu prüfen, ob 

die erforderlichen Sicherheitsanforderungen erfüllt werden. 2Folgende Aspekte können 
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a) ungeplante vorzeitige Vertragsbeendigung durch den Diensteanbieter, 
b) unzureichend gesicherte administrative Zugänge, 
c) mangelnde Portabilität von personenbezogenen Daten und IT-Systemen, 
d) generelle Abhängigkeit vom Cloud-Diensteanbieter mangels Wechselmöglichkeit, 
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h) hohe Mobilität der Informationen sowie 
i) unbefugter Zugriff auf Informationen beispielsweise durch Administrationspersonal 
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(3) Vor der Nutzung des Cloud-Dienstes ist in Abhängigkeit von der Risikoanalyse eine Exit-
Strategie zu definieren (z. B. Datenlöschung, Datenübertragung). 

 
§ 19 

Autorisierte Programme 
 

Auf dienstlichen IT-Systemen dürfen ausschließlich vom Verantwortlichen autorisierte 
Programme und Kommunikationstechnologien verwendet werden. 
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§ 20 
Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken 

 
1Die Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken ist grundsätzlich unzulässig. 
2Ausnahmen regelt der Verantwortliche unter Beachtung der jeweils geltenden gesetzlichen 
Regelungen. 

 
§ 21 

Nutzung privater IT-Systeme zu dienstlichen Zwecken 
 

(1) 1Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf privaten IT-Systemen zu dienstlichen 
Zwecken ist grundsätzlich unzulässig. 2Sie kann als Ausnahme von dem 
Verantwortlichen unter Beachtung der jeweils geltenden gesetzlichen Regelungen 
zugelassen werden.  
 

(2) 1Die Zulassung erfolgt schriftlich und beinhaltet mindestens 
 

a) die Angabe der Gründe, aus denen die Nutzung des privaten IT-Systems 
erforderlich ist, 

b) eine Regelung über den Einsatz einer zentralisierten Verwaltung von Mobilgeräten 
(z.B. Mobile Device Management) auf dem privaten IT-System des oder der 
Mitarbeitenden, 

c) das Recht des Verantwortlichen zur Löschung durch Fernzugriff aus wichtigem und 
unabweisbarem Grund; ein wichtiger und unabweisbarer Grund liegt insbesondere 
vor, wenn der Schutz personenbezogener Daten Dritter nicht auf andere Weise 
sichergestellt werden kann, 

d) eine jederzeitige Überprüfungsmöglichkeit des Verantwortlichen, 
e) die Dauer der Nutzung des privaten IT-Systems für dienstliche Zwecke, 
f) das Recht des Verantwortlichen festzulegen, welche Programme verwendet oder 

nicht verwendet werden dürfen sowie 
g) die Verpflichtung zum Nachweis einer Löschung der zu dienstlichen Zwecken 

verarbeiteten personenbezogenen Daten, wenn die Freigabe der Nutzung des 
privaten IT-Systems endet, das IT-System weitergegeben oder verschrottet wird. 

 
2Ergänzend ist dem oder der betreffenden Mitarbeitenden eine spezifische 
Handlungsanweisung auszuhändigen, die Regelungen zur Nutzung des privaten IT-
Systems enthält.  
 

(3) Der Zugang von privaten IT-Systemen über sogenannte webbasierte Lösungen kann mit 
den Mitarbeitenden vereinbart werden, soweit alle datenschutzrechtlichen 
Voraussetzungen für eine sichere Nutzung gegeben sind. 

 
(4) 1Die Weiterleitung dienstlicher personenbezogener Daten auf private E-Mail-Konten ist 

unzulässig. 2Dies gilt auch für personalisierte E-Mail-Adressen. 3Ausnahmeregelungen 
können von dem Verantwortlichen getroffen werden, soweit das datenschutzrechtliche 
Schutzniveau, insbesondere nach dem KDG-VDD oder dieser 
Durchführungsverordnung, nicht unterschritten wird. 

 
(5) Der oder die Mitarbeitende hat sicherzustellen, dass unberechtigte Dritte, insbesondere 

Familienmitglieder, keinen Zugriff auf dienstliche personenbezogene Daten haben. 
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§ 22 
Externe Zugriffe, Auftragsverarbeitung 

 
(1) 1Der Zugriff aus und von anderen IT-Systemen durch Externe (z.B. externe Dienstleister, 

externe Dienststellen) schafft besondere Gefahren hinsichtlich der Ausspähung von 
Daten. 2Derartige Zugriffe dürfen nur aufgrund vertraglicher Vereinbarung erfolgen. 
3Insbesondere mit Auftragsverarbeitern, die nicht den Regelungen des KDG unterfallen, 
ist grundsätzlich neben der Anwendung der EU-Datenschutzgrundverordnung die 
Anwendung des KDG zu vereinbaren. 

 
(2) Bei Zugriffen durch Externe ist mit besonderer Sorgfalt darauf zu achten und nicht nur 

vertraglich, sondern nach Möglichkeit auch technisch sicherzustellen, dass keine Kopien 
der personenbezogenen Datenbestände gefertigt werden können.  

 
(3) 1Muss dem Externen bei Vornahme der Arbeiten ein Systemzugang eröffnet werden, ist 

dieser Zugang entweder zu befristen oder unverzüglich nach Beendigung der Arbeiten zu 
deaktivieren. 2Im Zuge dieser Arbeiten vergebene Passwörter sind nach Beendigung der 
Arbeiten unverzüglich zu ändern. 

 
(4) Bei der dauerhaften Inanspruchnahme von externen IT-Dienstleistern sind geeignete 

vergleichbare Regelungen zu treffen. 
 

(5) 1Eine Fernwartung von IT-Systemen darf darüber hinaus nur erfolgen, wenn der Beginn 
aktiv seitens des Auftraggebers eingeleitet wurde, über sichere Verbindungen erfolgt und 
die Fernwartung systemseitig protokolliert wird. 2Im Falle der Einbeziehung externer 
Dienstleister sind auch die datenschutzrechtlichen Anforderungen und 
Verantwortlichkeiten sowie technische Schutzmaßnahmen vertraglich zu regeln. 

 
(6) Die Verbringung von IT-Systemen mit Daten der Datenschutzklasse III zur Durchführung 

von Wartungsarbeiten in den Räumen eines Externen darf nur erfolgen, wenn die 
Durchführung der Wartungsarbeiten in eigenen Räumen nicht möglich ist und sie unter 
den Bedingungen einer Auftragsverarbeitung erfolgt. 

 
§ 23 

Verschrottung und Vernichtung von IT-Systemen, 
Abgabe von IT-Systemen zur weiteren Nutzung 

 
(1) 1Bei der Verschrottung bzw. der Vernichtung von IT-Systemen im Sinne des § 4 Abs. 2 

Nr. 1 dieser Verordnung, insbesondere Datenträgern, Faxgeräten und Druckern, sind den 
jeweiligen DIN-Normen entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, die die Lesbarkeit oder 
Wiederherstellbarkeit der Daten zuverlässig ausschließen. 2Dies gilt auch für den Fall der 
Abgabe von IT-Systemen, insbesondere Datenträgern, zur weiteren Nutzung. 
 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Verschrottung, Vernichtung oder Abgabe von privaten IT-
Systemen, die gemäß § 20 zu dienstlichen Zwecken genutzt werden. 

 
§ 24 

Passwortlisten der Systemverwaltung 
 

Alle nicht zurücksetzbaren Passwörter (z.B. BIOS- und Administrationspasswörter) sind 
besonders gesichert aufzubewahren. 



Kirchliches Amtsblatt Münster 2026 Nr. 9 45513 
 

§ 20 
Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken 

 
1Die Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken ist grundsätzlich unzulässig. 
2Ausnahmen regelt der Verantwortliche unter Beachtung der jeweils geltenden gesetzlichen 
Regelungen. 

 
§ 21 

Nutzung privater IT-Systeme zu dienstlichen Zwecken 
 

(1) 1Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf privaten IT-Systemen zu dienstlichen 
Zwecken ist grundsätzlich unzulässig. 2Sie kann als Ausnahme von dem 
Verantwortlichen unter Beachtung der jeweils geltenden gesetzlichen Regelungen 
zugelassen werden.  
 

(2) 1Die Zulassung erfolgt schriftlich und beinhaltet mindestens 
 

a) die Angabe der Gründe, aus denen die Nutzung des privaten IT-Systems 
erforderlich ist, 

b) eine Regelung über den Einsatz einer zentralisierten Verwaltung von Mobilgeräten 
(z.B. Mobile Device Management) auf dem privaten IT-System des oder der 
Mitarbeitenden, 

c) das Recht des Verantwortlichen zur Löschung durch Fernzugriff aus wichtigem und 
unabweisbarem Grund; ein wichtiger und unabweisbarer Grund liegt insbesondere 
vor, wenn der Schutz personenbezogener Daten Dritter nicht auf andere Weise 
sichergestellt werden kann, 

d) eine jederzeitige Überprüfungsmöglichkeit des Verantwortlichen, 
e) die Dauer der Nutzung des privaten IT-Systems für dienstliche Zwecke, 
f) das Recht des Verantwortlichen festzulegen, welche Programme verwendet oder 

nicht verwendet werden dürfen sowie 
g) die Verpflichtung zum Nachweis einer Löschung der zu dienstlichen Zwecken 

verarbeiteten personenbezogenen Daten, wenn die Freigabe der Nutzung des 
privaten IT-Systems endet, das IT-System weitergegeben oder verschrottet wird. 

 
2Ergänzend ist dem oder der betreffenden Mitarbeitenden eine spezifische 
Handlungsanweisung auszuhändigen, die Regelungen zur Nutzung des privaten IT-
Systems enthält.  
 

(3) Der Zugang von privaten IT-Systemen über sogenannte webbasierte Lösungen kann mit 
den Mitarbeitenden vereinbart werden, soweit alle datenschutzrechtlichen 
Voraussetzungen für eine sichere Nutzung gegeben sind. 

 
(4) 1Die Weiterleitung dienstlicher personenbezogener Daten auf private E-Mail-Konten ist 

unzulässig. 2Dies gilt auch für personalisierte E-Mail-Adressen. 3Ausnahmeregelungen 
können von dem Verantwortlichen getroffen werden, soweit das datenschutzrechtliche 
Schutzniveau, insbesondere nach dem KDG-VDD oder dieser 
Durchführungsverordnung, nicht unterschritten wird. 

 
(5) Der oder die Mitarbeitende hat sicherzustellen, dass unberechtigte Dritte, insbesondere 

Familienmitglieder, keinen Zugriff auf dienstliche personenbezogene Daten haben. 
 

14 
 

§ 22 
Externe Zugriffe, Auftragsverarbeitung 

 
(1) 1Der Zugriff aus und von anderen IT-Systemen durch Externe (z.B. externe Dienstleister, 

externe Dienststellen) schafft besondere Gefahren hinsichtlich der Ausspähung von 
Daten. 2Derartige Zugriffe dürfen nur aufgrund vertraglicher Vereinbarung erfolgen. 
3Insbesondere mit Auftragsverarbeitern, die nicht den Regelungen des KDG unterfallen, 
ist grundsätzlich neben der Anwendung der EU-Datenschutzgrundverordnung die 
Anwendung des KDG zu vereinbaren. 

 
(2) Bei Zugriffen durch Externe ist mit besonderer Sorgfalt darauf zu achten und nicht nur 

vertraglich, sondern nach Möglichkeit auch technisch sicherzustellen, dass keine Kopien 
der personenbezogenen Datenbestände gefertigt werden können.  

 
(3) 1Muss dem Externen bei Vornahme der Arbeiten ein Systemzugang eröffnet werden, ist 

dieser Zugang entweder zu befristen oder unverzüglich nach Beendigung der Arbeiten zu 
deaktivieren. 2Im Zuge dieser Arbeiten vergebene Passwörter sind nach Beendigung der 
Arbeiten unverzüglich zu ändern. 

 
(4) Bei der dauerhaften Inanspruchnahme von externen IT-Dienstleistern sind geeignete 

vergleichbare Regelungen zu treffen. 
 

(5) 1Eine Fernwartung von IT-Systemen darf darüber hinaus nur erfolgen, wenn der Beginn 
aktiv seitens des Auftraggebers eingeleitet wurde, über sichere Verbindungen erfolgt und 
die Fernwartung systemseitig protokolliert wird. 2Im Falle der Einbeziehung externer 
Dienstleister sind auch die datenschutzrechtlichen Anforderungen und 
Verantwortlichkeiten sowie technische Schutzmaßnahmen vertraglich zu regeln. 

 
(6) Die Verbringung von IT-Systemen mit Daten der Datenschutzklasse III zur Durchführung 

von Wartungsarbeiten in den Räumen eines Externen darf nur erfolgen, wenn die 
Durchführung der Wartungsarbeiten in eigenen Räumen nicht möglich ist und sie unter 
den Bedingungen einer Auftragsverarbeitung erfolgt. 

 
§ 23 

Verschrottung und Vernichtung von IT-Systemen, 
Abgabe von IT-Systemen zur weiteren Nutzung 

 
(1) 1Bei der Verschrottung bzw. der Vernichtung von IT-Systemen im Sinne des § 4 Abs. 2 

Nr. 1 dieser Verordnung, insbesondere Datenträgern, Faxgeräten und Druckern, sind den 
jeweiligen DIN-Normen entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, die die Lesbarkeit oder 
Wiederherstellbarkeit der Daten zuverlässig ausschließen. 2Dies gilt auch für den Fall der 
Abgabe von IT-Systemen, insbesondere Datenträgern, zur weiteren Nutzung. 
 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Verschrottung, Vernichtung oder Abgabe von privaten IT-
Systemen, die gemäß § 20 zu dienstlichen Zwecken genutzt werden. 

 
§ 24 

Passwortlisten der Systemverwaltung 
 

Alle nicht zurücksetzbaren Passwörter (z.B. BIOS- und Administrationspasswörter) sind 
besonders gesichert aufzubewahren. 
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§ 25 
Übermittlung personenbezogener Daten per Fax 

 
1Die Übermittlung personenbezogener Daten per Fax ist grundsätzlich unzulässig. 2In 
spezifischen Bestimmungen können Ausnahmen, insbesondere Übergangsbestimmungen, 
vorgesehen werden; dabei sind die Vorschriften der §§ 5 ff. und die jeweils aktuellen 
Sicherheitsstandards zu beachten.  
 

§ 26 
Sonstige Formen der Übermittlung personenbezogener Daten 

 
(1) 1E-Mails, die personenbezogene Daten der Datenschutzklasse II oder III enthalten, dürfen 

ausschließlich im Rahmen eines geschlossenen und gesicherten Netzwerks oder in 
verschlüsselter Form mit geeignetem Verschlüsselungsverfahren übermittelt werden. 
2Das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand der Technik und dem jeweiligen 
Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen auszuwählen. 

  
(2) Eine Übermittlung personenbezogener Daten per E-Mail an Postfächer, auf die mehr als 

eine Person Zugriff haben (sog. Funktionspostfächer), ist in Fällen personenbezogener 
Daten der Datenschutzklassen II und III grundsätzlich nur zulässig, wenn durch vorherige 
Abstimmung mit dem Empfänger sichergestellt ist, dass ausschließlich autorisierte 
Personen Zugriff auf dieses Postfach haben. 

 
(3) Für die Übermittlung von Video- und Sprachdaten insbesondere im Zusammenhang mit 

Video- und Telefonkonferenzen gilt Absatz 1 unter Berücksichtigung des aktuellen 
Standes der Technik entsprechend.  

 
§ 27 

Kopier- / Scangeräte 
 

Bei Kopier-/Scangeräten mit eigener Speichereinheit ist sicherzustellen, dass ein Zugriff auf 
personenbezogene Daten durch unberechtigte Mitarbeitende oder sonstige Dritte nicht möglich 
ist. 
 

Kapitel 6 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
§ 28 

Inkrafttreten 
 
Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. August 2026 in Kraft. 
 
 
Münster, 30. September 2026 

 

 

+ Dr. Heiner Wilmer   L.S. 
 
Vorsitzender der Vollversammlung 
des Verbandes der Diözesen Deutschlands  

Münster, 31. Juli 2026

L.S.					     + Dr. Heiner Wilmer 						    
				    Vorsitzender der Vollversammlung					   
			         des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
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			   Verlautbarungen der Deutschen Bischöfe 

Art. 144          Aufruf der deutschen Bischöfe zum Sonntag der Weltmission 2026 

Liebe Schwestern und Brüder,

„Sei mutig und stark“ – dieses Wort aus dem Buch Josua (1,6) steht über dem Sonn-
tag der Weltmission 2026. Es lenkt unseren Blick nach Madagaskar, wo viele Men-
schen jeden Tag mutig und stark um das Nötigste ringen müssen: um Nahrung, um 
medizinische Hilfe, um Bildung für die Kinder.

Die Kirche in Madagaskar unterstützt sie dabei. Besonders in den ländlichen Ge-
bieten ist sie oft die einzige Institution, die soziale und medizinische Dienste oder 
Bildungsmöglichkeiten anbietet. Sie ermutigt die Menschen auch, selbst für eine 
bessere Zukunft ihres Landes zu kämpfen. Zugleich stärkt sie die Christen in ihrem 
Glauben.

Seit 100 Jahren erinnert uns der Sonntag der Weltmission daran, dass wir Christin-
nen und Christen weltweit zusammengehören. Das Hilfswerk Missio ist dieser glo-
balen Solidarität verpflichtet. Bitte unterstützen Sie die wichtige Arbeit von Missio 
und seinen Projektpartnern. Helfen Sie mit, dass sich die Kirche in Madagaskar und 
in anderen Ländern dieser Welt für die Armen und Benachteiligten engagieren kann.

Kollektenankündigung am Sonntag der Weltmission 2026, dem 25. Oktober 2026

Die heutige Kollekte ist für die Arbeit von Missio bestimmt. Das Hilfswerk unter-
stützt die Kirche in Afrika, Asien und Ozeanien. Es geht dabei um pastorale und 
soziale Projekte, die insbesondere den Armen zugute kommen. Bitte beteiligen Sie 
sich an dieser weltweiten Solidaritätsaktion mit einer großzügigen Spende. Haben 
Sie herzlichen Dank!

Der Aufruf und die Kollektenankündigung sollen in den Amtsblättern veröffentlicht werden. Es 
wird empfohlen, den Aufruf am 18. Oktober 2026 in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) 
zu verlesen. In jedem Fall ist dafür Sorge zu tragen, dass er den Gemeinden in geeigneter Weise 
bekannt gemacht wird (Pfarrbrief, Homepage, Aushang usw.). Die Verlesung der Kollektenankün-
digung am Tag der Kollekte selbst (z. B. nach den Fürbitten) ist obligatorisch. Die Kollekte am Welt-
missionssonntag, dem 25. Oktober 2026 (und am Vorabend), ist ausschließlich für die Päpstlichen 
Missio-Werke in Aachen und München bestimmt.
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§ 25 
Übermittlung personenbezogener Daten per Fax 

 
1Die Übermittlung personenbezogener Daten per Fax ist grundsätzlich unzulässig. 2In 
spezifischen Bestimmungen können Ausnahmen, insbesondere Übergangsbestimmungen, 
vorgesehen werden; dabei sind die Vorschriften der §§ 5 ff. und die jeweils aktuellen 
Sicherheitsstandards zu beachten.  
 

§ 26 
Sonstige Formen der Übermittlung personenbezogener Daten 

 
(1) 1E-Mails, die personenbezogene Daten der Datenschutzklasse II oder III enthalten, dürfen 

ausschließlich im Rahmen eines geschlossenen und gesicherten Netzwerks oder in 
verschlüsselter Form mit geeignetem Verschlüsselungsverfahren übermittelt werden. 
2Das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand der Technik und dem jeweiligen 
Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen auszuwählen. 

  
(2) Eine Übermittlung personenbezogener Daten per E-Mail an Postfächer, auf die mehr als 

eine Person Zugriff haben (sog. Funktionspostfächer), ist in Fällen personenbezogener 
Daten der Datenschutzklassen II und III grundsätzlich nur zulässig, wenn durch vorherige 
Abstimmung mit dem Empfänger sichergestellt ist, dass ausschließlich autorisierte 
Personen Zugriff auf dieses Postfach haben. 

 
(3) Für die Übermittlung von Video- und Sprachdaten insbesondere im Zusammenhang mit 

Video- und Telefonkonferenzen gilt Absatz 1 unter Berücksichtigung des aktuellen 
Standes der Technik entsprechend.  

 
§ 27 

Kopier- / Scangeräte 
 

Bei Kopier-/Scangeräten mit eigener Speichereinheit ist sicherzustellen, dass ein Zugriff auf 
personenbezogene Daten durch unberechtigte Mitarbeitende oder sonstige Dritte nicht möglich 
ist. 
 

Kapitel 6 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
§ 28 

Inkrafttreten 
 
Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. August 2026 in Kraft. 
 
 
Münster, 30. September 2026 

 

 

+ Dr. Heiner Wilmer   L.S. 
 
Vorsitzender der Vollversammlung 
des Verbandes der Diözesen Deutschlands  
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				              Erlasse des Bischofs

Art. 145          Beschluss der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen vom 24. Juni 2026 			 
	            - Änderung der Kirchlichen Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) - 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 
24. Juni 2026 beschlossen:

I)	 Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, 
Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom 15.12.1971 (Kirchliches 
Amtsblatt Münster 1971, Art. 305), zuletzt geändert am 15.04.2026 (Kirchliches Amtsblatt 
Münster 2026, Art. 81), wird wie folgt geändert:

1.	 § 40b wird wie folgt neu gefasst:

„§ 40b Kurzarbeit

Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen für den rechtsverbindlichen Bezug von 
Kurzarbeitergeld gemäß SGB III kann nach Maßgabe der Anlage 32 Kurzarbeit durch 
Dienstvereinbarung, in Einrichtungen ohne Mitarbeitervertretung durch mit jedem 
Mitarbeiter gesondert abgeschlossene schriftliche Vereinbarung, eingeführt werden.“

2.	 In § 46a werden die Worte „der Anlage 22a“ durch die Worte „der Anlagen 22 und 22a“ 
ersetzt.

3.	 Die Anlage 22 wird wie folgt neu gefasst:

„Anlage 22 – Bestimmungen über Altersteilzeitarbeit (§ 46a KAVO)

Gültig ab 1. Januar 2027

§ 1 Geltungsbereich

Diese Bestimmungen gelten für Mitarbeiter, auf deren Arbeitsverhältnis die Kirchliche 
Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) Anwendung findet.

§ 2 Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses

Dienstgeber und Mitarbeiter können im gegenseitigen Einvernehmen die Änderung 
des Arbeitsverhältnisses in ein Altersteilzeitarbeitsverhältnis auf der Grundlage des 
Altersteilzeitgesetzes (AltTZG) vom 23. Juli 1996 in der jeweils geltenden Fassung 
vereinbaren.

§ 3 Persönliche Voraussetzungen für Altersteilzeit

(1)	 Altersteilzeit nach diesen Bestimmungen setzt voraus, dass der Mitarbeiter

a)	 das 60. Lebensjahr vollendet hat und

b)	 innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitarbeit mindestens 1080 
Kalendertage in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch gestanden hat.

(2)	 Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss sich zumindest bis zu dem Zeitpunkt erstrecken, 
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ab dem eine Rente wegen Alters beansprucht werden kann und darf die Dauer von 
sechs Jahren nicht überschreiten.

§ 4 Weitere Voraussetzungen und Modelle des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses

(1)	 Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss ein versicherungspflichtiges Beschäftigungs-
verhältnis im Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sein.

(2)	 Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit während des Altersteilzeitarbeits-
verhältnisses beträgt die Hälfte der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit. Für die 
Berechnung der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit gilt § 6 Abs. 2 AltTZG; dabei 
bleiben Arbeitszeiten außer Betracht, die die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
eines entsprechenden vollbeschäftigten Mitarbeiters überschritten haben.

(3)	 Die während der Dauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses zu leistende Arbeit kann 
so verteilt werden, dass sie

a)	 durchgehend erbracht wird (Teilzeitmodell) oder

b)	 in der ersten Hälfte des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses geleistet und der 
Mitarbeiter anschließend von der Arbeit unter Fortzahlung der Leis¬tungen nach 
Maßgabe des § 5 freigestellt wird (Blockmodell).

§ 5 Entgelt und Aufstockungsleistungen

(1)	 Der Mitarbeiter erhält während der Gesamtdauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
im Teilzeitmodell (§ 4 Abs. 3 Buchst. a) das Tabellenentgelt und alle sonstigen 
Entgeltbestandteile in Höhe der sich für entsprechende Teilzeitbeschäftigte nach § 29 
Abs. 2 KAVO ergebenden Beträge. Maßgebend ist die durchschnittliche wöchentliche 
Arbeitszeit nach § 4 Abs. 2.

(2)	 Der Mitarbeiter erhält während der Arbeitsphase des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
im Blockmodell (§ 4 Abs. 3 Buchst. b) das Tabellenentgelt und alle sonstigen 
Entgeltbestandteile in Höhe der Hälfte des Entgelts, das er jeweils erhalten würde, wenn 
er mit der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 4 Abs. 2 Satz 2) weitergearbeitet 
hätte; die andere Hälfte des Entgelts fließt in das Wertguthaben (§ 7b SGB IV) und 
wird in der Freistellungsphase ratierlich ausgezahlt. Das Wertguthaben erhöht sich bei 
allgemeinen Tariferhöhungen in der von der Regional-KODA jeweils festzulegenden 
Höhe. 

(3)	 Das dem Mitarbeiter nach Absatz 1 oder 2 zustehende Entgelt wird nach Maßgabe 
der Sätze 2 und 3 um 20 v.H. aufgestockt. Bemessungsgrundlage für die Aufstockung 
ist das Regelarbeitsentgelt für die Teilzeitarbeit (§ 6 Abs. 1 AltTZG). Steuerfreie 
Entgeltbestandteile und Entgelte, die einmalig (z.B. Weihnachtszuwendung) oder 
die nicht für die vereinbarte Arbeitszeit (z.B. Überstunden- oder Mehrarbeitsentgelt) 
gezahlt werden, sowie Sachbezüge, die während der Gesamtdauer des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses unvermindert zustehen, gehören nicht zum 
Regelarbeitsentgelt und bleiben bei der Aufstockung unberücksichtigt. Sätze 1 bis 3 
gelten für das bei Altersteilzeit im Blockmodell in der Freistellungsphase auszukehrende 
Wertguthaben entsprechend.

(4)	 Neben den vom Dienstgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträgen für das nach 
Absatz 1 oder 2 zustehende Entgelt entrichtet der Dienstgeber zusätzliche Beiträge zur 
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gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenauf¬stockung) nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b 
i.V.m. § 6 Abs. 1 AltTZG. Für von der Versicherungspflicht befreite Mitarbeiter im Sinne 
von § 4 Abs. 2 AltTZG gilt Satz 1 entsprechend.

(5)	 In Fällen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit besteht ein Anspruch auf Leistungen 
nach Absätzen 1 bis 4 längstens für die Dauer der Entgeltfortzahlung nach § 30 Abs. 
1 Satz 1 KAVO. Für die Zeit der Zahlung des Krankengeldzuschusses (§ 30 Abs. 2 bis 4 
KAVO), längstens bis zum Ende der 26. Krankheitswoche, wird der Aufstockungsbetrag 
gemäß Absatz 3 in Höhe des kalendertäglichen Durchschnitts des in den letzten drei 
abgerechneten Kalendermonaten maßgebenden Aufstockungsbetrages gezahlt.

§ 6 Verteilung des Urlaubs im Blockmodell

Für den Mitarbeiter, der Altersteilzeit im Blockmodell (§ 4 Abs. 3 Buchst. b) leistet, besteht 
kein Urlaubsanspruch für die Zeit der Freistellung von der Arbeit. Im Kalenderjahr des 
Übergangs von der Beschäftigung zur Freistellung hat der Mitarbeiter für jeden vollen 
Beschäftigungsmonat Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs.

§ 7 Nebentätigkeit

§ 10 KAVO bleibt unberührt. 

§ 8 Verlängerung der Arbeitsphase im Blockmodell bei Krankheit

Ist der Mitarbeiter bei Altersteilzeitarbeit im Blockmodell während der Arbeitsphase über 
den Zeitraum der Entgeltfortzahlung (§ 30 Abs. 1 Satz 1 KAVO) hinaus arbeitsunfähig erkrankt, 
verlängert sich die Arbeitsphase um die Hälfte des den Entgeltfortzahlungszeitraum 
übersteigenden Zeitraums der Arbeitsunfähigkeit; in dem gleichen Umfang verkürzt sich 
die Freistellungsphase.

§ 9 Ende des Arbeitsverhältnisses

(1)	 Das Arbeitsverhältnis endet zu dem in der Altersteilzeitvereinbarung fest¬gelegten 
Zeitpunkt.

(2)	 Das Arbeitsverhältnis endet unbeschadet der sonstigen Beendigungstat¬bestände der 
KAVO

a)	 mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalendermonat, von dem an der Mitarbeiter 
eine abschlagsfreie Rente wegen Alters beanspruchen kann oder

b)	 mit Beginn des Kalendermonats, für den der Mitarbeiter eine Rente wegen Alters 
tatsächlich bezieht.

(3)	 Endet bei einem Mitarbeiter, der im Rahmen der Altersteilzeit nach dem Blockmodell 
beschäftigt wird, das Arbeitsverhältnis vorzeitig, hat er Anspruch auf eine etwaige 
Differenz zwischen den erhaltenen Entgelten und dem Entgelt für den Zeitraum seiner 
tatsächlichen Beschäftigung, die er ohne Eintritt in die Altersteilzeit erzielt hätte, 
vermindert um die vom Dienstgeber gezahlten Aufstockungsleistungen. Bei Tod des 
Mitarbeiters steht dieser Anspruch den Erben zu.
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§ 10 Dienstvereinbarungen

In einer Dienstvereinbarung können von den §§ 2 bis 9 abweichende Regelungen 
vereinbart werden. Abweichende Regelungen sind nur zulässig, soweit die gesetzlichen 
Mindestvoraussetzungen für Altersteilzeit nach dem AltTZG nicht unterschritten werden.

§ 11 Übergangsvorschrift

Auf Altersteilzeitarbeitsverhältnisse, die vor dem 1. Januar 2027 begonnen haben, finden 
diese Bestimmungen keine Anwendung.

§ 12 Inkrafttreten, Geltungsdauer

(1)	 Diese Bestimmungen treten am 1. Januar 2027 in Kraft. 

(2)	 Diese Bestimmungen gelten für Mitarbeiter, die bis zum 31. Dezember 2033 die 
jeweiligen tariflichen Voraussetzungen erfüllen und deren Altersteilzeitarbeitsverhältnis 
vor dem 1. Januar 2034 begonnen hat.“

4.	 Nach Anlage 31 wird eine Anlage 32 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

„Bestimmungen zur Kurzarbeit (§ 40b KAVO)

§ 1 Kurzarbeit

(1)	 Diese Anlage gilt für Mitarbeiter in einem ungekündigten Arbeitsverhältnis im 
Geltungsbereich dieser Ordnung (§ 1 KAVO). Durch Dienstvereinbarung können 
bestimmte Beschäftigtengruppen von der Kurzarbeit ausgenommen werden.

(2)	 Dienstvereinbarungen zur Kurzarbeit, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Anlage (§ 9) bereits gelten, bleiben unberührt.

(3)	 Für die Berechnung des Tabellenentgelts (§ 23 KAVO), der kinderbezogenen 
Entgeltbestandteile (§ 8 Anlage 27 KAVO) und des Entgelts im Krankheitsfall gemäß § 30 
KAVO gilt § 29 Abs. 2 KAVO entsprechend. Für die Anwendung sonstiger Bestimmungen 
der KAVO bleibt die Kürzung der arbeitsvertraglich vereinbarten Arbeitszeit und die 
sich daraus ergebende Minderung des Entgelts außer Betracht. 

(4)	 Mitarbeiter, deren Arbeitszeit länger als drei zusammenhängende Wochen verkürzt 
worden ist, können ihr Dienstverhältnis mit einer Frist von einem Monat zum 
Monatsende kündigen. 

§ 2 Voraussetzungen der Einführung und Ausgestaltung der Kurzarbeit

(1)	 Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen gemäß SGB III kann der Dienstgeber 
nach Abschluss einer Dienstvereinbarung Kurzarbeit anordnen. Die Dienstvereinbarung 
legt ein Datum des Beginns der Kurzarbeit oder einen Zeitraum, in dem die Kurzarbeit 
beginnt, fest. Dieser Zeitraum beträgt höchstens zwei Monate ab Abschluss der 
Dienstvereinbarung. Die Mitarbeitervertretung ist über die beabsichtigte Einführung 
von Kurzarbeit unverzüglich und umfassend zu informieren. Die gesetzlichen 
Rechte der Mitarbeitervertretung bleiben darüber hinaus bestehen, soweit durch 
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diese Anlage keine abschließende Regelung getroffen wird. In Einrichtungen ohne 
Mitarbeitervertretung ist die Kurzarbeit mit jedem betroffenen Mitarbeiter gesondert 
schriftlich zu vereinbaren.

(2)	 Der Beginn der Kurzarbeit ist den von Kurzarbeit betroffenen Mitarbeitern mit einer 
Frist von fünf Kalendertagen anzukündigen. Sieht die Dienstvereinbarung einen 
konkreten Beginn vor, gilt als Ankündigung die Bekanntgabe der Dienstvereinbarung 
im Sinne des Absatzes 1. Sieht die Dienstvereinbarung einen Zeitraum für den Beginn 
der Kurzarbeit im Sinne des Absatzes 1 vor, so ist der Beginn den Mitarbeitern auf 
einrichtungsüblichem Wege bekannt zu machen.

§ 3 Umfang der Kurzarbeit

Die Kurzarbeit kann in Einrichtungen sowie Teilen derselben, nicht jedoch für einzelne 
Mitarbeiter, eingeführt werden. Die Kurzarbeit kann bis zu einer Herabsetzung der 
Arbeitszeit auf null Stunden eingeführt werden.

§ 4 Anzeige und Antrag bei der Agentur für Arbeit – Information durch den Dienstgeber

(1)	 Der Dienstgeber zeigt im Falle der Notwendigkeit von Kurzarbeit den Arbeitsausfall 
unverzüglich bei der zuständigen Agentur für Arbeit an und stellt die Anträge zur 
Gewährung von Kurzarbeitergeld.

(2)	 Die Mitarbeitervertretung erhält Kopien der Anzeige, des Erstantrags mit Anlagen und 
der Bescheide der Agentur für Arbeit.

(3)	 Im Falle des § 2 Abs. 1 Satz 6 hat der Dienstgeber den Mitarbeitern die für sie 
erforderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen.

§ 5 Aufstockung des Kurzarbeitergeldes

(1)	 Die Mitarbeiter, die von der Kurzarbeit betroffen sind, erhalten vom Dienstgeber 
zusätzlich zum verkürzten Entgelt und dem von der Agentur für Arbeit zu erwartenden 
Kurzarbeitergeld eine Aufstockungszahlung. Mitarbeiter, die mindestens für ein Kind 
unterhaltspflichtig sind, erhalten eine Aufstockung auf 87 v.H., die sonstigen Mitarbeiter 
auf 80 v.H. des nach § 106 SGB III berechneten pauschalierten Nettoentgelts aus dem 
Soll-Entgelt. Durch Dienstvereinbarung kann diese Aufstockung erhöht oder verringert 
werden.

(2)	 Ungekürzt weitergezahlt werden vermögenswirksame Leistungen (§ 27 KAVO), die 
Weihnachtszuwendung (§ 33a KAVO) und das Leistungsentgelt (§ 26 KAVO) bzw. die 
pauschale Jahreszahlung (§ 26a KAVO).

(3)	 Der Aufstockungsbetrag ist kein monatliches Entgelt und wird deshalb bei tariflichen 
Leistungen, deren Höhe vom Entgelt abhängig ist, nicht berücksichtigt.

(4)	 Werden während der Kurzarbeit betriebsbedingte Kündigungen gegenüber Mitarbeitern 
ausgesprochen, die sich in Kurzarbeit befinden, endet die Kurzarbeit. Im Fall einer 
solchen betriebsbedingten Kündigung erhöht sich für die zweite Hälfte der in Kurzarbeit 
verbrachten Zeit, mindestens jedoch für die letzten zwei Monate der Kurzarbeit vor 
dem Ausspruch der betriebsbedingten Kündigung die Aufstockung nach § 5 Abs. 1 auf 
100 v.H. des nach § 106 SGB III berechneten pauschalierten Nettoentgelts aus dem Soll-
Entgelt. Hiervon kann durch Dienstvereinbarung nicht abgewichen werden.
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§ 6 Zahlung des Kurzarbeitergeldes und des Aufstockungsbetrages

Das Kurzarbeitergeld und der Aufstockungsbetrag werden zum Zeitpunkt der monatlichen 
Entgeltzahlung gemäß § 29 Abs. 1 KAVO durch den Dienstgeber gezahlt. Dies gilt 
unabhängig von dem Zahlungszeitpunkt durch die Agentur für Arbeit.

§ 7 Urlaub und Altersteilzeit

(1)	 Eine aus der Kurzarbeit resultierende Minderung des Umfanges des Anspruches auf 
Erholungsurlaub nach § 37 KAVO kann durch Dienstvereinbarung ganz oder teilweise 
ausgeschlossen werden.

(2)	 Für Mitarbeiter in der Arbeitsphase des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im 
Blockmodell kann § 10 Anlage 22a entsprechend angewendet werden. Die Aufstockung 
gemäß § 5 Abs. 1 ist kein Regelarbeitsentgelt im Sinne von § 7 Abs. 3 Satz 2 Anlage 22a.

§ 8 Veränderung der Kurzarbeit

Bei Unterbrechung, Ausweitung, Verlängerung oder Beendigung der Kurzarbeit ist die 
Mitarbeitervertretung im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte einzubeziehen. Die Änderungen 
müssen mit einer Frist von mindestens fünf Arbeitstagen angekündigt werden.

§ 9 Inkrafttreten

Diese Anlage tritt am 1. Juli 2026 in Kraft.“

II)	 Die Änderungen unter I) Nrn. 1 und 4 treten am 1. Juli 2026 in Kraft. Die Änderungen unter I) 
Nrn. 2 und 3 treten am 1. Januar 2027 in Kraft.

III)	 Inkraftsetzung

Den vorstehenden Beschluss setze ich hiermit für den nordrhein-westfälischen Teil des 
Bistums Münster in Kraft.

Münster, 10.08.2026

L.S.					     + Dr. Heiner Wilmer SCJ					   
					         Bischof von Münster

					                  Sarah Röser						    
				                       Bischöfliche Notarin

				       						                             AZ: R 711
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Art. 146      Anlage 1 zur Ordnung der Dienst- und Versorgungsbezüge der Priester im 			 
                        nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster vom 15. April 2019 			 
	                            (Kirchliches Amtsblatt Münster 2019, Nr. 8, Art. 63) 

A)	 Grundgehaltssätze

Das Grundgehalt gemäß § 5 der Priesterbesoldungs- und -versorgungsordnung bestimmt sich 
nach der Besoldungsgruppe

P 1 für Pfarrer mit eigenem Haushalt,								      
P 2 für Pfarrer ohne eigenen Haushalt,								      
P 3 für Kapläne mit eigenem Haushalt,								      
P 4 für Kapläne ohne eigenen Haushalt.

Ein Priester, dem freie Unterkunft und Verpflegung gewährt wird, gilt als „Pfarrer/Kaplan ohne 
eigenen Haushalt“ im Sinne dieser Anlage; er erhält als Grundgehalt zwei Drittel des Grundge-
haltes eines vergleichbaren „Pfarrers/Kaplans mit eigenem Haushalt“.

Die Grundgehaltssätze sind in den nachstehenden Tabellen ausgewiesen:

Monatsbeträge in Euro, gültig ab 01.04.2026

Dienstalterstufe Besoldungs- 
gruppe P 1

Pfarrer mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 2

Pfarrer ohne 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 3

Kaplan mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 4

Kaplan ohne 
Haushalt

3 3.762,63 2.628,20 3.700,98 2.586,72 
4 4.004,77 2.789,61 3.887,06 2.712,27 
5 4.253,62 2.956,64 4.073,14 2.836,70 
6 4.500,23 3.121,43 4.267,07 2.967,86 
7 4.755,82 3.289,58 4.457,64 3.094,53 
8 4.920,61 3.401,67 4.586,55 3.179,72 
9 5.091,00 3.516,02 4.715,46 3.269,40 

10 5.262,50 3.629,24 4.848,86 3.357,96 
11 5.430,65 3.743,58 4.980,02 3.440,91 
12 5.599,92 3.854,55 5.108,93 3.527,22 

      Monatsbeträge in Euro, gültig ab 01.03.2027

Dienstalterstufe Besoldungs- 
gruppe P 1

Pfarrer mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 2

Pfarrer ohne 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 3

Kaplan mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 4

Kaplan ohne 
Haushalt

3 3.837,88 2.680,76 3.775,00 2.638,45 
4 4.084,87 2.845,40 3.964,80 2.766,52 
5 4.338,69 3.015,77 4.154,60 2.893,43 
6 4.590,23 3.183,86 4.352,41 3.027,22 
7 4.850,94 3.355,37 4.546,79 3.156,42 
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8 5.019,02 3.469,70 4.678,28 3.243,31 
9 5.192,82 3.586,34 4.809,77 3.334,79 

10 5.367,75 3.701,82 4.945,84 3.425,12 
11 5.539,26 3.818,45 5.079,62 3.509,73 
12 5.711,92 3.931,64 5.211,11 3.597,76 

      Monatsbeträge in Euro, gültig ab 01.01.2028

Dienstalterstufe Besoldungs- 
gruppe P 1

Pfarrer mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 2

Pfarrer ohne 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 3

Kaplan mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 4

Kaplan ohne 
Haushalt

3 3.876,26 2.707,57 3.812,75 2.664,83 
4 4.125,72 2.873,85 4.004,45 2.794,19 
5 4.382,08 3.045,93 4.196,15 2.922,36 
6 4.636,13 3.215,70 4.395,93 3.057,49 
7 4.899,45 3.388,92 4.592,26 3.187,98 
8 5.069,21 3.504,40 4.725,06 3.275,74 
9 5.244,75 3.622,20 4.857,87 3.368,14 

10 5.421,43 3.738,84 4.995,30 3.459,37 
11 5.594,65 3.856,63 5.130,42 3.544,83 
12 5.769,04 3.970,96 5.263,22 3.633,74 

B)	 Wohnungszulage

Die Wohnungszulage gemäß § 14 Absatz 1 Buchstabe b der Priesterbesoldungs- und -versor-
gungsordnung beträgt ab dem 01.04.2026: 1.032,49 EUR, ab dem 01.03.2027 beträgt diese 
1.053,14 EUR, ab dem 01.01.2028 beträgt diese 1.063,67 EUR.

C)	 Schlussbestimmungen

Im Übrigen gilt die Priesterbesoldungs- und -versorgungsordnung des Bistums Münster in der 
jeweils gültigen Fassung.

D)	 In-Kraft-Treten

Diese Anlage tritt mit Wirkung vom 1. April 2026 in Kraft.

Münster, den 18.08.2026

L.S.					     + Dr. Heiner Wilmer SCJ						    
				                     Bischof von Münster

					                 Sarah Röser							     
			                                 Bischöfliche Notarin

				       						                             AZ: R 440



Kirchliches Amtsblatt Münster 2026 Nr. 9466

Art. 147         Anlage zur Ordnung über die Umzugskostenvergütung für Priester des 		
				    Bistums Münster vom 25. April 1994  

(1)	 Gemäß § 5 Absatz 3 der „Ordnung über die Umzugskostenvergütung für Priester des Bis-
tums Münster“ vom 25. April 1994 (KA Münster 1994, Nr. 10, Art. 99) wird der Grundbetrag 
für die Bemessung der Pauschalvergütung für sonstige Umzugsauslagen gemäß § 5 Absatz 1 
Nr. 1 und 2 der genannten Ordnung zum 01.04.2026 auf 6.381,49 EUR festgesetzt, ab dem 
01.03.2028 beträgt diese 6.509,12 EUR, ab dem 01.01.2028 beträgt diese 6.574,21 EUR.

(2)	 Die Pauschalvergütung für sonstige Umzugsauslagen und der Häufigkeitszuschlag betragen 
somit:

Beträge in Euro, gültig ab 01.04.2026

lfd. 
Nr.

für anspruchsberechtigte Priester Pauschalvergü-
tung für sonstige            
Umzugsauslagen

Häufigkeitszu-
schlag gemäß § 5 

Abs. 1 Nr. 4
1 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 1           

(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug) 

768,97  384,48  

2 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 2            
(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug   u n d   aufgenommener 
Person im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 
(z.B. Haushälterin) in der alten und in 
der neuen Wohnung)

1.537,94  768,97  

3 in den Fällen des § 5                                                                                 
Abs. 1 Nr. 3                                              
(Priester mit Wohnung nur vor oder nur 
nach dem Umzug oder ohne Wohnung 
vor und nach dem Umzug)

153,79  0,00  

Beträge in Euro, gültig ab 01.03.2027

lfd. 
Nr.

für anspruchsberechtigte Priester Pauschalvergü-
tung für sonstige            
Umzugsauslagen

Häufigkeitszu-
schlag gemäß § 5 

Abs. 1 Nr. 4
1 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 1           

(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug) 

784,35  392,17  

2 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 2            
(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug   u n d   aufgenommener 
Person im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 
(z.B. Haushälterin) in der alten und in 
der neuen Wohnung)

1.568,70  784,35  

3 in den Fällen des § 5                                                                                 
Abs. 1 Nr. 3                                              
(Priester mit Wohnung nur vor oder nur 
nach dem Umzug oder ohne Wohnung 
vor und nach dem Umzug)

156,87  0,00  
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Beträge in Euro, gültig ab 01.01.2028

lfd. 
Nr.

für anspruchsberechtigte Priester Pauschalvergü-
tung für sonstige            
Umzugsauslagen

Häufigkeitszu-
schlag gemäß § 5 

Abs. 1 Nr. 4
1 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 1           

(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug) 

792,19  396,10  

2 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 2            
(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug   u n d   aufgenommener 
Person im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 
(z.B. Haushälterin) in der alten und in 
der neuen Wohnung)

1.584,38  792,19  

3 in den Fällen des § 5                                                                                 
Abs. 1 Nr. 3                                              
(Priester mit Wohnung nur vor oder nur 
nach dem Umzug oder ohne Wohnung 
vor und nach dem Umzug)

158,44  0,00  

Diese Anlage tritt mit Wirkung vom 01.04.2026 in Kraft.

Münster, den 18.08.2026

L.S.					     + Dr. Heiner Wilmer SCJ						    
				                     Bischof von Münster

					                 Sarah Röser							     
			                                 Bischöfliche Notarin

				       						                             AZ: R 440
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 		       Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariats

Art. 148                          Hinweise zur Durchführung der Missio-Aktion 2026

Die Solidaritätsaktion zum Sonntag der Weltmission am 25. Oktober 2026 steht unter dem Leit-
wort „Sei mutig und stark“ (Jos 1,6) und lenkt den Blick auf Madagaskar, wo viele Menschen jeden 
Tag mutig und stark um das Nötigste ringen müssen. Die Kirche vor Ort unterstützt sie dabei – mit 
Bildung, medizinischer Versorgung, sozialen Diensten und Seelsorge.

Der Weltmissionssonntag wird 2026 in besonderer Weise begangen. Seit 100 Jahren verbindet 
dieser Tag die Kirche weltweit in Gebet, Solidarität und Verantwortung füreinander. Christinnen 
und Christen sind über Grenzen hinweg miteinander verbunden und tragen gemeinsam Verant-
wortung für die Glaubensgeschwister weltweit.

In seiner Botschaft zum Weltmissionssonntag 2026 erinnert Papst Leo XIV. daran, dass missiona-
risches Handeln aus dem Glauben heraus Mut verlangt – Mut zum Zeugnis, zur Hoffnung und zur 
tätigen Nächstenliebe.

Missio bittet darum, die Aktion im Monat der Weltmission aktiv zu unterstützen: Hängen Sie das 
Aktionsplakat gut sichtbar aus, legen Sie Spendentüten und Gebetskarten in der Kirche aus oder 
verteilen Sie diese über den Pfarrbrief bzw. an Haushalte. Auch Veranstaltungen vor Ort – etwa 
das Missio-Solidaritätsessen „Die Welt an einem Tisch“ – können ein Zeichen weltkirchlicher Ge-
meinschaft setzen. Anregungen zur Gottesdienstgestaltung und Aktionsideen bietet das Aktions-
heft mit liturgischen Bausteinen.

Die bundesweite Eröffnung der Aktion findet vom 25. bis 27. September 2026 im Bistum Aachen 
statt. In einem feierlichen Pontifikalamt eröffnet Bischof Dr. Helmut Dieser zusammen mit Msgr. 
Luc Olivier Razafitsimialona, Bischof von Tôlagnaro, und weiteren Gästen aus Madagaskar am 
Sonntag, 27. September, offiziell den Monat der Weltmission. Der Gottesdienst im Aachener Dom 
beginnt um 10.00 Uhr und wird live im domradio übertragen. Alle Informationen zur Eröffnung 
finden Sie unter www.missio-hilft.de/wms.

Am 18. Oktober soll in allen katholischen Gottesdiensten der Aufruf der deutschen Bischöfe ver-
lesen werden.

Am 25. Oktober wird bundesweit die Missio-Kollekte gehalten. Die Spenden unterstützen kirchli-
che Projekte in Afrika, Asien und Ozeanien. Die Kollekte wird über die Bistumskassen ohne Abzüge 
an Missio Aachen weitergeleitet. Eine pfarreiinterne Verwendung ist nicht zulässig. Bitte verlesen 
Sie dazu die folgende Ankündigung: „Die heutige Kollekte ist für die Arbeit von Missio bestimmt. 
Das Hilfswerk unterstützt die Kirche in Afrika, Asien und Ozeanien. Es geht dabei um pastorale und 
soziale Projekte, die insbesondere den Armen zugute kommen. Bitte beteiligen Sie sich an dieser 
weltweiten Solidaritätsaktion mit einer großzügigen Spende. Haben Sie herzlichen Dank!“

Weitere Materialien stehen ab Mitte August unter www.missio-hilft.de/wms bereit. Bestellungen: 
bestellungen@missio-hilft.de oder unter 0241 7507-350. Rückfragen bitte an: post@missio-hilft.
de oder 0241 7507-333.
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Art. 149   Veröffentlichung freier Stellen für Priester und Pastoralreferentinnen/-referenten

Detailinformationen zu den einzelnen Stellen sind in der Abteilung Seelsorge-Personal zu erhal-
ten. Die Veröffentlichungen erscheinen ebenfalls im Internet unter 

www.bistum-muenster.de/Stellenbekanntgabe.

Hier finden Sie auch einen Rückmeldebogen, über den Sie Ihr Interesse bekunden können.

Weitere Auskünfte erteilen je nach Angabe:

•	 Matthias Mamot:  
Tel. 0251 495-1301, E-Mail: mamot@bistum-muenster.de

•	 Stephanie Heckenkamp-Grohs:  
Tel. 0251 495-1302, E-Mail: heckenkamp-grohs@bistum-muenster.de

•	 Dr. Dirk van de Loo:										        
Tel. 0251 495-15608, E-Mail: vandeloo@bistum-muenster.de

•	 Dr. Markus Wonka:  
Tel. 04441 872-280, E-Mail: markus.wonka@bmo-vechta.de

Folgende Stellen sind zu besetzen:		

           

		                                  Stellen für Pastoralreferent*innen

Auskünfte erteilt
Kreisdekanat      
Warendorf

Pastoraler Raum Hamm-Nord, 
Schwerpunkt in der Erstellung und 
Umsetzung eines Konzeptes zur Förderung 
des freiwilligen Engagements sowie einem 
Schwerpunkt in der Pfarrei Papst Johannes 
in Hamm-Heessen
Verantwortlicher im Leitungsteam: 
Pastoralreferent Andreas Dahlmann
Leitender Pfarrer: Christoph Gerdemann 

Stephanie 
Heckenkamp-Grohs

											                      AZ: R 430

Art. 150			              Personalveränderungen

Leitungsteams der Pastoralen Räume im Offizialatsbezirk Oldenburg:

Pastoraler Raum Cloppenburg-Löningen

Es wurden folgende Personen als stimmberechtigte Mitglieder für das Leitungsteam ernannt:

Aus dem Kreis der Leitenden Pfarrer im Pastoralen Raum:						    
Pfarrer Bertholt Kerkhoff

Aus dem Kreis der Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten des Pastoralen Raumes:		
Pastoralreferentin Katharina Sieveke

Aus dem Kreis der freiwillig Engagierten im Pastoralen Raum:					   
Frau Nicole Kemme 											         
Herr Tobias Möller

Diese Ernennung ist befristet bis zum 31. Dezember 2029.
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Pastoraler Raum Damme

Es wurden folgende Personen als stimmberechtigte Mitglieder für das Leitungsteam ernannt:

Aus dem Kreis der Leitenden Pfarrer im Pastoralen Raum:						    
Pfarrer Heiner Zumdohme

Aus dem Kreis der Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten des Pastoralen Raumes:		
Pastoralreferentin Christine Gerdes

Aus dem Kreis der freiwillig Engagierten im Pastoralen Raum:					   
Herr Josef Taphorn 											         
Herr Thorsten Deitermann

Diese Ernennung ist befristet bis zum 31. Dezember 2029.

Pastoraler Raum Friesoythe

Es wurden folgende Personen als stimmberechtigte Mitglieder für das Leitungsteam ernannt:

Aus dem Kreis der Leitenden Pfarrer im Pastoralen Raum:						    
Pfarrer Ludger Fischer

Aus dem Kreis der Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten des Pastoralen Raumes:		
Pastoralreferentin Melanie Tegeler

Aus dem Kreis der freiwillig Engagierten im Pastoralen Raum:					   
Frau Tanja Heiler 											         
Herr Andreas Wreesmann

Diese Ernennung ist befristet bis zum 31. Dezember 2029.

Pastoraler Raum Oldenburg-Delmenhorst

Es wurden folgende Personen als stimmberechtigte Mitglieder für das Leitungsteam des Pastora-
len Raums Oldenburg-Delmenhorst ernannt:

Aus dem Kreis der Leitenden Pfarrer im Pastoralen Raum:						    
Pfarrer Michael Bohne

Aus dem Kreis der Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten des Pastoralen Raumes:		
Pastoralreferentin Ingrid Liebermann

Aus dem Kreis der freiwillig Engagierten im Pastoralen Raum:					   
Frau Gabriele Rieger-Heike 										        
Herr Iff Geerken

Diese Ernennung ist befristet bis zum 31. Dezember 2029.

Pastoraler Raum Vechta

Es wurden folgende Personen als stimmberechtigte Mitglieder für das Leitungsteam ernannt:

Aus dem Kreis der Leitenden Pfarrer im Pastoralen Raum:						    
Pfarrer Bernd Holtkamp

Aus dem Kreis der Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten des Pastoralen Raumes:		
Pastoralreferent Christian Hoge
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Aus dem Kreis der freiwillig Engagierten im Pastoralen Raum:					   
Frau Mechthild Kenkel 										        
Herr Christian Meyer

Diese Ernennung ist befristet bis zum 31. Dezember 2029.

Pastoraler Raum Wilhelmshaven

Es wurden folgende Personen als stimmberechtigte Mitglieder für das Leitungsteam ernannt:

Aus dem Kreis der Leitenden Pfarrer im Pastoralen Raum:						    
Pfarrer Andreas Bolten

Aus dem Kreis der Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten des Pastoralen Raumes:		
Pastoralreferentin Daniela Surmann

Aus dem Kreis der freiwillig Engagierten im Pastoralen Raum					   
Frau Dr. Susanne Engstler										        
Herr Thomas Schmitz

Diese Ernennung ist befristet bis zum 31. Dezember 2029.

A l e f,   Nicolet, Pastoralreferentin, wurde zum 1. September 2026 befristet bis 31. August 2032 die 
Stelle als Pastoralreferentin (75 %) im Pastoralen Raum Beelen-Harsewinkel-Sassenberg übertra-
gen. Innerhalb des Pastoralen Raumes wird sie eingesetzt in der Altenheimseelsorge. Außerdem 
wird ihr für den oben genannten Zeitraum die Stelle als Pastoralreferentin (25 %) in der Polizeiseel-
sorge im Kreisdekanat Warendorf übertragen.

B a n s,   Michaela, Pastoralreferentin, wurde zum 1. September 2026 befristet bis 31. August 2032 
die Stelle als Pastoralreferentin (50 %) im Mentorat von Studierenden mit dem Berufsfeld Religi-
onslehrer:in, die Stelle als Mitarbeiterin (20 %) in der pastoralpsychologischen Ausbildung und die 
Stelle als Supervisorin (20 %) im Bistum Münster übertragen.

B r o k h a g e,   Kerstin, Pastoralreferentin, wurde mit Ablauf des 31. August 2026 von Ihrer Aufga-
be als Pastoralreferentin in der Katholischen Kirchengemeinde St. Willehad in Oldenburg und zur 
Mitarbeit im Pastoralen Raum Oldenburg | Delmenhorst entpflichtet. Sie hat zum 1. September 
2026 den Dienst im nordrhein-westfälischen Teil des Bistums aufgenommen.

B ö s i n g,   Andre, Pastoralreferent, wurde zum 1. September 2026 befristet bis 31. August 2032 
die Stelle als Pastoralreferent im Pastoralen Raum Bocholt-Isselburg-Rhede übertragen. Innerhalb 
des Pastoralen Raumes ist er eingesetzt in der Schulseelsorge am Bischöflichen St. Josef Gymnasi-
um in Bocholt (50 %) sowie in der Pfarrei St. Georg in Bocholt (30 %). Darüber hinaus wird ihm die 
Stelle als Supervisor im Bistum Münster übertragen (20 %).

B r i n k m a n n,   Jens, Pastoralreferent, wurde zum 15. Juli 2026 befristet bis 14. Juli 2032 die 
Stelle als Pastoralreferent (50 %) im Pastoralen Raum A bis Z - von Appeldorn bis Zyfflich übertra-
gen. Innerhalb des Pastoralen Raumes ist er eingesetzt in der Pfarrei St. Clemens und Heilig Geist 
in Kalkar.

D y b a,   Janine, Pastoralassistentin, wurde zum 1. August 2026 die Stelle einer Pastoralassistentin 
mit 100 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit einer Vollbeschäftigten, das sind zurzeit 39 
Wochenstunden, in der Pfarrei St. Antonius/Bonifatius/Paulus Dorsten-Hervest und im Pastoralen 
Raum Dorsten-Kirchhellen übertragen.

D z a m b o,   Xenia, Pastoralassistentin, wurde zum 1. August 2026 die Stelle einer Pastoralassis-
tentin mit 100 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit einer Vollbeschäftigten, das sind 
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zurzeit 39 Wochenstunden, in der Pfarrei St. Peter Duisburg-Rheinhausen und im Pastoralen Raum 
Duisburg (West) übertragen.

E f f e r t z,   Monika, Pastoralreferentin, wurde zum 1. September 2026 die Stelle als Pastoral-
referentin in der Katholischen Kirchengemeinde St. Willehad in Oldenburg und zur Mitarbeit im 
Pastoralen Raum Oldenburg | Delmenhorst übertragen.

E i k e n s,   Christina, Pastoralreferentin, wurde zum 1. Juli 2026 befristet bis 31. Juli 2027 die Stelle 
als Pastoralreferentin (50 %) im Pastoralen Raum Lüdinghausen-Nordkirchen-Olfen-Selm-Senden 
übertragen. Innerhalb des Pastoralen Raumes ist sie eingesetzt in der Pfarrei St. Ludger in Selm.

E i l e r t,   Tobias, Kaplan, wurde von seinen Aufgaben als Kaplan der Pfarrei Emsdetten St. Pankra-
tius zum 31. August 2026 entpflichtet. Er wurde zum 1. September 2026 zum Kaplan im Pastoralen 
Raum Cloppenburg-Löningen ernannt. Innerhalb des Pastoralen Raumes wird er eingesetzt in der 
Katholischen Kirchengemeinde St. Andreas in Cloppenburg.

F e n d e l,   Mirijam, Pastoralassistentin, wurde zum 1. August 2026 die Stelle einer Pastoralas-
sistentin mit 100 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit einer Vollbeschäftigten, das sind 
zurzeit 39 Wochenstunden, in der Pfarrei St. Liudger Münster und im Pastoralen Raum Münster 
(Mitte) übertragen.

F i c h e r a   L a u d a n o,   David, Pastoralreferent, wurde zum 1. September 2026 befristet bis 
31. August 2032 die Stelle als Pastoralreferent (100 %) im Pastoralen Raum Coesfeld übertragen. 
Innerhalb des Pastoralen Raumes ist er eingesetzt in den Pfarreien St. Anna Katharina Coesfeld, St. 
Lamberti Coesfeld und St. Johannes d. T. Coesfeld, Lette.

G a l l i e,   Rebecca, Pastoralassistentin, wurde zum 1. August 2026 die Stelle einer Pastoralassis-
tentin mit 100 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit einer Vollbeschäftigten, das sind 
zurzeit 39 Wochenstunden, in der Pfarrei St. Josef Kamp-Lintfort und im Pastoralen Raum Kamp-
Lintfort-Moers-Neukirchen-Vluyn übertragen.

H e l d,   Mirijam, Pastoralreferentin, wurde zum 1. August 2026 befristet bis 31. Juli 2031 die Stelle 
als Pastoralreferentin (35,90 %) im Pastoralen Raum Duisburg (West) übertragen. Innerhalb des 
Pastoralen Raumes ist sie eingesetzt in der Pfarrei St. Franziskus in Duisburg (Homberg).

H o r s t m a n n,   Iris, Pastoralreferentin, wurde zum 1. August 2026 befristet bis 31. Juli 2032 
die Stelle als Pastoralreferentin (100 %) im Sachgebiet Supervision und Coaching im Bischöflichen 
Generalvikariat Münster übertragen.

H ö c k e r s c h m i d t,   Lena, Pastoralassistentin, wurde zum 1. August 2026 die Stelle als Pasto-
ralassistentin mit 100 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit einer Vollbeschäftigten, das 
sind zurzeit 39 Wochenstunden, in der Pfarrei St. Joseph Münster und im Pastoralen Raum Müns-
ter (Mitte) übertragen.

H ö l s c h e r,   Andreas, Pastoralassistent, wurde zum 1. August 2026 die Stelle eines Pastoralas-
sistenten mit 100 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten, das sind 
zurzeit 39 Wochenstunden, in der Pfarrei St. Felizitas Lüdinghausen und im Pastoralen Raum Lü-
dinghausen-Nordkirchen-Olfen-Selm-Senden übertragen.

H ö p i n g,   Myriam, Pastoralreferentin, wurde zum 15. Juli 2026 befristet bis 14. Juli 2032 die 
Stelle als Pastoralreferentin (50 %) im Pastoralen Raum Münster Nord-West übertragen. Innerhalb 
des Pastoralen Raumes ist sie eingesetzt in den Pfarreien St. Marien u. St. Josef in Münster sowie 
St. Franziskus in Münster.

K a p e l l n e r,   Laura-Christin, Pastoralreferentin, wurde zum 1. September 2026 befristet bis 30. 
Juni 2031 die Stelle als Pastoralreferentin (60 %) im Pastoralen Raum Haltern-Marl übertragen. In-
nerhalb des Pastoralen Raumes ist sie eingesetzt in der Schulseelsorge der weiterführenden Schu-
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len der Stadt Marl. Außerdem wurde ihr weiterhin bis zum Ende der Wahlperiode die Stelle als 
Mitglied (20 %) der Mitarbeitervertretung für Pastoralassistent:innen und Pastoralreferent:innen 
übertragen. Darüber hinaus erhält sie zum 1. September 2026 befristet bis 31. Juli 2030 eine 
Freistellung zur Teilnahme an der Weiterbildung „Master of Counseling – Ehe, Familien- und 
Lebensberatung“ (20 %).

K ö s t e r,   Norbert, Prof. Dr., wurde mit Ablauf des 31. Juli 2026 von seinen Aufgaben als LSB-
TI*Q-Ansprechpartner im Bistum Münster entpflichtet.

K r i s t o p e i t   SAC,   P. Matthias, wurde zum 16. September 2026 zum Pastor im Pastoralen 
Raum Oldenburg – Delmenhorst ernannt. Innerhalb des Pastoralen Raumes ist er eingesetzt in 
der Pfarrei Bad Zwischenahn St. Vinzenz Palotti und zur Mitarbeit im Pastoralen Raum.

M e n z e l,   Nicole, Pastoralreferentin, wurde weiterhin befristet bis zum 30. September 2029 
die Stelle als Pastoralreferentin (50 %) im Pastoralen Raum Lüdinghausen-Nordkirchen-Ol-
fen-Selm-Senden übertragen. Innerhalb des Pastoralen Raumes ist sie eingesetzt in der Pfarrei 
St. Felizitas in Lüdinghausen und Seppenrade.

M ü h l,   Christoph, Pastoralreferent, wurde zum 1. September 2026 befristet für die Zeit der 
Wahlperiode die Stelle als Pastoralreferent für die Geistliche Leitung im KAB-Diözesanverband 
(100 %) übertragen.

N i e h o f f,   Franzis, Pastoralreferentin, wurde zum 1. September 2026 befristet bis 31. Juli 
2027 die Stelle als Pastoralreferentin (12,82 %) im Pastoralen Raum Everswinkel-Ostbevern-Telg-
te übertragen. Innerhalb des Pastoralen Raumes ist sie eingesetzt im Internat Schloss Loburg in 
Ostbevern in der Pfarrei St. Ambrosius in Ostbevern.

P l i e n,   Ines, Pastoralreferentin, wurde zum 1. September 2026 befristet bis 31. August 2032 
die Stelle als Pastoralreferentin im Pastoralen Raum Neuenkirchen-Rheine-Wettringen übertra-
gen. Innerhalb des Pastoralen Raumes wird sie eingesetzt in der Schulseelsorge für die weiter-
führenden Schulen der Stadt Rheine (58,48 %). Außerdem wird ihr die Stelle als Mitarbeiterin 
im Referat Pastoralpsychologie (20 %) übertragen. Darüber hinaus wird ihr die Stelle als Ehe-, 
Familien- und Lebensberaterin (20,51 %) im Bistum Münster übertragen.

P l i e n, Tobias, Pastoralreferent wurde zum 1. September 2026 befristet bis 31. August 2032 
die Stelle als Pastoralreferent im Pastoralen Raum Neuenkirchen-Rheine-Wettringen übertragen. 
Innerhalb des Pastoralen Raumes wird er eingesetzt in der Schulseelsorge am Bischöflichen Ar-
nold-Janssen-Gymnasium in der Pfarrei St. Anna in Neuenkirchen (80 %). Außerdem wurde ihm 
die Stelle als Supervisor im Bistum Münster (20 %) übertragen.

S a n d k e r,   Laura, Pastoralreferentin, wurde zum 1. August 2026 die Stelle als Pastoralreferentin 
im Pastoralen Raum Friesoythe übertragen. Innerhalb des Pastoralen Raumes wird sie eingesetzt 
als Pastoralreferentin in der Katholischen Kirchengemeinde St. Jakobus im Saterland und zur Mit-
arbeit in der Katholischen Kirchengemeinde St. Ansgar in Barßel.

S c h o,   Elisabeth, Pastoralreferentin, wurde zum 2. August 2026 befristet bis 1. August 2031 die 
Stelle als Pastoralreferentin (50 %) in der Ehe-, Familien und Lebensberatung im Bistum Münster 
übertragen.

S t o l l,   Christina, Pastoralreferentin, wurde zum 1. September 2026 befristet bis 31. August 
2032 die Stelle als Pastoralreferentin im Pastoralen Raum Münster-Mitte übertragen. Innerhalb 
des Pastoralen Raumes wird sie eingesetzt in der Schulseelsorge an der Bischöflichen Marien-
schule Münster (50 %).

S u m n e r,  Patrick, Pastoralreferent, wurde zum 1. September 2026 befristet bis 31. August 
2032 die Stelle als Pastoralreferent (100 %) im Pastoralen Raum Neuenkirchen-Rheine-Wettrin-
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gen übertragen. Innerhalb des Pastoralen Raumes wird er eingesetzt in der Pfarrei St. Antonius 
in Rheine.

T ö n i e s,   Sven, Pastoralreferent, wurde zum 1. September 2026 befristet bis 31. Juli 2031 die 
Stelle als Pastoralreferent im Pastoralen Raum Goch|GocherLand|Uedem übertragen. Innerhalb 
des Pastoralen Raumes ist er eingesetzt in der Schulseelsorge am Bischöflichen Internatsgymna-
sium Collegium Augustinianum Gaesdonck und zur Vernetzung der Schulseelsorge im Pastoralen 
Raum (80 %). Darüber hinaus erhält er zum 1. September 2026 befristet bis 31. August 2030 eine 
Freistellung zur Teilnahme an der Weiterbildung „Master of Counseling – Ehe, Familien- und Le-
bensberatung“ (20 %).

v a n   B e r l o,   Markus, Pastoralreferent, wurde zum 1. August 2026 befristet bis 31. Juli 2031 die 
Stelle als Pastoralreferent (100 %) im Pastoralen Raum A bis Z - von Appeldorn bis Zyfflich über-
tragen. Innerhalb des Pastoralen Raumes ist er eingesetzt in der Schulseelsorge des Berufskollegs 
Kleve und des Konrad-Adenauer-Gymnasium Kleve.

Emeritierungen gemäß der Emeritierungsordnung KA 1984 NR 18 Art. 151:

W o j c i k,   Andreas, Diakon, wurde zum 1. August 2026 emeritiert.

In den Ruhestand versetzt wurde: 

L a p p e,   Ursula, Pastoralreferentin, wurde zum 1. September in den Ruhestand versetzt.

Tätigkeit im Bistum Münster beendet: 

K l ü p p e l - N e u m a n n,   Mariele, Pastoralreferentin, beendet zum 31. August 2026 ihren Dienst 
als Pastoralreferentin im Bistum Münster.

M e e s,   Klaus, Pastoralreferent, beendet zum 31. August 2026 seinen Dienst als Pastoralreferent 
im Bistum Münster.

W a g n e r,   Sebastian, Diakon, wurde mit Ablauf des 15. September 2026 von seinen Aufgaben 
als Seelsorger im Diakonenamt in der Pfarrei Bad Zwischenahn St. Vinzenz Palotti entpflichtet. Er 
wird das Bistum Münster verlassen.

						                                 			             AZ: R 430

Art. 151 	 	    	                     Unsere Toten

K ö n i g,   Andreas, Pfarrer, wurde am 17. Juli 1968 in Marl geboren. Die Priesterweihe empfing er 
am 3. Juni 2001 in Münster. Nach seiner Priesterweihe ging er zunächst zur Aushilfe nach Borken 
Propstei St. Remigius und nach Wangerland (Schillig) St. Marien, bevor er die Aufgaben als Kaplan 
in Bocholt St. Josef und in Isselburg (Werth) St. Peter und Paul übernahm. Im Jahr 2002 wurde er 
zusätzlich zum Kaplan in Ssm. Trinitas, St. Ewaldi und St. Maria Trösterin in der Seelsorgeeinheit 
Bocholt-Süd ernannt. Die Ernennung zum Pfarrer in Duisburg (Rumeln-Kaldenhausen) St. Marien 
erfolgte im Jahr 2007. Die Aufgaben des Dechanten für das Dekanat Duisburg-West übernahm er 
im Jahr 2010. Zusätzlich wurde er im Jahr 2014 zum Pfarrverwalter in Duisburg (Rumeln-Kalden-
hausen) St. Klara ernannt. Im Jahr 2015 wurde er Pastor m. d. T. Pfarrer in Duisburg-Rheinhausen 
St. Matthias ernannt und übernahm dort im Jahr 2017 die Pfarrverwaltung. Im Jahr 2025 wurde 
er zum Pastor m. d. T. Pfarrer in Duisburg St. Matthias ernannt. Pfarrer Andreas König verstarb am 
29. Juli 2026 in Waltrop im Alter von 58 Jahren.

          										                                 AZ: R 430
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	     Verordnungen und Verlautbarungen des 				 
	     Bischöflich Münsterschen Offizialates in Vechta

Art. 152                             Ordnung über die Nutzung Künstlicher Intelligenz  

Zur Umsetzung der EU-KI-Verordnung1 über künstliche Intelligenz (EU-KI-VO) und zur Gewährleis-
tung des sicheren und verantwortungsvollen Einsatzes von Künstlicher Intelligenz (KI) im Olden-
burgischen Teil der Diözese Münster wird nachfolgende Ordnung erlassen: 

§ 1 Geltungsbereich

Diese Ordnung gilt für die Nutzung von KI-Systemen durch die Mitarbeitenden der Römisch-Ka-
tholischen Kirche im Oldenburgischen Teil der Diözese Münster, insbesondere in den jeweiligen 
Bereichen Verwaltung, Seelsorge & Seelsorge-Personal und den katholischen Schulen des Bi-
schöflich Münsterschen Offizialats (BMO).

§ 2 Grundsätze, Schulungsplicht

(1)	 Im Oldenburgischen Teil der Diözese Münster dürfen ausschließlich KI-Systeme der Risiko-
klassen 3 und 4 im Sinne der EU-KI-VO im beruflichen Kontext eingesetzt werden (s. den An-
hang). KI-Systeme dürfen nicht für private und nur für legale Zwecke genutzt werden. 

(2)	 Die Nutzung von konkreten KI-Systemen, auch durch Vertragspartner, ist mit dem Referat IT 
des BMO im Vorfeld abzustimmen. Das Entwickeln und Trainieren eines eigenen KI-Systems 
ist untersagt. 

(3)	 Die Nutzungsbedingungen des Anbieters des KI-Systems sind unbedingt einzuhalten.

(4)	 Entsprechend Art. 4 der EU-KI-VO hat der Dienstgeber die KI-Kompetenz der Mitarbeitenden 
sicherzustellen. KI-Systeme dürfen nur von Mitarbeitenden genutzt werden, die zuvor an ei-
ner grundlegenden Schulung zum Thema „KI“ teilgenommen und dies dem Dienstgeber - ge-
genüber dem Dienstvorgesetzten - nachgewiesen haben. 

§ 3 Rechte Dritter, Datenschutz, Vertraulichkeit

(1)	 Die Eingabe und Verarbeitung von Daten in KI-Systemen muss stets rechtlich zulässig sein. 
Insbesondere darf sie nicht gegen Datenschutz-, Urheber- oder Marken- und Strafrecht ver-
stoßen.

(2)	 Der Einsatz eines KI-Systems für die Eingabe und Verarbeitung personenbezogener Daten ist 
nur nach Freigabe durch das Referat IT nach Rücksprache mit dem Datenschutzbeauftragten 
des BMO zulässig. Die Eingabe von vertraulichen und/oder personenbezogenen Daten auf 
öffentlichen frei zugänglichen KI-Plattformen2 ist stets untersagt.

(3)	 Die Eingabe und Verarbeitung von Gesundheitsdaten sowie Daten mit besonderem Vertrau-
ensschutz (wie dem § 203 StGB) ist nur mit vorheriger, schriftlicher Einwilligung der betrof-
fenen Person erlaubt, die sich ausdrücklich auch auf die Verarbeitung dieser Daten erstreckt.

1 Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Festlegung har-
monisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr. 
167/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der Richtlinien 2019/90/EU, (EU) 2016/797 
und (EU) 2020/1828 (Verordnung über künstliche Intelligenz, ABI. L, 2024/1689, 12.7.2024.

2 z.B. ChatGPT, OpenAI, Google-AI.
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(4)	 Die Nutzungsbedingungen des Anbieters des KI-Systems sind unbedingt einzuhalten.

(5)	 Die EU-KI-VO, das KDG und die KDG-DVO gelten in ihrer jeweils gültigen Fassung und sind stets 
von den Mitarbeitenden einzuhalten.

§ 4 Prüfpflicht

(1)	 KI-generierte Inhalte sind vor ihrer Verwendung auf ihre Richtigkeit bzw. Plausibilität und An-
gemessenheit zu prüfen. Texte sind zudem einer redaktionellen Kontrolle zu unterziehen.

(2)	 Insbesondere bei von KI-Systemen erzeugten Texten und Bildern ist darauf zu achten, dass 
diese keine Reproduktion urheberrechtlich geschützter Werke darstellen. Bei Zweifeln hat die 
Verwendung zu unterbleiben.

§ 5 Transparenzpflicht (Deep-Fakes)

(1)	 Der Einsatz von KI-Anwendungen der Risikoklasse 3 ist im Außenverhältnis kenntlich zu 
machen.

(2)	 Sofern mithilfe einer KI, insbesondere Texte erzeugt werden, die veröffentlicht werden sollen, 
können Transparenzpflichten (Art. 50 EU-KI-VO) entstehen. Transparenzpflichten können auch 
bei der Erzeugung oder der Manipulation von Bild-, Ton- oder Videoinhalten entstehen, nicht 
nur in Bezug auf Personen, sondern auch in Bezug auf Gegenstände, Orte, Einrichtungen oder 
Ereignisse (sog. Deepfakes). 

§ 6 Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt zum 01. August 2026 in Kraft 

Vechta, 23.07.2026	

L.S.					          + Wilfried Theising							     
				       Bischöflicher Offizial und Weihbischof

                 Anhang – Risikoklassifizierung von KI-Anwendungen gemäß EU-KI-Verordnung

Klasse Risikoklasse 1        
Inakzeptables 
Risiko

Risikoklasse 2    
Hohes Risiko

Risikoklasse 3    
Begrenztes Risiko

Risikoklasse 4 
Minimales bzw. 
kein Risiko

Eigenschaften Die KI-Anwendung 
verstößt gegen die 
Werte der EU, weil 
sie Grundrechte 
verletzt

Die KI-Anwendung 
wirkt sich nachtei-
lig auf die Sicher-
heit der Menschen 
oder ihre Grund-
rechte aus

Durch die KI-An-
wendung besteht 
eine Manipulati-
onsgefahr; Nut-
zenden könnte 
beispielsweise 
nicht klar sein, 
dass sie es mit 
einer Maschine 
zu tun haben

Alle KI-Systeme 
können unter 
Einhaltung des 
allgemein gelten-
den Rechts ent-
wickelt werden; 
d.h. ohne Beach-
tung zusätzlicher 
Rechtlicher Ver-
pflichtungen
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Beispiele Manipulation 
menschlichen 
Verhaltens; Social 
Scoring durch den 
Staat; Biometri-
sche Echtzeit-Über-
wachung im 
öffentlichen Raum

Kritische Inf-
rastrukturen; 
Strafverfolgung/ 
Recht; Bewer-
tungsprozesse 
(z.B. Kreditwürdig-
keit); medizinische 
Diagnosegeräte

Z.B. Chatbots Großteil der 
KI-Systeme, die 
derzeit in der 
EU verwen-
det werden.                   
z.B. SPAM-Filter, 
KI-gestützte 
Videospiele

Folgen Verboten Konformitätsbe-
wertung erforder-
lich

Transparenz-
pflichten

Keine besonde-
ren Verpflichtung

Art. 153        Anlage 1 zu Ordnung der Dienst- und Versorgungsbezüge der Priester im 		              	
       Oldenburgischen Teil des Bistums Münster – Offizialatsbezirk Oldenburg vom 15.10.2019  	             	
		             (Kirchliches Amtsblatt Münster 2019, Nr. 18, Art. 186)   

A)	 Grundgehaltssätze

Das Grundgehalt gemäß § 5 der Priesterbesoldungs- und -versorgungsordnung bestimmt sich 
nach der Besoldungsgruppe

P 1 für Pfarrer mit eigenem Haushalt								      
P 2 für Pfarrer ohne eigenen Haushalt								      
P 3 für Kapläne mit eigenem Haushalt								      
P 4 für Kapläne ohne eigenen Haushalt

Ein Priester, dem freie Unterkunft/Verpflegung gewährt wird, gilt als „Pfarrer/Kaplan ohne 
eigenen Haushalt“ im Sinne dieser Anlage; er erhält als Grundgehalt zwei Drittel des Grundge-
haltes eines vergleichbaren „Pfarrers/Kaplans mit eigenem Haushalt“.

Die Grundgehaltssätze sind in den nachstehenden Tabellen ausgewiesen:

Monatsbeträge in Euro, gültig ab 01.04.2026

Dienstalterstufe Besoldungs- 
gruppe P 1

Pfarrer mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 2

Pfarrer ohne 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 3

Kaplan mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 4

Kaplan ohne 
Haushalt

3      3.762,63      2.628,20        3.700,98        2.586,72   
4      4.004,77        2.789,61        3.887,06        2.712,27   
5      4.253,62        2.956,64        4.073,14      2.836,70   
6      4.500,23        3.121,43        4.267,07        2.967,86
7      4.755,82        3.289,58        4.457,64        3.094,53   
8      4.920,61        3.401,67        4.586,55        3.179,72   
9      5.091,00        3.516,02        4.715,46        3.269,40   

10      5.262,50        3.629,24        4.848,86        3.357,96   
11      5.430,65        3.743,58        4.980,02        3.440,91   
12      5.599,92        3.854,55        5.108,93        3.527,22   
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Monatsbeträge in Euro, gültig ab 01.03.2027

Dienstalterstufe Besoldungs- 
gruppe P 1

Pfarrer mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 2

Pfarrer ohne 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 3

Kaplan mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 4

Kaplan ohne 
Haushalt

3      3.837,88        2.680,76        3.775,00        2.638,45   
4      4.084,87        2.845,40        3.964,80        2.766,52   
5      4.338,69        3.015,77        4.154,60        2.893,43   
6      4.590,23        3.183,86        4.352,41        3.027,22   
7      4.850,94        3.355,37        4.546,79        3.156,42   
8      5.019,02        3.469,70        4.678,28        3.243,31   
9      5.192,82        3.586,34        4.809,77        3.334,79   

10      5.367,75        3.701,82        4.945,84        3.425,12   
11      5.539,26        3.818,45        5.079,62        3.509,73   
12      5.711,92        3.931,64        5.211,11        3.597,76   

 

Monatsbeträge in Euro, gültig ab 01.01.2028

Dienstalterstufe Besoldungs- 
gruppe P 1

Pfarrer mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 2

Pfarrer ohne 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 3

Kaplan mit 
Haushalt

Besoldungs- 
gruppe P 4

Kaplan ohne 
Haushalt

3      3.876,26        2.707,57        3.812,75        2.664,83   
4      4.125,72        2.873,85        4.004,45        2.794,19   
5      4.382,08        3.045,93        4.196,15        2.922,36   
6      4.636,13        3.215,70        4.395,93        3.057,49   
7      4.899,45        3.388,92        4.592,26        3.187,98   
8      5.069,21        3.504,40        4.725,06        3.275,74   
9      5.244,75        3.622,20        4.857,87        3.368,14   

10      5.421,43        3.738,84        4.995,30        3.459,37   
11      5.594,65        3.856,63        5.130,42        3.544,83   
12      5.769,04        3.970,96        5.263,22        3.633,74   

B)	 Wohnungszulage

Die Wohnungszulage gemäß § 13 Absatz 1 Buchstabe b der Priesterbesoldungs- und -versor-
gungsordnung beträgt ab dem 01.04.2026: 1.032,49 EUR; ab dem 01.03.2027 beträgt diese 
1.053,14 EUR, ab dem 01.01.2028 beträgt diese 1.063,67 EUR.

C)	 Schlussbestimmungen

Im Übrigen gilt die Priesterbesoldungs- und -versorgungsordnung des Offizialatsbezirks Olden-
burg in der jeweils gültigen Fassung.

D)	 In-Kraft-Treten

Diese Anlage tritt mit Wirkung vom 1. April 2026 in Kraft.
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Vechta, 10.08.2026	

L.S.					          + Wilfried Theising							     
				       Bischöflicher Offizial und Weihbischof

Art. 154         Anlage zur Ordnung über die Umzugskostenvergütung für Priester im 			 
			                       Offizialatsbezirk Oldenburg)   

(1)	 Gemäß § 5 Absatz 3 der „Ordnung über die Umzugskostenvergütung für Priester im Offizialats-
bezirk Oldenburg“ vom 15.10.2019 (KA Münster 2019, Nr. 18, Art 187) wird der Grundbetrag 
für die Bemessung der Pauschalvergütung für sonstige Umzugsauslagen gemäß § 5 Absatz 1 
Nr. 1 und 2 der genannten Ordnung zum 01.04.2026 auf 6.381,49 EUR festgesetzt; ab dem 
01.03.2027 beträgt dieser 6.509,12 EUR; ab dem 01.01.2028 beträgt dieser 6.574,21 EUR.

(2)	 Die Pauschalvergütung für sonstige Umzugsauslagen und der Häufigkeitszuschlag betragen 
somit:

Beträge in Euro, gültig ab 01.04.2026

lfd. 
Nr.

für anspruchsberechtigte Priester Pauschalvergü-
tung für sonstige            
Umzugsauslagen

Häufigkeitszu-
schlag gemäß § 5 

Abs. 1 Nr. 4
1 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 1           

(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug) 

768,97  384,48  

2 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 2            
(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug   u n d   aufgenommener 
Person im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 
(z.B. Haushälterin) in der alten und in 
der neuen Wohnung)

1.537,94  768,97  

3 in den Fällen des § 5                                                                                 
Abs. 1 Nr. 3                                              
(Priester mit Wohnung nur vor oder nur 
nach dem Umzug oder ohne Wohnung 
vor und nach dem Umzug)

153,79  0,00  

Beträge in Euro, gültig ab 01.03.2027

lfd. 
Nr.

für anspruchsberechtigte Priester Pauschalvergü-
tung für sonstige            
Umzugsauslagen

Häufigkeitszu-
schlag gemäß § 5 

Abs. 1 Nr. 4
1 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 1           

(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug) 

784,35 392,17

2 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 2            
(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug   u n d   aufgenommener 
Person im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 
(z.B. Haushälterin) in der alten und in 
der neuen Wohnung)

1.568,70 784,35
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3 in den Fällen des § 5                                                                                 
Abs. 1 Nr. 3                                              
(Priester mit Wohnung nur vor oder nur 
nach dem Umzug oder ohne Wohnung 
vor und nach dem Umzug)

156,87 0,00  

Beträge in Euro, gültig ab 01.01.2028

lfd. 
Nr.

für anspruchsberechtigte Priester Pauschalvergü-
tung für sonstige            
Umzugsauslagen

Häufigkeitszu-
schlag gemäß § 5 

Abs. 1 Nr. 4
1 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 1           

(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug) 

792,19 396,10

2 in den Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 2            
(Priester mit Wohnung vor   u n d   nach 
dem Umzug   u n d   aufgenommener 
Person im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 
(z.B. Haushälterin) in der alten und in 
der neuen Wohnung)

1.584,38 792,19

3 in den Fällen des § 5                                                                                 
Abs. 1 Nr. 3                                              
(Priester mit Wohnung nur vor oder nur 
nach dem Umzug oder ohne Wohnung 
vor und nach dem Umzug)

158,44 0,00  

 Diese Anlage tritt mit Wirkung vom 1. April 2026 in Kraft.

Vechta, 10.08.2026	

L.S.					          + Wilfried Theising							     
				       Bischöflicher Offizial und Weihbischof
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